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A. Bericht des Abgeordneten Schlee 


A. Vorbemerkungen 

Der IX. Abschnitt des Grundgesetzes ist der 
Rechtsprechung gewidmet. Artikel 92, der erste 
Artikel dieses Abschnitts, beginnt mit dem Satze, 
daß die rechtsprechende Gewalt den Richtern anver- 
traut ist. Es folgt die Bestimmung, daß diese Gewalt 
durch das Bundesverfassungsgericht und durch die 
Gerichte des Bundes und die Gerichte der Länder 
ausgeübt wird. Demgemäß kennt das Grundgesetz 
Richter im Bundesdienst und Richter in den Ländern. 
Artikel 98 Abs. 1 GG bestimmt, daß die Rechtsstel- 
lung der „Bundesrichter" durch besonderes Bundes- 
gesetz zu regeln ist. Ebenso verlangt Artikel 98 
Abs. 3 GG die Regelung der Rechtsstellung der Rich- 
ter in den Ländern durch besondere Landesgesetze. 
Der Bund kann Rahmenvorschriften für diese Lan- 
desgesetze erlassen. 

Zur Erfüllung dieses Auftrags aus dem Grund- 
gesetz und zugleich zur Rahmengesetzgebung für 
die bevorstehenden Landesgesetze hat die Bundes- 
regierung mit der Drucksache 516 dem Bundestag 
den Entwurf eines Deutschen Richtergesetzes vor- 
gelegt. Der Bundestag hat die Vorlage in der 
45. Sitzung am 16. Oktober 1958 in erster Lesung 
behandelt und dem Rechtsausschuß federführend, 
dem Ausschuß für Inneres zur Mitberatung über- 
wiesen. Die Beratungen im Rechtsausschuß nahmen 
zahlreiche Sitzungen dieses Ausschusses in An- 
spruch. Sie wurden am 30. Mai 1961 abgeschlossen, 
nachdem auch der Ausschuß für Inneres die ab- 
schließenden Ergebnisse seiner Beratungen — zu- 
letzt aus seiner 98. Sitzung vom 28. Februar 1961 — 
mitgeteilt hatte. In der 119. Sitzung hörte der Rechts- 
ausschuß am 3. November 1960 den Präsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts, die Präsidenten der 


oberen Bundesgerichte (mit Ausnahme des durch 
Krankheit verhinderten Präsidenten des Bundes- 
sozialgerichts), Präsident Baerns des Oberlandes- 
gerichts Düsseldorf, Senatspräsident Thierbach vom 
Disziplinarsenat für Richter des Landes Nordrhein- 
Westfalen und den Vorstand des Deutschen Richter- 
bundes zu einer Reihe von Problemen des Gesetzes, 
ebenso in der 131. Sitzung am 12. Januar 1961 den 
Präsidenten des Bundesdisziplinarhofes. Justizmini- 
ster Flehinghaus von Nordrhein-Westfalen nahm 
als Vertreter des Bundesrates in der 131. Sitzung 
am 12. Januar 1961 teil an der Beratung der Bestim- 
mungen, die sich auf die Staatsanwälte beziehen. 

Als Vorarbeiten sind zu nennen der „Entwurf 
eines Richtergesetzes gemäß den Beschlüssen des 
Justizcollegiums vom 2. 4. 1950" (der sogenannte 
Rothenburger Entwurf) und die Referentendenk- 
schrift des Bundesjustizministeriums zur Vorberei- 
tung eines Richtergesetzes vom Jahre 1954. 


B. Allgemeines 

1 . 

Der Entwurf trägt die Bezeichnung eines „Deut- 
schen Richtergesetzes", weil das Gesetz nicht nur 
der Rechtsstellung der Richter des Bundes gilt, son- 
dern überhaupt Grundsätzliches für die Rechtsstel- 
lung der Richter in der Bundesrepublik regeln soll. 
Es gliedert sich demgemäß in vier Teile. Der Erste 
Teil enthält die Bestimmungen, die für das Richter- 
amt im Bund und in den Ländern gleiche Geltung 
haben. Der Zweite Teil bringt die besonderen Be- 
stimmungen für die Rechtsstellung der Richter im 
Bundesdienst, der Dritte Teil die Rahmenvorschrif- 
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ten für die Rechtsstellung der Landesrichter, die der 
Ergänzung durch Landesgesetze bedürfen. Der Vierte 
Teil faßt Übergangs- und Schlußvorschriften zusam- 
men. Es gehören demnach zusammen der Erste und 
der Zweite Teil als das in Artikel 98 Abs. 1 GG 
vorgesehene besondere Bundesgesetz für die Rechts- 
stellung der Bundesrichter, der Erste und der Dritte 
Teil als das in Artikel 98 Abs. 3 GG vorgesehene 
Rahmengesetz für die besonderen Landesgesetze. 
Hieraus geht die besondere Bedeutung hervor, die 
dem Ersten Teil dieses Gesetzes zukommt. Er soll die 
Einheitlichkeit der Grundbestimmungen für das Rich- 
teramt im Bund und in den Ländern gewährleisten. 


IL 

Artikel 92 und 97 GG sind maßgebliche Bestim- 
mungen für die Rechtsstellung der Richter in der 
Bundesrepublik. 

Nach Artikel 92 GG darf es nur Gerichte des 
Bundes und Gerichte der Länder geben. Die Patri- 
monialgerichtsbarkeit besteht seit dem Jahre 1848 
nicht mehr. Aber auch eine kommunale Gerichts- 
barkeit mit Gerichten der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände ist nach dem Grundgesetz nicht zulässig. 
Die rechtsprechende Gewalt gehört zu den unmittel- 
baren Aufgaben des Staates. Die Richter, die diese 
Gewalt ausüben, leisten daher ihre Dienste ent- 
weder dem Bund oder den Ländern. 


Dieser Dienst in der Rechtspflege kann eine ehren- 
amtliche Tätigkeit sein. Er kann aber auch als Beruf 
geleistet werden, der auf einem dauernden oder 
befristeten Dienstverhältnis mit dem Inhaber der 
rechtsprechenden Gewalt beruht. Die deutsche Ge- 
richtsverfassung kennt den ehrenamtlichen Richter 
und den Berufsrichter. In der Ausübung ihres Rich- 
teramtes stehen beide einander gleich. Denn das, 
Grundgesetz vertraut die rechtsprechende Gewalt 
den Richtern schlechthin an, ohne zwischen den 
ehrenamtlichen und den Berufsrichtern zu unter- 
scheiden. Aber die Rechtspflege eines modernen 
Rechtsstaates könnte ohne den Berufsrichter nicht 
mehr bewältigt werden. Artikel 97 Abs. 2 GG zeigt, 
daß auch das Grundgesetz von der überkommenen 
und weitgehenden Verwendung des „hauptamtlich 
und planmäßig endgültig angestellten" Richters aus- 
gegangen ist. Nach der Statistik des Bundesjustiz- 
ministeriums gab es am 1. Januar 1961 in der Bun- 
desrepublik insgesamt 1 1 609 Berufsrichter. Davon 
waren 10 41v5 auf Lebenszeit und 54 auf Zeit ernannt. 
1140 waren Hilfsrichter. 


Es waren im Dienste 

bei den Verfassungsgerichten 81 Richter, 

bei den ordentlichen Gerichten 9 231 Richter, 
bei den Verwaltungsgerichten 794 Richter, 

bei den Finanzgerichten 199 Richter, 

bei den Arbeitsgerichten 327 Richter, 

bei den Sozialgerichten 1 007 Richter, 

bei den Dienst- 

und Disziplinargerichten 481 Richter. 

61 Richter der Verfassungsgerichte, 5 Richter der 
ordentlichen Gerichte und 445 Richter der Dienst- 
und Disziplinargerichte waren noch in einer anderen 
Gerichtsbarkeit tätig. 


Die in Artikel 98 Abs. 1 und 3 GG vorgesehenen 
besonderen Gesetze sind in erster Linie dazu be- 
stimmt, die Rechtsstellung der Borufsrichter zu 
regeln. 

Das Dienstverhältnis der Berufsrichter ist in der 
geltenden deutschen Gerichtsverfassung grundsätz- 
lich ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit. Es wird 
verwiesen auf § 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
für die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit, auf 
§ 15 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung für die 
Richter der Verwaltungsgerichtsbarkeit, auf § 2 des 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Finanzgerichtsbarkeit für die Finanzrichter, auf § 3 
des Gesetzes über den Bundesfinanzhof für die Mit- 
glieder des Bundesfinanzhofes, auf § 6 Abs. 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes für die Berufsrichter der 
Sozialgerichte, auf § 18 Abs. 4 und § 26 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes für die Vorsitzenden der Arbeits- 
gerichte und die Präsidenten und weiteren Vorsit- 
zenden der Landesarbeitsgerichte, auf §§ 36 und 41 
Abs. 2 BDO für die Vorsitzenden der Bundesdiszi- 
plinarkammern und den Präsidenten, die Senats- 
präsidenten und weiteren Bundesrichter des Bundes- 
disziplinarhofes und auf § 53 Abs. 2 WDO für die 
richterlichen Mitglieder der Truppendienstgerichte. 
Auch das Deutsche Richtergesetz hält daran fest, daß 
die Berufsrichter grundsätzlich auf Lebenszeit beru- 
fen werden. Es sieht vier Statusformen des richter- 
lichen Dienstverhältnisses vor; nämlich Richter auf 
Lebenszeit, auf Zeit, auf Probe und kraft Auftrags. 
Ein Richterverhältnis auf Zeit wird nur unter den 
durch Bundesgesetz bestimmten Voraussetzungen 
und nur für die bundesgesetzlich bestimmten Auf- 
gaben zugelassen. Richter auf Zeit gibt es nach 
geltendem Recht nur bei dem Bundesverfassungs- 
gericht und in der Arbeitsgerichtsbarkeit 1. Instanz. 
Auch in der Arbeitsgerichtsbarkeit sollen jedoch 
gemäß dem Vorschlag des Ausschusses zu § 84 des 
Entwurfs nach einer zweijährigen Übergangszeit die 
Berufsrichter nur noch auf Lebenszeit berufen wer- 
den. Das Riditerverhältnis auf Probe und das Rich- 
terverhältnis kraft Auftrags werden in ihrer zuläs- 
sigen Dauer befristet. Sie sind nur Vorstufen für 
den Eintritt in ein Richterverhältnis auf Lebenszeit. 
Zu Richtern kraft Auftrags werden Beamte auf 
Lebenszeit und auf Zeit ernannt, die aus dem Dienst 
der Exekutive in ein Richteramt auf Lebenszeit 
übertreten wollen. Dieses Richterverhältnis hat vor 
allem Bedeutung für den richterlichen Nachwuchs 
der Verwaltungsgerichte, der Finanzgerichte und der 
Sozialgerichte. Das Richterverhältnis auf Probe er- 
öffnet den allgemeinen Eintritt in den Richterdienst 
für den Juristen, der die Befähigung zum Richter- 
amt erworben hat. Es gilt besonders für den jungen 
Juristen, der — wie bisher und besonders in der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit — sich nach dem Ab- 
schluß seiner Ausbildung dem Richterdienst widmen 
will. Das Gesetz will aber auch den Eintritt aus an- 
deren Berufen in den Richterdienst erleichtern, indem 
es nach Maßgabe des § 9 des Entwurfs gestattet, daß 
anderweitige, dem Richterdienst nahestehende Tä- 
tigkeiten im Rahmen des Richterverhältnisses auf 
Probe und des Richterverhältnisses kraft Auftrags 
angerechnet werden. 
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111. 

Das Deutsche Richtergesetz bezeichnet das Dienst- 
verhältnis der Berufsrichter als Richterverhältnis. 
Diese Bezeichnung soll es vom Dienstverhältnis der 
Beamten unterscheiden und als ein Dienstverhältnis 
besonderer Art heraussteilen. Bis zur Regelung 
im Grundgesetz nahmen die Richter im deut- 
schen öffentlichen Dienstrecht zwar schon durdi 
Weisungsfreiheit, Unabsetzbarkeit und Unversetz- 
barkeit und besondere Dienststrafgerichtsbarkeit 
unter den Beamten eine besondere Stellung ein. Sie 
waren aber Beamte, und zwar „richterliche" Beamte. 

Nunmehr ist es herrschende Meinung, daß das 
Grundgesetz mit Artikel 92 die Richter von den 
Beamten geschieden hat. Der Beamte wird tätig für 
die ausführende Gewalt des Staates oder einer öf- 
fentlichen Körperschaft oder einer Anstalt. Der Rich- 
ter übt die rechtsprechende Gewalt aus, die erst das 
Grundgesetz in vollem Maße ausgebaut und der 
ausführenden Gewalt gegenübergestellt hat. Schon 
das Eundesbeamtengesetz, ebenso das Beamten- 
rechtsrahmengesetz haben diese Rechtslage aner- 
kannt, indem sie (§ 189 BBG, § 134 BRRG) die 
Bestimmungen dieser Beamtengesetze nur noch bis 
zum Erlaß eines Richtergesetzes entsprechende An- 
wendung auf die Rechtsstellung der Richter finden 
lassen. 

IV. 

Beamte und Richter unterscheiden sich aber auch 
dadurch, daß die Beamten die Anordnungen ihrer 
Vorgesetzten auszuführen und allgemeine Richt- 
linien zu befolgen haben (§ 55 BBG, § 37 BRRG). Für 
die Richter dagegen gibt es keine zu Weisungen für 
die dienstliche Tätigkeit befugten Vorgesetzten. Sie 
sind nach dem Wortlaut des Artikels 97 Abs. 1 GG 
unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen. Diese 
richterliche Unabhängigkeit hat sich in der Gerichts- 
verfassung der ordentlichen Gerichte entwickelt. Die 
unmittelbare Unabhängigkeit der Richter von der 
Regierung sollte die Rechte und die Freiheit des 
Bürgers vor Eingriffen der Staatsgewalt schützen, 
wo es um die bürgerlichen Rechte und um die Ver- 
antwortung vor den Strafgesetzen ging. Wohl noch 
in diesem besonderen Sinne hat das Gerichtsverfas- 
sungsgesetz vom 27. Januar 1877 an den Anfang der 
Gerichtsverfassung der ordentlichen Gerichte den 
Satz gestellt, daß die richterliche Gewalt durch un- 
abhängige, nur dem Gesetz unterworfene Gerichte 
ausgeübt wird. Dem Rechtssatz des Artikels 97 
Abs. 1 GG kommt eine über das Dienstrecht der 
Berufsrichter hinausgreifende Bedeutung zu, indem 
es für die Ausübung des Richteramtes überhaupt 
gilt. Auch der ehrenamtliche Richter ist dieser Unab- 
hängigkeit teilhaftig. Die Berufsrichter und die 
ehrenamtlichen Richter sind berechtigt und verpflich- 
tet, unabhängig von allen denkbaren Einwirkungen 
nur nach Gesetz und Recht zu entscheiden und diese 
Unabhängigkeit zu wahren. Die Unabhängigkeit 
dient jedoch auch der gesetzgebenden Gewalt, weil 
sie das beschlossene Gesetz, soweit es Rechte des 
Bürgers begründen soll, der nachträglichen Korrek- 
tur durch die Exekutive entzieht und die Auslegung 
den Gerichten vorbehält. 


V. 

Vornehmliche Aufgabe eines Gesetzes über die 
Rechtsstellung der Berufsrichter ist es, das Dienst- 
recht der Richter so zu gestalten, daß als Grundlage 
der sachlichen Unabhängigkeit die notwendige per- 
sönliche Unabhängigkeit vorhanden ist. 

Die persönliche Unabhängigkeit beruht wesent- 
lich darauf, daß das Richterverhältnis — von den 
Eingangsstufen des Richters kraft Auftrags und des 
Richters auf Probe abgesehen — entweder auf 
Lebenszeit oder doch auf bestimmte Zeit begründet 
wird. Dazu bestimmt Artikel 97 Abs. 2 Satz 1 GG, 
daß die „hauptamtlich und planmäßig endgültig an- 
gestellten Richter" wider ihren Willen erstens nur 
kraft richterlicher Entscheidung und zweitens nur aus 
Gründen und unter den Formen, welche die Gesetze 
bestimmen, vor Ablauf ihrer Amtszeit entlassen 
oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben 
oder an eine andere Stelle oder in den Ruhestand 
versetzt werden können. Hauptamtlich und plan- 
mäßig endgültig angestellte Richter sind nach dem 
Richtergesetz die Richter auf Lebenszeit und auf 
Zeit. Die persönliche Unabhängigkeit des Richters 
kann demnach nicht die Unlösbarkeit dieser Richter- 
verhältnisse zur Folge haben. Wie für jedes Dienst- 
verhältnis des öffentlichen und des privaten Rechts 
können auch für das Richterverhältnis Umstände 
von vornherein bestehen oder später eintreten, die 
den Staat zwingen oder doch veranlassen, es vor- 
zeitig zu beenden. Die Ernennung kann von vorn- 
herein nichtig sein, weil die Mindestvoraussetzun- 
gen für das Richterverhältnis nicht Vorgelegen 
haben. Es können sich so schwere Mängel in der 
Person des Ernannten heraussteilen, daß die Rück- 
nahme der Ernennung geboten ist. Es können Um- 
stände eintreten, die zur Entlassung aus dem Rich- 
terverhältnis oder zur vorzeitigen Versetzung in 
den Ruhestand führen müssen. Der Entwurf hatte 
sich darauf beschränkt, in den §§30 und 31 festzu- 
legen, daß diese Vorgänge durch richterliche Ent- 
scheidung ausgesprochen werden müssen oder doch 
erst nach richterlicher Entscheidung über ihre Zu- 
lässigkeit erfolgen dürfen. Die sachlichen Gründe 
sollten sich aus den Beamtengesetzen der Länder 
ergeben. Der Ausschuß hat Wert darauf gelegt, daß 
zur Verselbständigung und Vereinheitlichung des 
Richterverhältnisses auch die sachlichen Gründe im 
Gesetze stehen. Er hat deshalb die §§ 18 a (Nichtig- 
keit), 18 b (Rücknahme der Ernennung) und 19 a 
(Entlassung) in den Entwurf eingeführt. Er hat sich 
dabei jedoch eng — meist bis zum Wortlaut — an die 
bestehenden Bestimmungen der Beamtengesetze ge- 
halten. In Übereinstimmung mit den Vorschriften 
für das Beamtenverhältnis ist es auch selbstver- 
ständlich, daß erhebliche dienstliche Verfehlungen 
die Entfernung aus dem Dienste nach sich ziehen, 
vorsätzlich kriminelle Verfehlungen oder die Ver- 
wirkung eines Grundrechts mit dem rechtskräftigen 
Urteil das Richterverhältnis beenden. Der Ausschuß 
wollte im Gesetz eine abschließende Regelung der 
Gründe für die Beendigung eines Richterverhältnis- 
ses auf Lebenszeit oder auf Zeit schaffen. Daneben 
kommt nur noch die Entlassung infolge einer Rich- 
teranklage und die vorzeitige Versetzung in den 
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Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit in Betracht. 
Nachdem das Beamtenrechtsrahmengesetz insoweit 
einheitliche Bestimmungen für die Beamtenverhäit- 
nisse der Länder vorgeschrieben hat, ist nach der 
Meinung des Ausschusses der Bund befugt, diese 
unmittelbar geltenden Bestimmungen auch für die 
Richter der Länder zu schaffen. 

Für den Schutz der persönlichen Unabhängigkeit 
genügt es nicht, daß nach Artikel 97 Abs. 2 Satz 1 
GG der Gesetzgeber die Gründe für die Entlassung 
oder Entfernung eines Richters aus dem aktiven 
Dienst oder für die Versetzung bestimmen muß. Es 
kommt darauf an, daß der Gesetzgeber dabei auch 
die Grundsätze der Unabsetzbarkeit und Unversetz- 
barkeit des auf Lebenszeit oder auf Zeit berufenen 
Richters achtet. Das bedeutet, daß er die dienstliche 
Tätigkeit eines Richters nicht zum gesetzlichen 
Grund einer Entlassung usw. machen darf. Das 
Grundgesetz selbst hat mit Artikel 98 Abs. 2 die 
Richteranklage eingeführt. Der Richter ist nicht nur 
außerhalb seines Amtes, sondern auch in seinem 
Amte, also auch in seiner richterlichen Tätigkeit für 
die Achtung des Grundgesetzes verantwortlich. Das 
Bundesverfassungsgericht kann auf Entlassung aus 
dem Richterverhältnis erkennen, wenn der Richter 
vorsätzlich gegen die Grundsätze des Grundgesetzes 
oder gegen die verfassungsmäßige Ordnung eines 
Landes verstößt. Das Gericht kann die Versetzung 
in den Ruhestand anordnen, wenn der Verstoß nicht 
vorsätzlich geschehen ist. Im übrigen wäre ein 
Gesetz nichtig, das die richterliche Tätigkeit, soweit 
sie eine grundgesetzmäßige Anwendung der Gesetze 
ist, als Grund der Entlassung, Entfernung aus dem 
aktiven Dienst oder Versetzung in den Ruhestand 
bestimmen würde. Es würde Artikel 97 Abs. 1 GG 
verletzen. Der Entwurf und die Ausschußfassung 
haben diese Schranke beachtet. Damit wäre aller- 
dings nicht ausgeschlossen, daß das Verbrechen der 
Rechtsbeugung wie jede andere erhebliche krimi- 
nelle Verfehlung das Richterverhältnis beendet. Auch 
kann die richterliche Tätigkeit die vorzeitige Ver- 
setzung des Richters in den Ruhestand veranlassen, 
wenn sie eine Störung der Geistestätigkeit oder 
einen Verfall der geistigen Kräfte offenkundig 
macht. Die Unversetzbarkeit im besonderen setzt 
voraus, daß der Richter ein Amt innehat, in dem er 
geschützt ist. Der Entwurf verlangt deshalb, daß dem 
Richter auf Lebenszeit und dem Richter auf Zeit ein 
Richteramt bei einem bestimmten Gericht übertra- 
gen wird (§ 23 des Entwurfs). Den Beamten kann die 
Vorgesetzte Dienstbehörde aus eigenem Entschlüsse 
versetzen, wenn ein dienstliches Bedürfnis besteht 
(§ 26 BBG; § 18 BRRG). Unversetzbarkeit des Rich- 
ters bedeutet nicht nur, daß ein Gesetz nach Arti- 
kel 97 GG nichtig wäre, das die Versetzung aus 
Gründen der richterlichen Tätigkeit zuließe; sie be- 
deutet überhaupt, daß es im richterlichen Dienste 
keine allgemeine Versetzung aus dienstlichem Be- 
dürfnis geben soll. Zwar mag auch im richterlichen 
Dienste nicht selten ohne jede Beziehung, vor allem 
ohne jede negative Beziehung zur richterlichen 
Tätigkeit ein Bedürfnis zu einer anderen Verwen- 
dung eines Richters bestehen. Aber die Versetzung 
aus dienstlichem Bedürfnis eröffnet doch ein so wei- 


tes Feld möglicher Begründungen, daß sie sich mit 
der persönlichen Unabhängigkeit nicht verträgt. 

Der Entwurf hat deshalb nur vier bestimmte Tat- 
bestände für die Versetzung oder Amtsenthebung 
des Richters vorgesehen. Bindend für das Richter- 
gesetz, gestattet zunächst im Falle der Richter- 
anklage Artikel 98 Abs. 2 GG dem Bundesverfas- 
sungsgericht statt der Entlassung die Versetzung in 
ein anderes Amt. Sodann bleibt die dienststrafrecht- 
liche Versetzung unberührt. Weiter darf in Über- 
einstimmung mit Artikel 97 Abs. 2 Satz 3 GG ein 
Richter versetzt oder — ■ unter Belassung des vollen 
Gehalts — seines Amtes enthoben werden, wenn 
die Einrichtung der Gerichte oder die Gerichtsbe- 
zirke verändert werden. Endlich wird die Verset- 
zung im Interesse der Rechtspflege zugelassen, näm- 
lich dann, wenn Tatsachen, die außerhalb der richter- 
lichen Tätigkeit liegen, diese Maßnahme zwingend 
gebieten, um eine Beeinträchtigung der Rechtspflege 
abzuwenden. Hier hat der Entwurf mit Billigung des 
Ausschusses eine Vorschrift übernommen, die im 
Dienstrecht einiger Länder (u. a. Preußen und Bay- 
ern) seit Jahrzehnten bestand. 

V. 

Richtern kraft Antrags und Richtern auf Probe 
kann noch nicht der volle Schutz persönlicher Un- 
abhängigkeit zustatten kommen, den die Berufung 
auf Lebenszeit gewährt. Artikel 97 Abs. 2 Satz 1 GG 
bezieht sich nicht auf sie. Für diese Richter sollen 
deshalb nicht nur die allgemeinen Bestimmungen 
über Nichtigkeit und Rücknahme der Ernennung, 
Entlassung, Beendigung des Richterverhältnisses 
durch kriminelle Verfehlung und Verwirkung eines 
Grundrechts gelten, sondern auch die besonderen 
Gründe der Entlassung, die sich aus dem Status 
ihres Richterverhältnisses ergeben. Der Ausschuß 
wollte auch insoweit eine abschließende Regelung 
treffen. Es sollen in den §§ 19 b und 19 c des 
Entwurfs zugelassen werden die Entlassung aus all- 
gemeinen und aus disziplinären Gründen, wegen 
mangelnder Eignung für das Richteramt und ferner 
in den Ländern, die die Mitwirkung eines Richter- 
wahlausschusses für die Anstellung ihrer Richter 
eingeführt haben, die Entlassung nach Ablehnung 
durch den Richterwahlausschuß. Die Entlassung darf 
jedoch jeweils nur zum Ablauf bestimmter Zeiten 
ausgesprochen werden, wenn keine disziplinären 
Gründe vorliegen, insbesondere die Entlassung aus 
allgemeinen Gründen nur bis zum Ablauf des zwei- 
ten Jahres nach der Ernennung. 

VI. 

Das Grundgesetz nennt keine beruflichen Voraus- 
setzungen für das Richteramt. Für den Berufsrichter 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist aber mindestens 
seit 1879 die Befähigung zum Richteramte nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar 1877 not- 
wendig. Sie setzt ein mehrjähriges Studium der 
Rechtswissenschaft an einer Universität und einen 
mehrjährigen Vorbereitungsdienst in der Praxis des 
Rechtslebens voraus. Sie wird dadurch erworben, 
daß der Jurist mit einer ersten Prüfung genügende 
theoretische Rechtskenntnisse und mit einer zwei- 
ten Prüfung genügende praktische Ausbildung be- 
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weist. Die Befähigung zum Riditeraipt nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz ist zum Begriff der abge- 
schlossenen vollen Ausbildung des Juristen gewor- 
den, die nicht nur für die Berufsrichter der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit, sondern für die Berufsrichter 
aller Gerichtszweige und für den Beruf der Rechts- 
anwälte und der Notare, weithin auch für den hö- 
heren juristischen Dienst in der Verwaltung und für 
die Tätigkeit in der freien Wirtschaft vorausgesetzt 
wird. 

Es bedarf keiner Begründung, daß das Richter- 
gesetz diese Voraussetzung für den Dienst des 
Berufs richters nicht aufgeben kann. Sie ist schon 
nach geltendem Recht vorigeschrieiben: für die Rich- 
ter des Bundesverfassungsgerichts in § 3 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht, für die 
Richter der Verwaltungsgerichtsbarkeit in § 15 
Abs. 2 VwGO, für Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit 
in § 18 Abs, 3, § 36 Abs. il, § 42 Abs. 2 AjGG, für 
Richter der Sozialgerichtsbarkeit in den §§ 6 und 9 
Abs. 2 SGG, für die Finanzrichter in § 3 des Geset- 
zes über Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanz- 
gerichtsbarkeit, für die Vorsitzenden und deren 
Stellvertreter und die rechtskundigen Beisitzer, den 
Präsidenten, die Senatspräsidenten und die weiteren 
Bundesrichter der Bundesdisziplinargerichte in § 35 
Abs. 3 und § 41 Abs. 2 der Bundesdisziplinarord- 
nung. Ausgenommen sind nur die Vorsitzenden der 
Arbeitsgerichte 1. Instanz und der Sozialgerichte 
1. Instanz, die die Befähigung 2 iu ihrem Amte auch 
durch mindestens fünfjährige Tätigkeit in der Bera- 
tung arbeitsrechtlicher bzw. sozialrechtlicher Ange- 
legenheiten und in der Vertretung vor Arbeitsge- 
richten bzw. Sozialgerichten erworben haben kön- 
nen. Neben der Befähigung zum Richteramte gibt es 
als eine vor allem aus der preußischen Verwaltung 
überkommene Einrichtung auch die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst. Sie ersetzt z. Z. die Be- 
fähigung zum Richteramte für die Bundesverfas- 
sungsrichter und die Mitglieder des Bundesfinanz- 
hofes, die Richter der Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
der Sozialgerichtsbarkeit und der Bundesdisziplinar- 
gerichtsbarkei t. Wer diese Befähigung bei Inkraft- 
treten des Richtergesetzes besitzt, soll auch weiter- 
hin zum Richter in der Verfasßungsgerichtsbarkeit, 
V erwaltungsgeri chtsb arkei t, Sozi algerichtsb arke i t 
und Disziplinargerichtsbarkeit befähigt sein. 

VII. 

Das Richtergesetz (ist lim allgiemednien kaum miehr 
als dite Kodifizierung des für die Rechtsstellung der 
Berufisrichteir geltenden Rechts. Die hauptsächlichen 
Grundsätze für die Rechtsstellung der Richter haben 
sich im Dienstrecht der Berufsrichter der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit entwickelt. Darum ist auch 
der erste Titel des Gerichtsverfassungsgesetzes 
vom 27. Januar 1877 als Grundlage des Richter- 
gesetzes nicht zu verkennen. Neu sind dm wesent- 
lichen die Dienstgerichte, der Rechtsweg gegen 
Maßnahmien der Dienis tauf sicht und diie Richterver- 
tretungen. 

Besondere, bei den ordentlichen Gerichten gebil- 
dete Dieniststrafgerichte für „richterliche Beamte" 
hat es in den Ländern seit ungefähr 100 Jahren 


gegeben. Die Zuständigkeit der Dienstgeriichte nach 
dem Richtergesetz soll sich dagegen nicht nur auf 
die Ddsmpliinarsachen, sondern auch auf diienstredit- 
liche Angelegenheiten erstrecken, die die persön- 
liche Unabhängigkeit in besonderem Maße berühren. 
Dazu gehören alle Entscheidimgen, die Artikel 97 
Abs. 2 Satz 1 GG für Entlassung (einschließlich Nich- 
tigkeit und Rücknahme depr Ernennung) und Ver- 
setzung der Richter auf Lebenszeit und auf Zeit 
zwingend vorschreibt, und dementsprechend die An- 
fechtung aller Verfügungen der Dienstbehörden, däe 
für Pächter auf Probe oder kraft Auftrags Bntlasstmg, 
Nichtigkeit und Rücknahme der Emenniing, Ver- 
setzung in den Ruhestand anordnen oder feststellen, 
ferner Versetzung oder Amtsenthebung bei Ände- 
rung der Gerichtsorganiisation, dae nach Artikel 97 
Abs. 2 Satz 3 GG keiner vorherigen gerichtlichen 
Entscheidung bedarf, Abordnung unA Heranziehung 
zu leiner Nebentätigkeit. Dazu gehört weiter zum 
Schutz der (sachlichen Unabhängigkeit die Ehtsched- 
dung über Maßnahmen der Diens tauf sicht, wenn tein 
Richter behauptet, idaß die Maßnahme seine Unab 
hängigkeit beeinträchtige. Im übrigen, z. B. in An- 
gelegenheiten der Besoldung, bleibt die Zuständig- 
keit der allgemeinen Verwaltungsgierichte bestehen. 

Es sollen ein Dienistgiericht des Bimdes für die 
Richter lim Bundes dienste mit Ausnahme der Bundles- 
verfassungsrichter und Dienstgerichte der Länder 
eingeirichtet werden. Daibeä ist besonders zu ver- 
merken, daß das Dienis tgiericht des Bundes zugleich 
Revisionisinstanz über den Dienstgemichten der Län^ 
der siein soll, und zwar unbedingt in allein Verfcihxen 
bis auf das Disziplinarverfahren. Für das Disziplinar- 
verfahren bleibt es der Landesgeisetzgebung Vor- 
behalten, die Revision an das Dienstgenlcht des Bun- 
des vorzusehen. 

Dienstgericht des Bundes soll ein besonderer, 
Senat des Bundesgerichtshofes sein. Nach Ar- 
tikel 96 a Abs. 4 GG in der Fassung vom 6. März 
1961 kann der Bund Dieniststrafgerichte - für Bundes- 
beamte und Bundesrichter ernichten. Der Ausschuß 
für Inneres empfahl, die Errichtimg einheitlicher 
Dienststrafgerichte für Beamte unid Richtac zu er- 
wägen. Er gab zu bedenken, ob Artikel 96 a GG 
überhaupt getrennte Dienststrafgerichte gestatte. So 
darf der Artikel jedoch kaum ausgelegt werden. Er 
bedeutet eine Ergänzung des Artikels 92 GG, wo- 
nach der Bund nur Gerichte ermichten da)rf, die das 
Qrundgiesetz voirsieht. Der Artikel sagt also nur, daß 
der Bund für Dieniststrafsachen seiner Beamten imd 
Richter nicht die Gerichte der Länder in Anspruch 
nehmen muß, sondern eiglene Inist anzien schaffen 
darf. Auch hier dürfte gelten, daß es nach Artikel 101 
GG zwar nacht der Gerichts Verwaltung, wohl aber 
dem Gesetzgeber freisteht, Gerichte für besondere 
Sachgiebiete zu errichten. Nach der Bundeisdiszipli- 
narordnung üben z. Z. die Bundesdisziplinarkam- 
mern und -als Berufungsinstanz der Bundesdiiszd- 
pMnarhof bei dem Bundesverwaltungsgericht die 
Disziplinargierichtsbarkeit über Bundesbeamte imd 
Richter lim Bundesdienste aus. Eine Ausnahme 
besteht aber bereits darin, daß nach § 106 BDO im 
Disziplinarverfahren gegen Richter sämtliche Bei- 
sitzer dieser Gerichte planmäßige Richter der Ver- 
waltung sgerichtsbarkeit oder der ordentlichen Ge- 
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riditsbairkeit sein müssen. Eine -wieitere Ausnahme 
besteht nach § 110 BDO für die Richter dier oberen 
Bimdesgerichte. Sie unterstehen in Disziplinarsadhen 
nicht den Bundesdiisziiplinargenichtein, sondern einem 
besonderen Disziplinarsenat des Bundjesgerichts- 
hofes. Etose Ausnahmen gehen schon auf die Reichs- 
dienststrafordnung zurück und gelten unangefochten 
seit Jahrzehnten. Bs ist danach nicht ersichtlich, daß 
das Richtergesetz lin der Disaipl inarge richtsbarkeit 
des Bundes Änderungen einführen würde, die vor 
dem Grundgesetz nicht bestehen können. 

Der Ausschuß hatte sich ferner mit der Frage zu 
befassen, ob es nach dem Grundgesetz zulässig ist, 
die Entscheidungen in dienstrechtlichen Angelegen- 
heiten und über Maßnahmen der Dienstaufsicht 
einem Senat des oberen Bundesgerichts für die 
ordentliche Gerichtsbarkeit zu übertragen. Denn 
nach Artikel 96 Abs. 1 GG bestehen obere Bundets- 
gerichte für die Gelbiete dier ordentlichen, der Ver- 
waltungs-, der Finanz-, der Arbeits- und der Sozial- 
gerichtsbarbeit. Der als Dienstgericht vorgesehene 
Senat des Bundesgerichtshofes wird hier aber auf 
dem Gebiete der Verwaltungsgerichtsbarkeit tätig, 
weil die zu entscheidenden dienistrechtlichen Vor- 
gänge und die Maßnahmen der Diienstaufsicht An- 
gelegenheiten des öffentlichen Rechts sind (vgl. § 40 
VwGO). Die Bundesregierung vertritt den Stand- 
punkt; daß Artikel 96 Abs. 1 GG zwar den Bestand 
der äufgeführten Gerichte, nicht aber deren Zustän- 
digkeit für das jeweilige Gebiet der Gerichtsbarkeit 
garantifeile. Artikel 96 Abs. 1 GG dürfte aber für die 
Zuweisung des Dienstgerichts des Bundes schon des- 
wegen nichts Zwingendes bestimmen, wieil diese 
oberen Bundesgerichte als Revisionsgerichte für die 
Rechtsprechung der Gerichte der Länder vorgesehen 
sind. Das Dienstgericht des Bundes dagegen ist die 
einzige Instanz für die Richter des Bundes, also eine 
Tatsacheninstanz, die zugleich die Aufgabe einer 
Revisionsinstanz zu erfüllen hat. Andererseits muß 
auch den Richtern, die auf Lebenszeit oder auf Ziedt 
im Dienste des Bundes stehen, der Schutz des Ar- 
tikels 97 Abs. 2 Satz 1 GG zuteil werden. Will man 
demnach nicht aus Artihel 92 GG herauslesen, daß 
der Bund und die Richter des Bundes in allen dienst- 
rechtlichen Angelegenheiten und bed Maßnahmen 
der Dienstaufsicht an die Gerichte der Länder ver- 
wiesen werden, kommt man wohl dazu, daß das 
Grundgesetz den Bundesgesetzgeber nicht hindert, 
ein eigenes Dienstgericht für besondere Entschei- 
dungen zu schaffen, die das Richte rveirhältnis an- 
gehen, und dieses Gericht bei dem Bundesverwal- 
tungsgericht oder bei dem Bundesgerichtshof zu 
bilden. Es sei noch auf § 40 VwGO verwiesen, wo- 
nach der Verwaltungsrechtsweg nicht gegeben ist, 
soweit Streitigkeiten öffentlichen Rechts durch 
Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich 
zugewiesen isiind. 

Das Dienstgericht des Bundes wird allerdings auch 
als Revisttonsinstanz für die Dienstgerichte der 
Länder tätig, und zwar wahrscheinlich mit Vorzug 
in dienstre-Ätlichen Angelegenheiten und Angele- 
genheiten der Diens tauf sicht, die zur Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit gehören. Hier folgt der Ausschuß 
der Stellungnahmie der Bundesregierung, daß Ar- 
tikel 96 Abs. 1 GG keine ausschließliche Zuständig- 


keit der genannten Gerichte für die jeweilige 
Gerichtsbarkeit garantiere und andere, sachlich be- 
gründete Regelungen nicht ausischließe. 

Was die sachlichen Gründe für die Biildung des 
Dienstgerichts des Bundes bei dem Bundesgerichts- 
hof angeht, hat zwar der Präsident des Bundes- 
disziplinarhofes die Verbindung des Dienstgerichts 
mit dem Bundesverwaltungsgericht mit der Begrün- 
dung befürwortet, daß die Rechtsprechung des 
Dienstgerichts der Rechtsprechung des Bimdesver- 
waltungsgerichts nahestehe und daher die Koordi- 
nierung durch den Großen Senat des Bundesverwal- 
tungsgerichts zu empfehlen sei. Auch wurde sowohl 
von Mitgliedern des Ausschussies wiie auch aus 
Richterkreisen geltend gemacht, daß die Verbindung 
des Dienstgerichts mit dem Bundesgerichtshof und 
die Besietzung mit drei Ständigen Mitgliedern des 
Bundesgerichtshofs und zwei nichtständigen Mit- 
gliedern aus dem Gerichtszwelig des betroffenen 
Richters teine Diskrimjinierung der nicht der curdent- 
lichen Gerichtsbarkeit zugehörigen Richter seien. 
Nach eingehender Erörterung ist jedoch im Aus- 
schuß keiin Antrag gestellt worden, das Dienst- 
gericht des Bundes vom Bundesgerichtshof zu tren- 
nen. Für die meisten Mitgliedeir des Ausschussies 
waren hierfür wohl vor allem folgende Umstände 
au sschlaggebend : 

Für Disziplinarsachen der Richter und für be- 
sondere dienstrechtliche Entscheidungen, soweit es 
sie bisher schon gegeben hat — z. B. über die Ver- 
sietzung im Interesse der Rechtspflege — , haben seit 
eitwa 100 Jahren dile ordentlichen Gerichte entschie- 
den. Dar Bundesgerichtshof ist als Nachfolger des 
Relichsoberhandelsgerichtes und des Reichsgerichts 
das älteste der oberen Bundesgerichte. 79 bis 80 v. H. 
der auf Lebenszeit berufenen Richter des Bundes 
und der Länder stehen im Dienste der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit. Das /im Entwurf vorgesiehene Dienist- 
gericht des Bundes ist einie in sich geschlossene und 
beachtliche Konzeption. Will man es als ein leinheit- 
liches Gericht für alle Richter erhalten, muß es bei 
einem der oberen Bundesgerichte gebildet werden. 
Die Zuweisung an den Bundesgerichtshof isollte des- 
halb nicht als eine Diskriminierung der Richter 
anderer Gerichtszweige betrachtet werden. 

Der Ausschuß prüfte nach der Anregung das Aus- 
schusses für Innreres auch, ob es tunlich sei, für die 
Richter lim Bundesdienist eine Dienstgerichtsbarkeit 
niit zwei Rechtszügen zu errichten. Er fand aber 
keine praktischen Möglichkeiten und bei der gerin- 
gen Zahl dieser Richter auch kein Bedürfnis. Die 
Dienstgerichtsbarkeit mit einem einzigen Rechtszuge 
bei einem oberen Bundesgericht wird durch das 
Grundgesetz nicht ausgeschlossen. 

Die Dienistgerichte der Länder müssen zwar im 
Umfang, ihrer sachlichen Zuständigkeit dem Vorbild 
des Diens tgerichts des Bundes entsprechen. Den 
Ländern steht aber frei, ob sie ein Dienstgericht für 
alle Gerichts zweige oder Dienstgerichte für einzelne 
Gerichtszweige, Dienstgerichte für das ganze Land 
oder für Btezirfce errichten wollen. Sie können diese 
Gerichte — ihrer hundertjährigen Tradition folgend 
— mit den ordentlichen Gerichten, aber auch mit 
anderen Gerichten verbinden. 
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Bemerkenswert ist noch, daß die Besetzung der 
Dienstgerichte der unahhängigien Selbstverwaltung 
der Gerichte übertragen wird. Das Präsidium des 
Bundesgerichtshofes bestimmt den Vorsitzenden und 
die Mitglieder des Dienstgerichts des Bundes. Es ist 
bei der Hinzuziehung der nichtständigen Mitglieder 
an Vorschlagslisten gebunden, die die Präsidien 
der anderen oberen Bundesgerichte aufstellten. Diie 
Mitglieder eines Dienstgerichts eines Landes wer- 
den von dem Präsidium bestimmt, bei dem das 
Dienistgenicht errichtet wird. Die Landesgesetz- 
gebung kann dieses Präsidium an Vorschlagslisten 
der Präsidien anderer Gerichte binden. 

VIII. 

Die Richter (sind an den Personalvertretungen 
der öffentlichen Bediensteten nicht beteiliigt. Sie 
gelten nach § 3 des Personalvertretungsgesetzes vöm 
5. August 1955 nicht als Bedienstete im Sänne dieses 
Gesetztes. Das Richtergesetz will deshalb als Richter- 
vertretungien Richterräte und Präsidialräte einführen, 
und zwar Richterräte für die Beteiligung an allge- 
meinen und sozialen Angelegenheiten, Präsidialräte 
für die Beteiligung an der Ernennung der Richter. 

Auch die Berufung der Richter in das Richteramt 
steht in der Bundesrepublik unten* dem Artikel 20 
GG, wonach alle Staatsgewalt vom Volke ausgehen 
muß. Diesem Satz und hergebrachter Ordnung ent- 
spricht es, daß die Berufung der Richter im Bund und 
in den Ländern in den Händen der dem Parlament 
verantwortlichen Exekutive liegt. Bei der Berufung 
der Richter der obelren Bundesgerichte entscheidet 
die Exekutive des Bundes gemeinsam mit einem 
Riichterwahlausschuß, der zur Hälfte aus den Fach- 
mäniistern der Länder, zur Hälfte aus Mitgliedern 
besteht, die der Bundestag wählt. Auch die Länder 
können die gemeinsame Entscheidung ihrer Landes- 
justizminister und einies Richterwahlausschusses für 
die Anstellung ihrer Richter einführen. 

Die Staatsgewalt des Volkes könnte auch in der 
Weise zum Ausdruck kommen, daß die Richter nach 
dem Vorbild der Schweiz durch allgemeine oder 
durch mittelbare Wahl in ihr Amt berufen werden. 
Die Richterwahl hat allerdings beinahe zwangsläufig 
die Berufung auf Zeit zur Folge und würde die 
politische Neutralität des Richteramtes kaum be- 
günstigen. Eine vollständige organisatorische Selb- 
ständigkeit der rechtsprechenden Gewalt wäre auch 
gegeben, wenn neben den Ministern die Parlamente 
des Bundes und der Länder, die für die Gesetz- 
gebung verantwortlich bleiben, besondere Beauf- 
tragte oder Gremien bestellen würden, denen die 
Ernennung der Richter und die Gerichtsvelrwaltung 
oder nur die Ernennung der Richter obläge. Italien 
besitzt als besonderes Verfassungsorgan einen 
Obersten Rat der Justiz, der unter dem Vorsitz des 
Präsidenten der Republik auf Antrag, aber ohne 
Mitwirkung des Justizministers über Ernennungen 
und Beförderungen der Richter beschließt. Ihm ge- 
hören an der Präsident und der Geneiralstaatsanwalt 
des Kassationsgerichtshofes, 14 Mitglieder aus dem 
Richterstaajde, die von den Richtern gewählt werden, 
und 7 Professoren der Rechtswissenschaft oder 
Rechtsanwälte, die das Parlament bestellt. Den Rich- 


tern ist nicht nur in der allgemeinen Besetzung des 
Rates, (sorfdern auch für die einzelne Beschlußfassung 
eine Mehrheit von zwei Dritteln gesichert. Dieser 
Große Rat bildet demnach nicht nur eine von der 
Exekutive unabhängige organiisatorische Spitze der 
rechtsprechenden Gewalt. Er legt auch die Berufung 
der Richter praktisch in die Hände des Richter- 
standes. Eine solche Einrichtung wäre deshalb mit 
Artikel 20 GG nicht zu vereinbaren. 

Anders verhält es sich mit dem Obersten Justiz- 
rat in Frankreich seit der Verfassung von 1958. 
Ihm steht nur Beratung zu. Der Präsident der Repu- 
blik -ernennt die Mitglieder, darunter fünf Richter, 
und führt den Vorsitz. Der Justizminister gehört 
dem Rate kraft seines Amtes an. Dieser Oberste 
Justizrat in Frankreich und vergleichbare Gremien 
in vielen anderen Ländern haben den Zweck, bei 
der Ernennung oder Beförderung von Richtern, die 
in der Entscheidung der Exekutive bleibt, die fach- 
liche Beurteilung durch Richterkollegen oder andere 
erfahrene Bürger mitsprechen zu lassen. So will 
auch das Richtergesetz mit deh Präsidialräten Ein- 
richtungen schaffen, in denen der deutsche Richter- 
stand bei der Berufung der deutschen Richter zu 
Wort kommt. Im Bereich des Bundes soll jedes 
obere Bundesgericht einen Präsidialrat aus gebo- 
renen und gewählten Mitgliedern bilden, während 
es den Ländern überlassen wird, Präsidialräte nach 
den Verhältnissen ihrer Gerichtsorganisationen zu 
bilden. Es wird ihnen nur vorgeschrieben, daß der 
Präsidialrat bestehen muß aus dem Präsidenten 
eines Gerichts, der den Vorsitz führt, und aus 
Richtern, von denen mindestens die Hälfte durch 
die Richter zu wählen sind. Im übrigen haben die 
Länder selbst zu bestimmen, ob sie Präsidialräte 
für einzelne oder mehrere Gerichtszweige und mit 
umfassender oder beschränkter Örtlicher Zuständig- 
keit bilden wollen. Bemerkenswert ist, daß die vor- 
gesehenen Präsidialräte sowohl beim Bund wie bei 
den Ländern nur Berufsrichter zu ihren Mitgliedern 
zählen. Der Ausschuß hat keine Änderung der 
bestehenden Vorschriften für die Berufung der 
deutschen Richter erwogen (wozu die Änderung des 
Grundgesetzes notwendig wäre) und auch die 
Bestimmungen des Entwurfs über die Präsidialräte 
gutgeheißen. Demnach sind die Präsidialräte des 
Bundes an der Ernennung eines Richters, die 
Präsidialräte in den Ländern mindestens an der 
Ernennung eines Richters für ein Amt mit höherem 
Endgrundgehalt als dem eines Eingangs amtes zu 
beteiligen. Die Beteiligung beschränkt sich jedoch 
auf eine schriftlich begründete Stellungnahme zur 
persönlichen und fachlichen Eignung des Bewerbers. 
Der Deutsche Richterbund hat dazu ein Rechtsgut- 
achten des Professors Dr. Eduard Kern, Tübingen, 
vom 15. April 1958 vorgelegt, das die zulässige 
„Mitwirkung von Richtern bei der Berufung von 
Richtern“ nach dem Grundgesetz untersucht. Der 
Gutachter erklärt, daß nach dem Grundgesetz einer 
Richtervertretung weder ein bindender Vorschlag 
für die Ernennung noch ein unbeschränkter binden- 
der Einspruch gegen die Ernennung eines Richters 
einzuräumen sei. Er hält aber den bindenden Ein- 
spruch aus bestimmten sachlichen Gründen für zu- 
lässig und empfiehlt darüber hinaus, die Beteili- 
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gung der Präsidialräte zu versiiäriken. Der Deutsdie 
Riditerbund. regte daher an: 

1, Die Präskiialräte der Länder sollten audi bei der 
Ernennung eines Richters in der Eingangsstufe 
beteiligt werden. 

2. Für die volle Anredinung anderweitiger Tätig- 
keit nadi § 9 des Entwurfs und für die Ernen- 
nung in bestimmte höhere Richterstellungen vor 
Ablauf einer dreijährigen riditerlichen Tätigkeit 
sollte die Zustimmung des Präskiialrats notwen- 
dig sein. 

3, Die Dienstbehörden sollten verpflichtet sein, 
dem Präsidialrat die Personal- und Befähigungs- 
nachweise aller Bewerber für ein zu besetzendes 
Richteramt vorzulegen. 

4. Den Präsidialräten sollte das Recht zustehen, 
ihre Stellungnahme vor der Dienstbehörde oder 
vor dem Richterwahlausschuß mündlich zu be- 
gründen. 

Für diese Vorschläge hat sich jedoch im Ausschuß 
keine Mehrheit gefunden. Ebenso lehnte der Aus- 
schuß den Vorschlag ab, die Präsidialräte nur mit 
gewählten Richtern zu besetzen. 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß für die Er- 
nennung der Berufsrichter der Arbeitsgerichte und 
der Sozialgerichte 1. Instanz die vorherige Beratung 
mit einem nach Landesrecht zu bildenden Ausschuß 
vorgeschrieben ist, der aUeidings keine Richterver- 
tretung darstellt. 

Neben den Präsidialräten sollen durch allge- 
meine Wahlen der Richter Richterräte für allge- 
meine und soziale Angelegenheiten gebildet werden. 
Der Ausschuß für Inneres empfahl, die Bestimmun- 
gen für die Richterräte aus dem Entwurf zu strei- 
chen und die Richter als besondere Gruppe im Per- 
sonalvertretungsgefeetz zu berücksichtigen. Auch die 
Vertreter der Länder wiesen bei den Beratungen 
des Ausschusses auf die Schwierigkeiten hin, die 
für manche Länder und Gerichtszweige bei der ge- 
ringen Zahl der zugehörigen Richter entstehen könn- 
ten. Im Ergebnis seiner Beratungen hält der Aus- 
schuß es für gut, bei dem Entwurf zu bleiben und 
die praktischen Erfahrungen aus dem Gesetz abzu- 
warten. 

IX. 

Der Rechtsstellung der ehrenamtlichen Richter 
gelten die §§43 und 44 des Entwurfs. Wie schon 
unter B. 11. angeführt wurde, haben die ehrenamt- 
lichen Richter bei der Ausübung ihres Amtes die 
gleichen Rechte und Pflichten wie die Berufsrichter. 
Sie genießen die gleiche Unabhängigkeit. Das kommt 
in § 44 Abs. 1 des Entwurfs zum Ausdruck. Wichtig 
ist auch die Bestimmung des § 43 Abs. 2. Ehrenamt- 
liche Richter können darnach vor Ablauf ihrer Amts- 
zeit nur unter den gesetzlich bestimmten Voraus- 
setzungen und gegen ihren Willen nur durch Ent- 
scheidung eines Gerichts abberufen werden. Sie er- 
halten damit eine ähnliche Festigung ihrer ehren- 
amtlichen Stellung, wie Artikel 97 Abs. 2 Satz 1 GG 
sie den Richtern auf Lebenszeit und auf Zeit ge- 
währleistet. Dem entspricht z. B. die neue Fassung 
des § 77 Abs. 3 GVG nach § 82 Nr. 4 a des Ent- 
wurfs. 


X. 

Schon der Bundesrat schlug in seiner Stellung- 
nahme zum Regierungsentwurf einen § 1 15 a vor. 
Danach sollten für die Staatsanwälte die Bestim- 
mungen über, die Befähigung ’zum Richteramt und 
die Anerkennung von Prüfungen, ferner die Bestim- 
mungen über politische Betätigung, schiedsrichter- 
liche Nebentätigkeit und Erstattung von Rechtsgut- 
achten entsprechend gelten. Richter auf Lebenszeit 
sollten zu Staatsanwälten auf Lebenszeit, Staats- 
anwälte auf Lebenszeit zu Richtern auf Lebenszeit 
ernannt werden können. Der Bundesrat empfahl 
auch, die Entscheidung in Disziplinär Sachen der 
Staatsanwälte den Dienstgerichten zu übertragen. 
Der Deutsche Richterbund setzte sich in seinen Vor- 
schlägen vom 7. Januar i960 ebenfalls für eine weit- 
gehende Regelung der Rechtsstellung der Staats- 
anwälte im Richtergesetz ein. Der Ausschuß sprach 
sich entgegen der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung in seiner 110. Sitzung am 16. Juni 1960 mit 
11 Stimmen gegen 1 Stimme bei 3 Enthaltungen zu- 
nächst allgemein für die „Einbeziehung der Staats- 
anwälte in das Richtergesetz" aus. Als Ergebnis der 
weiteren Beratungen kam daraufhin der § 115 a des 
Entwurfs in der Ausschuß fas sung zustande. Der 
Ausschuß für Inneres empfahl bei 2 Enthaltungen, 
§ 115 a wieder ersatzlos zu streichen. Mit Einstim- 
migkeit lehnte er im besonderen die vorgesehene 
Zuständigkeit der Dienstgerichte für Disiziplinar- 
sachen der Staatsanwälte ab. Der Rechtsausschuß 
hat jedoch seine Meinung in dieser Frage nicht ge- 
ändert. 

Die Staatsanwälte sind Beamte. Ihre Rechtsstel- 
lung richtet sich deshalb nach dem Beamtenrecht. Es 
ist aber hergebrachte und nach überwiegender 
Meinung des Ausschusses bewährte Ordnung, daß 
Richter und Staatsanwälte in der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit als Organe der Rechtspflege zusam- 
mengehören unld die Laufbahn des höheren 
Dienstes in der ordentlichen Gerichtsbarkeit üb- 
licherweise in und über beide Ämter führt. 
Dieser Wechsel in der Laufbahn erstreckt sich 
bis zum Bundesgerichtshof, Auch in der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit ist es nicht ausgeschlossen, 
daß Richter zu Staatsanwälten, diese zu Richtern 
ernannt werden. Vor allem aber: Obwohl sie Be- 
amte sind und unter der Leitung und Aufsicht der 
Vorgesetzten stehen, dienen die Staatsanwälte dcxh 
nicht der Exekutive, sondern — wie die Richter — 
der rechtsprechenden Gewalt. Zwar haben Richter 
und Staatsanwälte in der rechtsprechenden Gewalt 
verschiedenartige Aufgaben zu erfüllen. Das Ziel 
ihrer Tätigkeit ist aber das gleiche: Gesetz und 
Recht zu wahren, die Wahrheit zu ermitteln und 
gutes Recht zu finden. Im Laufe der Beratungen 
wurde die Befürchtung geäußert, die Staatsanwälte 
könnten reine Beamten der KriminaJpalizei und der 
inneren Verwaltung werden, wenn sie aus dem 
Richtergesetz überhaupt ausgeschlossen würden. Es 
wurde aber auch die Beifürchturig ausgesprochen, 
daß § 115a des Entwurfs der erste Schritt zur völ- 
ligen Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit der 
Staatsanwälte sei. Dem Ausschuß liegt es fern, ngiit 
den Bestimmungen für die Staatsanwälte der Un- 
abhängigkeit und Weisungsfreiheit der Staatsan- 
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walte Vorschub zu leisten. Er hat es abgelehnt, die 
Weisungsfreiheit des Staatsanwalts für die Haupt- 
verhandlung im Richter, gesetz festzulegen. Er hat 
überhaupt die Regelung der Weisungsfreiheit oder 
Weisungsgebuudenheit der Staatsanwälte aus der 
Beratung des Richtergesetzes ausgenommen. Es muß 
aber nach überwiegender Meinung des Ausschusses 
auf der anderen- Seite vermieden werden, daß das 
Richtergesetz die Staatsanwälte aus der bis- 
herigen Nähe zum Richteramt entfernt. Aus diesen 
Erwägungen sollten mit § 11 Sa die folgenden Be- 
stimmungen für die Staatsanwälte in das Richter- 
gesetz aufgenommen werden: Die Staatsanwälte 
müssen die Befähigung zum Richteramt besitzen. 
Die staatsanwaltschaftliche Tätigkeit steht dem rich- 
terlichen Dienst im Sinne des § 9 Abs. 1 als Vor- 
aussetzung der Ernennung zum Richter auf Lebens- 
zeit gleich. Die Staatsianwälte stehen in Disiziplinar- 
sachen unter der Disziiplinargeriditsbarkeit der 
Dienstgerichte. 


C. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu § 1 

Die Gerichtsverfassung aller deutschen Gerichts- 
zweige kennt Berufsrichter und Richter, die ihr Amt 
auf befristete Zeit als ehrenamtliche Tätigkeit aus- 
üben. Das Grundgesetz hat diese Einrichtung schon 
vorgefunden. Es spricht nur von den Richtern all- 
gemein, denen die rechtsprechende Gewalt anver- 
traut ist.^ Zwar werden ehrenamtliche Richter — von 
der einzigen Ausnahme der Ehrengerichte und der 
Ehrengerichtshöfe für Rechtsanwälte abgesehen — 
niemals als Einzelrichter oder Vorsitzende, sondern 
stets als Beisitzer unter dem Vorsitz eines Berufs- 
richters tätig. Aber diese auf die Gerichtsverfassung 
zielende Bezeichnung hat nichts zu tun mit den 
Rechten und Pflichten aus dem Richteramt. Hier 
stehen Vorsitzende und Beisitzer, Berufsrichter und 
ehrenamtliche Richter einander gleich. Es scheint 
daher besser, in einem Gesetz, das die Rechtsstel- 
lung der Richter regelt, von Berufs richte rn und 
ehrenamtlichen Richtern zu sprechen. Schon die Ver- 
waltungsgerichtsordnung, das Sozialgerichitsgesetz 
und das Arbeitsgerichtsgesetz nennen die ehren- 
amtlichen Beisitzer ehrenamtliche Verwaltungsrich- 
ter, Sozialrichter, Arbeitsrichter. 

Zu § 2 ] 

Die redaktionelle Änderung soll im Anschluß an 
die für die Fassung des § 1 maßgebenden Gedan- 
kengänge, den Begriff des „Richters im Sinne dieses 
Gesetzes" vermeiden. 

Abs-atz 2 des Entwurfs ist nunmehr in Absatz 1 
enthalten. Unter dem Richter ist demnach in allen 
Bestimmungen des Gesetzes der Berufsrichter zu 
verstehen. Bestimmungen für die ehrenamtlichen 
Richter enthält nur der Sechste Abschnitt des Zwei- 
ten Teiles. 

Zu § 4 Abs. 2 Nr. 2 

Aufgabe der rechtsprechenden Gewalt ira eigent- 
lichen Sinne ist nach überwiegender Auffassung die 


Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten. Andere, auf 
Grund eines Gesetzes den Gerichten zugewiesene 
Aufgaben sind in erster Linie die Angelegenheiten 
der freiwilligen .Gerichtsbarkeit. Auch die Grund- 
bücher werden in den meisten Ländern von den 
Gerichten geführt. Das Richtergesetz soll aber nicht 
entgegenstehen, wo andere Gesetze die Mitarbeit 
einzelner Richter vorsehen, z. B. die Mitarbeit eines 
Vormundschafts- oder eines Jugendrichters in den 
Jugend Wohlfahrtsausschüssen. 

Nach mehrmaliger Erörterung wurde die Auf- 
nahme des „Universitätsrichters" ahgelehnt, weil es 
keinen einheitlichen Begriff des Universitätsrichters 
gibt. Eine beratende Tätigkeit ist dem Richter nicht 
verwehrt, z. B. die Mitarbeit in Kommissionen, Bei- 
räten usw., auch die Tätigkeit eines Universitäts- 
richters, wenn sie «sich auf Beratung beschränkt. 

2iu § 5 

Die Reform der juristischen Ausbildung wird seit 
langem erörtert. Ein Arbeitskreis unter dem Vor- 
sitz des Professors Dr. Husserl, Freihurg, hat ein- 
gehende Vorschläge ausgearbeitet und veröffent- 
licht. Der Ausschuß meint, daß es noch nicht möglich 
ist, mit der Verabschiedung des Riditergesetzes 
schon diese Reform vorzunehmen. Er halt es daher 
für ratsam, künftigen Entscheidungen nicht vorzu- 
greifen und es zunächst bei den Vorschriften des 
bisher geltenden § 2 des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes zu belassen, die der Entwurf im wesentlichen 
übernommen hat. 

§ 5 dies Entwurfs weicht allerdings von § 2 GVG 
dadurch ab, daß er statt eines bishier vorgeschriebe- 
nten Studiums der RechtswisiSenschaft von minde- 
stens 3 Jahren ein solches Studium von ihindestens 
3 Vs Jahren verlangt. Nach anderer Entscheidung in 
erster Lesung kehrte der Ausschuß in zweiter 
Lesung zur Fassung des Entwurfs zurück, weil ohne 
Rücksicht auf die bevorstehende Reform nur ein Stu^ 
dium von diesier Dauer die volle akademische Aus- 
bildung des Juristen giewährleistet. 

Der Ausschuß für Inneres hat angeregt, die für 
den Vorbereitungsdienst bei den ordentlichen Ge- 
richten, Staatsanwaltschaften, Notarien und Rechts- 
anwälten bestimmte Zeit von 24 Monaten um 3 Mo- 
nate zu kürzen und dafür den Varbereitungsdrienst 
bei den Verwaltungsbehörden von 6 auf 9 Monate 
zu verlängiern. Das Anliegen ist an siich verständlich. 
Denn die Befähigung zum Richteramt soll nicht nur 
Grundlage sein für eine Tätigkeit am Bereiche der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit. Sie soll auch für alle 
Berufe befähigen, die öffentliches Recht anzuwen- 
den haben. Eine tunlichst gleichwertige Ausbildung 
im zivilen und im öffentlichen Recht ist daher anzu- 
streben. Der Ausschuß hat die Anregung dennoch 
nicht aufgenommen aus folgenden Gründen; Der 
Reform sollte auch lin dieser Hinsicht nicht vor- 
gegriffen werden. Ein Vorbereitungsdienst von 24 
Monaten bei den ordentlichen Gerichten, Staats- 
anwaltschaften, Notaren und Rechtsanwälten ist 
notwendig. Dem Anliegen des Ausschusses für Inne- 
res wird vorerst in den Ausbildungsvorschriften der 
Länder zum Teil Redmung getragen. Überwiegend 
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haben die Länder einen zwölfmonatigen Vorberei- 
tungsdienst bei Verwaltungsbehörden, z, T. mit Ein- 
schluß der Verwaltungsgeridite, vorgesehen. Ferner 
fortlert § 2 GVG einen Vorbereitungsdienst von 30 
Monaten bei den Gerichten allgemein, bed Staats- 
anwaltschaften, Notaren und Rechtsanwälten. Der 
Entwurf teilt didsen Abschnitt in einen Vorberei- 
tungsdienst von 24 Monaten bei den ordentlichen 
Gerichten usw. und in einen Vorberedtungsdienst 
von 6 Monaten bei anderen Gerichten. 2 Monate 
dleises Vorbereitungsdienstes bei anderen Gerichten 
muß der Referendar zwar zum Dienst bei Gerichten 
für Arbeitssachen verwenden. Die übrigen 4 Monate 
kann er aber nur bei den allgemeinen und beson- 
deren Verwaltungsgerichten ableisten, es sei denn, 
daß er seinen Dienst bei den Arbeitsgerichten über 
die vorgeschriebenen 2 Monate ausdehnen oder den 
Dienst bei anderen Gerichten überhaupt auf die Ge- 
richte für Arbeitssachen beschränken will. Das 
dürfte kaum jemals Vorkommen. 

Es empfiehlt sich auch nicht, den vorgeschriebe- 
nen Vorbereitungsdienst bei den Arbeitsgerichten 
auf 3 Monate zu verlängern, weil damit der Vor- 
bereitungsdienst bei anderen Gerichten, z. B. bei 
den Sozialgerichten, bei den Finanzgerichten oder 
bed den Verwaltungsgerichten auf 3 Monate ver- 
kürzt werden müßte. Ferner sollte es der Entschei- 
dung des einzelnen Referendars überlassen blei- 
ben, ob er im Hinblick auf seine spätere Laufbahn 
einen Vorbereitungsdi/enst bei den Sozialgerichten 
leisten will. 

In der Fassung des § 5 Abs. 3 Satz 1, die der 
Ausschuß für Inneres vorschlug, fehlt das Wort 
„mindestens''. Dadurch würde die Dauer des Vor- 
bereitungsdienstes auf 3 V 2 Jahre festgelegt werden. 
Der Landesgesetzgebung sollte zum Ausgleich Vor- 
behalten werden, im Einzelfalle die Verlängerung 
des Vorbereitungsdienstes vorzusehen. Der Rechts- 
ausschuß war der Meinung, daß man die Freiheit 
der Vorbereitung nicht über die Festsetzung einer 
Mindestdauer des Vorbereitungsdienstes hinaus be- 
schränken sollte. Der Berücksichtigung würdige 
Gründe können den Referendar veranlassen, aus 
eigenem Entschluß den Vorbereitungsdienst zu ver- 
längern, z. B. Promotion, Krankheit, familiäre Ver- 
hältnisse. Für die Festsetzung einer Höchstdauer hat 
sich bisher kein Bedürfnis gezeigt. 

Zu § 8 a 

§ 8 a wurde nach dem Vorschlag des Ausschusses 
für Inneres aufgenommen. Er entspricht dem § 7 
Abs. 1 BBG und dem § 4 Abs. 1 BRRG. Die Aus- 
nahme von der deutschen Staatsangehörigkeit wird 
jedoch für die Ernennung zum Richter nicht gestat- 
tet. 

Zu § 9 

Mit Absatz 1 wird der Ernennungsbehörde keine 
Erlaubnis erteilt. Vielmehr wird zum Ausdruck ge- 
bracht, daß der Ernennung zum Richter auf Lebens- 
zeit aus dem Gesichtspunkt notwendiger Vortätig- 
keit nichts im Wege steht, wenn die Voraussetzun- 


gen des § 9 erfüllt sind. Darum ist das Wort „kann" 
geboten, womit zugleich Übereinstimmung mit den 
§§ 11 und 14 des Entwurfs erzielt wird. Es ist selbst- 
verständlich, daß zum Richter auf Lebenszeit nur 
ernannt wird, wer vorher seine Eignung unter Be- 
weis gestellt hat. Ob der zu Ernennende sich als ge- 
eignet erwiesen hat, haben die Richterwahlaus- 
schüsse und die obersten Dienstbehörden — gege- 
benenfalls unter Beteiligung der Präsidialräte — zu 
entscheiden. Für das Gesetz genügt die einfache 
Fassung, daß der zu Ernennende eine bestimmte 
Zeit im richterlichen Dienste tätig gewesen sein 
muß. 

Die Ausnahmen des Absatzes 2 sollen für die Zu- 
kunft den Übertritt aus anderen Zweigen des öffent- 
lichen Dienstes oder aus einem dem Richteramt 
nahestehenden Berufe in den richterlichen Dienst 
erleichtern. Für den Regelfall, besonders für jün- 
gere Bewerber, ist aber vor der Ernennung zum 
Richter auf Lebenszeit eine Bewährung notwendig. 
Darum können im Regelfälle höchstens 2 Jahre an- 
derweitiger Tätigkeit angerechnet werden. Bewer- 
ber, die bereits in ihrem Lebensalter, in ihrem An- 
sehen und in ihrer beruflichen Entwicklung voran- 
geschritten sind, werden sich nicht leicht zum Über- 
tritt in den richterlichen Dienst entscheiden, wenn 
sie zunächst in das Richterverhältnis kraft Auftrags 
oder in das Richterverhältnis auf Probe eintreten 
müßten. Schon der Regierungsentwurf wollte des- 
halb in Absatz 3 die unbeschränkte Anrechnung der 
in Absatz 2 aufgeführten Tätigkeiten zulassen, aller- 
dings nur für außergewöhnliche Fälle. Der Ausschuß 
hält diese „Prominentenklausel" des Entwurfs, für 
zu eng. So erhalten z. B. die Verwaltungsgerichte, 
die Finanzgerichte und die Sozialgerichte ihren 
Nachwuchs meist aus den Beamten der zugehörigen 
Verwaltungen. Es sollte nicht ausgeschlossen sein, 
daß Beamte auf Lebenszeit, die sich in ihrem Dienst 
ausgezeichnet haben, sogleich als Richter auf Le- 
benszeit in ein Richteramt übertreten können. Ob 
besondere Kenntnisse und Erfahrungen des zu Er- 
nennenden die volle Anrechnung einer Vortätig- 
keit rechtfertigen, steht in der Entscheidung der 
Richterwahlausschüsse und der Dienstbehörden. Die 
Mehrheit des Ausschusses lehnte es ab, die volle 
Anrechnung von der Zustimmung der Präsidialräte 
abhängig zu machen, wie der Deutsche Richterbund 
vorgeschlagen hatte. 


Zu § 11 Abs. 1 Satz 2 

„Richter auf Probe" ist eine Statusform des Rich- 
terdienstes. Als Dienstbezeidinung für Richter, die 
in diesem Richterverhältnis stehen, ist die Bezeich- 
nung nicht geeignet, vielleicht sogar irreführend, 
weil auch diese Richter ihr Amt mit vollen Rechten 
und Pflichten ausüben. Auch ist es ein allgemeiner 
Grundsatz, d^aß die Statusform eines Dienstverhält- 
nisses in der Amtsbezeichnung nicht zum Ausdruck 
kommt. Zweckmäßig ist es, für den Richter auf 
Probe die bisherige Bezeichnung „Gerichtsassessor" 
zu verwenden. Der Richter kraft Auftrags führt die 
Amtsbezeichnung des wahrgenomraenen Richter- 
amtes (§14 Abs. 2 des Entwurfs). 
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Der Ausschuß erörterte eingehend den Vorschlag 
des Deutschen Richterbundes, die gegenwärtigen 
Amtsbezeichnungen der Richter zu beseitigen und 
die Richter im allgemeinen nur noch schlicht „Rich- 
ter" zu nennen mit Hinzusetzung des Gerichts, bei 
dem sie ihr Amt innehaben. Die Mehrheit des Aus- 
schusses war geneigt, den Vorschlag zu verwirk- 
lichen. Der Ausschuß fand aber keine befriedigende 
Lösung für die Bezeichnung der Richter in höheren 
Richterämtern. Er überläßt deshalb den Vorschlag 
künftiger Gesetzgebung, 

Zu § U Abs. 2, §§ 13, 19 b 

Artikel 98 Abs. 4 GG gestattet den Ländern, für die 
Anstellung ihrer Richter, d. h. für die Ernennung 
zum Richter auf Lebenszeit oder zum Richter auf 
Zeit, die Mitwirkung eines Richterwahlausschusses 
einzuführen. Vier Länder haben davon Gebrauch 
gemacht. Infolgedessen käme es nach § 11 Abs. 2 
und § 13 des Regierungsentwurfs zu einem Unter- 
schied in der Entlaßbarkeit der Richter auf Probe. 
Nach dem Ablauf der für die Entlassung aus wich- 
tigem Grunde und für die Entlassung wegen man- 
gelnder Bewährung vorgesehenen Fristen (§ 13 
Abs. 2 und 3 des Entwurfs) hätte der Richter auf 
Probe in denjenigen Ländern, die keinen Richter- 
wahlausschuß eingeführt haben, im Falle des Wohl- 
verhaltens eine gesetzliche Anwartschaft, spätestens 
6 Jahre nach seiner Ernennung zum Richter auf Le- 
benszeit oder unter Berufung in das Beamtenver- 
hältnis auf Lebenszeit zum Staatsanwalt ernannt zu 
werden. Anders in den Ländern, die die Mitwirkung 
eines Richterwahlausschusses eingeführt haben. 
Hier könnte zwar die Dienstbehörde ebenfalls den 
Richter auf Probe nicht mehr aus wichtigem Grunde 
oder wegen mangelnder Bewährung entlassen, 
wenn die in § 13 Abs. 2 und 3 des Entwurfs be- 
stimmten Fristen abgelaufen wären. Sie müßte ihn 
»spätestens 6 Jahre nach seiner Ernennung dem 
Richterwahlausschuß für die Wahl zum Richter auf 
Lebenszeit vorschlagen oder unter Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Staatsanwalt 
ernennen. Würde der Richterwahlausschuß den Vor- 
geschlagenen endgültig ablehnen, müßte er nach 
§ 13 Abs. 4 des Entwurfs aus dem Richterverhältnis 
auf Probe entlassen werden; er könnte auch nicht 
mehr zum Staatsanwalt ernannt werden. Der Be- 
werben für ein Richteramt auf Lebenszeit liefe also 
in diesen Ländern Gefahr, noch 6 Jahre oder später 
nach seiner Ernennung zum Richter auf Probe aus 
dem Wege zu seinem Ziele ausscheiden zu müssen. 

Aus den Äußerungen der Vertreter der Länder 
ging zwar hervor, daß die Zahl der Gerichtsassesso- 
ren, die bisher von den Richterwahlausschüssen ab- 
gelehnt wurden, ohne Bedeutung ist. Dennoch 
wollte der Ausschuß tunlichst die Rechtsstellung der 
Richter auf Probe in allen Ländern einheitlich re- 
geln. Er hat deshalb den Vorschlag zur Wahl aus 
§ 11 Abs. 2 entfernt und § 13 durch § 19 b ersetzt 
und diese Bestimmung den übrigen Bestimmungen 
für die Beendigung eines Richterverhältnisses an- 
geschlossen. Danach kann die Dienstbehörde in 
allen Ländern den Richter auf Probe nicht nur aus 
wichtigem Grunde, sondern aus jedem sachlichen 


Grunde (z.B, wegen geringen Bedarfs anNachwudis) 
spätestens zum Ablauf des zweiten Jahres und we- 
gen mangelnder Eignung für das Richteramt späte- 
stens zum Ablauf des vierten Jahres nach der Er- 
nennung entlassen. Ebenso ist die Entlassung aus 
dem Grunde der Ablehnung durch den Richterwahl- 
ausschuß nur noch spätestens zum Ablauf des vier- 
ten Jahres möglich. Der Ausschuß glaubte, daß die 
Entscheidung den Richterwahlausschüssen nicht im- 
mer schon in den ersten drei Jahren des Richterver- 
hältnisses auf Probe, wohl aber spätestens im vierten 
Jahre zugemutet und daß ebenso die Entlassung 
wegen mangelnder Eignung ohne Beeinträchtigung 
des Zugangs zum richterlichen Dienste bis zum Ab- 
lauf des vierten Jahres nach der Ernennung er- 
streckt werden kann. Die Richterwahlausschüsse 
müssen jedoch ihre Entscheidungen so rechtzeitig 
treffen, daß im Falle der Ablehnung die obersten 
Dienstbehörden die Entlc^ssung spätestens zum Ab- 
lauf des vierten Jahres nach der Ernennung zum 
Richter auf Probe aussprechen können. Wird er zu 
diesem letzten Zeitpunkt nicht entlassen, hat der 
Richter auf Probe auch in den Ländern, die einen 
Richterwahlausschuß an der Anstellung beteiligen, 
nach § 11 Abs. 2 des Entwurfs einen Anspruch auf 
Anstellung. 

§ 19 b Abs. 3 entspricht § 31 Abs. 1 Nr. 1 BBG 
und § 23 Abs. 2 Nr. 1 BRRG. Die weiteren Bestim- 
mungen in § 19 b Abs. 1 und 2 sind für die beson- 
deren Bedingungen des Richterverhältnisses auf 
Probe (und des Richterverhältnisses kraft Auftrags) 
geschaffen und mit den Bestimmungen für die Ent- 
lassung der Beamten auf Probe nicht zu vergleichen. 
Es handelt sich, wie bei §§ 18 a, 18 b und 19 a, um 
eine abschließende Regelung. 

Zu §§ 12 und 16 Abs. 2. 

Der Richter auf Probe hat noch kein bestimmtes • 
Richteramt inne. Er wird daher im Sinne der gegen- 
wärtigen Vorschrift nicht abgeordnet, sondern ver- 
wendet, d. h. -einem bestimmten Gericht zur Dienst- 
leistung zugewiesen. Dasselbe gilt für Richter kraft 
Auftrags. 

Zu §§ 14r 16 Abs. 1 und § 19 c 

Auch das Richterverhältnis kraft Auftrags ist eine 
Vorstufe für das Richterverhältnis auf Lebenszeit. 

§ 16 Abs. 1 Satz 2 bezweckt, daß der Richter kraft 
Auftrags spätestens zwei Jahre nach seiner Ernen- 
nung sich entscheiden muß, ob er die Berufung zum 
Richter auf Lebenszeit annehmen oder in sein Be- 
amtenverhältnis zurückkehren will. Die Verweisung 
auf die Entlassungsgründe, die für das Richterver- 
hältnis auf Probe gelten, hat nunmehr ihre syste- 
matische Stelle als § 19 c hinter § 19 b. 

Zu § 18 

Wenn in § 18 von weiteren Voraussetzungen für 
einzelne Gerichtszweige die Rede ist, sind darunter 
nicht etwa das Lebensalter für bestimmte Richter- 
ämter oder die deutsche Staatsangehörigkeit, son- 
dern nur berufliche Voraussetzungen zu verstehen. 
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Einzige gesetzliche Qualifikation nach der Vorbil- 
dung soll für die Berufsrichter aller Gerichtszweige 
die Befähigung nach § 5 des Richtergesetzes sein. 
Zusätzliche gesetzliche Qualifikationen dieser Art 
sind nicht angebracht, vor allem „besondere Kennt- 
nisse und Erfahrungen" sind dazu nicht geeignet- 
Denn es ist Sache der Richterwahlausschüsse, 
Dienstbehörden und Präsidialräte, zu sorgen, daß 
die richtigen Richter im richtigen Amte verwendet 
werden. Niemand könnte nachprüfen, ob Richter- 
wahlausschüsse, Dienstbehörden und Präsidialräte 
die gesetzliche Qualifikation ^besonderer Kenntnisse 
und Erfahrungen zu Unrecht als gegeben angenom- 
men haben. Es wäre aber auch nicht zu begrüßen, 
wenn mit solchen Vorschriften die Entwicklung zum 
gesetzlich definierten Fachrichter beginnen könnte. 
Die Freizügigkeit durch alle Gerichtszweige und der 
Übertritt aus einer anderen juristischen Tätigkeit 
in den richterlichen Dienst sollen in Zukunft mehr 
als bisher offenstehen. 

Zu §§ 18 a, 18 b, 19 a 

Die §§ 30 und 31 des Entwurfs hatten unter Be- 
achtung des Artikels 97 Abs. 2 GG nur bestimmt, 
daß Entlassung, Rücknahme der Ernennung und 
Feststellung der Nichtigkeit der Ernennung bei 
einem Richterverhältnis auf Lebenszeit oder auf Zeit 
an eine gerichtliche Entscheidung gebunden sind. 
Dahinter standen für die Richter im Bundesdienste 
nach § 45 des Entwurfs die Vorschriften des Bundes- 
beamtengesetzes, für die Richter der Länder nach 
§ 70 die Bestimmungen des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes, der Beamtengesetze der Länder und etwa- 
iger Richtexgesetze der Länder, In Übereinstimmung 
mit dem Rothenburger Entwurf hat der Ausschuß 
auch die sachlichen Voraussetzungen für Entlassung, 
Rücknahme der Ernennung, und Nichtigkeit der Er-: 
nennung in den Entwurf aufgenommen und deshalb 
die §§ 18 a, 18 b und 19 a in die allgemeinen Be- 
stimmungen für das Richterverhältnis eingeführt. Er 
hat sich dabei jedoch weitgehend an die entspre- 
chenden Bestimmungen des Bundesbamtengesetzes 
und des Beamtenrechtsrähmengesetzes gehalten. 

So entspricht § 18 a (Nichtigkeit der Ernennung) 
§ ^1 1 BBG und § 8 BRRG. Die rückwirkende Bestäti- 
gung der Ernennung und die Ausnahme von der 
deutschen Staatsangehörigkeit sollen jedoch für die 
Berufung in ein Richterverhältnis nicht zugelassen 
werden. 

§ 18 b (Rücknahme der Ernennung) 

stimmt in Absatz 1 Nr. 3 und 4 und in Absatz 2 
überein mit § 12 BBG und § 9 BRRG. In Absatz 2 
Nr. 2 wurde auch die Entfernung aus dem Berufe 
aufgenommen, um im Hinblick auf § 9 Abs. 2 des 
Entwurfs gleiches Recht für Beamte, Rechtsanwälte 
und Notare zu schaffen. 

Zu § 18 b Abs. 1 Nr. 1 und 2 

Da die Befähigung zum Richteramte die unum- 
gängliche Voraussetzung für die Tätigkeit des Be- 
rufsrichters ist, muß der Mangel dieser Befähigung 


über die aus Absatz 1 Nr. 3 gegebenen Möglichkei- 
ten hinaus zur Rücknahme der Ernennung führen. 
Absatz 1 Nr. 2 sichert die Mitwirkung der Richter- 
wahlausschüsse. 

§ 19a 

Den Gründen für die Entlassung kraft Gesetzes 
nach § 19 a Abs. 1 entsprechen § 29 Abs. .1 und 2 
Satz 2 BBG, § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 sowie 
§ 125 BRRG, den Gründen für die Entlassung durch 
Verfügung der obersten Dienstbehörde nach § 19 a 
Abs. 2 die § 28 BBG und § 23 Abs. 1 BRRG. 

Der Ausschuß wollte mit diesen Bestimmungen 
eine abschließende Regelung treffen. 

über die Wirksamkeit der Amtshandlungen und 
Entscheidungen der Richter, deren Ernennung nich- 
tig oder zurückgenommen worden ist, bestimmt das 
Richtergesetz nichts. Insoweit gelten über §§45 und 
70 des Entwurfs die Vorschriften des Beamtenrechts 
und für die Rechtsbehelfe, die betroffene Personen 
geltend machen können, die allgemeinen Verfah- 
rensgesetze. 

Zu § 19 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundesrates 
in der von der Bundesregierung geänderten Fas- 
sung angenommen, um Benachteiligungen von Be- 
amten zu vermeiden, die in ein Richteramt der Ein- 
gangsstufe eintreten. 

Zu § 19 d 

Die Bestimmung entspricht § 48 BBG und § 24 
Abs. 1 BRRG. Das Ende des Richterverhältnisses ist 
die unmittelbare Folge einer rechtskräftigen straf- 
rechtlichen Verurteilung. Den eigentlichen Grund 
bildet das strafwürdige Verhalten, das zum Straf- 
urteil geführt hat. Der Ausschuß hat mit Mehrheit 
die Auffassung der Bundesregierung geteilt, daß die 
unmittelbare Beendigung des Richterverhältnisses 
durch rechtskräftiges Strafurteil den Erfordernissen 
des Artikels 97 Abs. 2 GG genüge und keine wei- 
tere gerichtliche Entscheidung über die Zulässigkeit 
der Entlassung oder die Feststellung der Beendi- 
gung des Richterverhältnisses notwendig sei. Dem 
betroffenen Richter ist es nicht möglich, in einem 
weiteren Verfahren vor den Dienstgerichten geltend 
zu machen, daß das Strafurteil zu Unrecht ergangen 
sei. Er ist auf die Rechtsbehelfe des Strafverfahrens, 
z. B. auf Wierde rauf nähme des Verfahrens angewie- 
sen. 

Nr. 3 umfaßt die strafbaren Handlungen des Er- 
sten, Zweiten und Dritten Abschnitts des Besonde- 
.ren Teils des Strafgesetzbuchs. Während Beamten- 
verhältnisse in diesen Fällen nur enden, wenn der 
Beamte zu einer Strafe von 6 Monaten Gefängnis 
oder zu einer höheren Strafe verurteilt wird, soll 
das Richterverhältnis in diesen Fällen — der Stel- 
lung und Verantwortung des Richters gemäß — 
schon enden, wenn der Richter wegen vorsätzlicher 
Tat überhaupt zu Gefängnis verurteilt wird. 
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Nr. 6 ergänzt den Regierungsentwurf entsprechend 
§ 48 Satz 2 BBG und § 24 Satz 2 BRRG. Das Richter- 
verhältnis endet in diesen Fällen mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts. 

§ 19 d steht im Regierur\gsentwurf als § 32. An 
der Stelle, die der Regierungsentwurf ihr zugewie- 
sen hatte, sollte die Bestimmung im Anschluß an 
die §§ 30 und 31 vor allem festlegen, daß das auf 
bestimmte Strafen und Nebenstrafen lautende Urteil 
als gerichtliche Entscheidung im Sinne des Artikels 97 
Abs. 2 Satz 1 GG genügt. Sie galt daher dort nur 
für Richter auf Lebenszeit und auf Zeit, die unter 
dem Schutze des Artikels 97 GG stehen. § 19 d da- 
gegen gehört im Anschluß an die vorhergehenden 
Bestimmungen zu den sachlichen Gründen für die 
Beendigung des Richterverhältnisses, muß daher für 
alle Richter gelten. 

Zu §§ 20 und 21 

Die Unabhängigkeit des Richters ist in Artikel 97 
Abs. 1 GG mit dem Range eines Verfassungssatzes 
ausgesprochen. Der Ausschuß hielt es in erster Le- 
sung nicht für notwendig, diesen ohnehin geltenden 
und das ganze Richtergesetz bestimmenden Satz des 
Grundgesetzes hier zu wiederholen. In zweiter Le- 
sung hat er den Entwurf wiederhergestellt. Denn 
die folgenden Bestimmungen sind vor allen anderen 
auf die Unabhängigkeit des Richters im Dienstrecht 
abgestellt. 

Dagegen hat der Ausschuß § 20 Abs. 2 und § 21 
nicht übernommen. § 20 Abs. 2 entspräche § 79 
Satz 2 BBG und § 48 Satz 2 BRRG. 

§ 21 meint nicht nur Empfehlungen und Einfluß- 
nahmen des Dienstherrn, sondern auch Einwirkun- 
gen aus der Öffentlichkeit. Die beiden Bestimmun- 
gen enthalten jedoch nur so allgemeine Aussagen, 
daß damit für die Gestaltung des Richterverhältnis- 
ses nichts gewonnen wäre. 

Zu § 22 


die Verfahrensgesetzt' ebenso wie die sachliche Ent- 
scheidung in die unabhängige Verantwortung der 
Richter gestellt haben, Die Unabhängigkeit schützt 
aber nicht menschliche Schwächen, die in der Art 
I und Weise, wie die Amtsgeschäfte erledigt werden, 
auftreten und von der Amtsführung eines gewissen- 
haften Richters peinlich abweichen. In Anlehnung 
an § 9 der preußischen Dienstordnung für Richter 
vom 27. Januar 1932 und § 16 Abs. 2 der Verord- 
nung vom 20. März 1935 (RGBl. I S. 403) zur ein- 
heitlichen Regelung der Gerichtsverfassung bringt 
der Regierungsentwurf deshalb mit Absatz 2 eine 
Bestimmung, die nicht der Erweiterung, sondern 
der Klarstellung und Begrenzung der in der Dienst- 
aufsicht enthaltenen Befugnis dienen soll. Bei der 
Anhörung der Präsidenten des Bundesverfassungs- 
; gerichts, der oberen Bundesgerichte und anderer 
höherer Richter überzeugte sich der Ausschuß, daß 
j — allerdings nur in seltenen Fällen — eine dienst- 
j aufsichtliche Würdigung der Art und Weise, in der 
j der Richter seine Amtsgeschäfte erledigt, notwendig 
ist. Er hält es für besser, die Grenzen dieser in die 
Erledigung der Amtsgeschäfte eingreifenden Dienst- 
aufsicht tunlichst mit einer Bestimmung klarzustel- 
len, statt sie der Auslegung des allgemeinen Be- 
griffs der Dienstaufsicht zu überlassen, die sich aus 
der Notwendigkeit einzelner Fälle ergäbe. Er suchte 
jedoch eine Fassung, die deutlich macht, daß die 
Dienstaufsicht bei den Äußerlichkeiten der Amtsge- 
schäfte anzuhalten hat und die Freiheit der Arbeit 
eines pflichtbewußten Richters nicht regulieren darf. 
Nur Mahnungen und Vorhalte sind zulässig, keine 
j Weisungen. 

I Die Dienstaufsichl ist Sache der Gerichtsverwal- 
I tung. Anregungen, die Präsidien in die Dienstauf- 
I sicht einzuschalten oder die Dienstaufsicht allgemein 
I oder, soweit sie sich mit der Erledigung der Amts- 
geschäfte befaßt, zu einem richterlichen Geschäft 
der Präsidenten zu machen, fanden im Ausschuß 
keine Billigung. 

' Absatz 3 


Absatz 1 

Für den Richter gibt es keine zur Sachweisung 
und Sachaufsicht befugten Vorgesetzten (vgl. § 3 
Abs. 2 Satz 2 BBG). Jedoch ist auch das Richterver- 
hältnis ein Dienstverhältnis des öffentlichen Rechts. 
Darum steht der Richter unter der Dienstaufsicht 
der Dienstvorgesetzten (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 1 BBG). 
Der Entwurf beschränkte sich auf diese Feststellung. 
Die im Ausschuß erarbeitete Fassung hebt die Ein- 
schränkung hervor, die die Dienstaufsicht über Rich- 
ter von der Dienstaufsicht über Beamte unterschei- 
det. 

Absatz 2 

Innerhalb des Dienstes entsteht die Frage, wie 
weit es den Dienstvorgesetzten gestattet ist, sich 
dienstaufsichtlich mit Vorgängen zu befassen, die 
zur Erledigung der Amtsgeschäfte unmittelbar ge- 
hören. Denn die Unabhängigkeit verbietet nicht nur 
Weisungen für die sachliche Entscheidung, sondern 
auch Weisungen für das gerichtliche Verfahren, das 


I Es ist dennoch nicht möglich, eine Norm zu fin- 
j den, die die Grenze zwischen Unabhängigkeit und 
j zulässiger Dienstaufsicht in jedem Falle genau er- 
I kennen ließe. Aus beiden Gründen hat der Entwurf 
dem Richter den Rechtsweg zu den Dienstgerichten 
eröffnet und damit die Wahrung der richterlichen 
Unabhängigkeit letzten Endes richterlichen Gremien 
selbst unterstellt. Dienstaufsichtliche Maßnahmen 
können auch disziplinärer Art sein. Der Rechtsweg 
aus § 22 Abs. 3 soll von jedem disziplinären Cha- 
j rakter frei sein. Er richtet sich dahef nach der Ver- 
I waltungsgerichtsordnung. Die auf das persönliche 
! Urteil des betroffenen Richters abgestellte Fassung 
I entspricht nicht nur dem Vorschlag des Deutschen 
' Richterbundes, sondern auch dem Rothenburger 
! Entwurf. 

Zu § 24 

Nach der Fassung des Regierungsentwurfs hätte 
angenommen werden können, daß ein Bundesgesetz 
bestimmen könne, daß ein Gericht nicht ausschließ- 
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lieh mit Berufsrichtern auf Lebenszeit, sondern auch 
mit Berufsrichtern eines anderen Richterverhältnis- 
ses oder mit ehrenamtlichen Richtern besetzt werden 
kann. Die im Ausschuß beschlossene Fassung dient 
der Klarstellung, daß die Verwendung ehrenamt- 
licher Richter durch § 24 Abs. 1 nicht erfaßt wird. 
Dagegen kann die Landesgesetzgebung für Gerichte, 
die nach Landesrecht bestehen, die Besetzung mit 
ehrenamtlichen Richtern vorsehen. 


Zu § 25 

§§ 24 und 25 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs, ferner 
§ 29 GVG in der Fassung des § 82 des Entwurfs ent- 
halten Vorschriften über die Besetzung der Gerichte 
im einzelnen Falle. Die Beteiligten sollen die Beach- 
tung dieser Vorschriften prüfen können. Es genügt 
aber, daß das Richterverhältnis der mitwirkenden 
Richter in der Entscheidung — gemeint ist damit 
natürlich nur der formelle Teil der Entscheidung — 
erkenntlich ist. 

• 

Absatz 2 

Mit § 82 Nr. 3 a wird das Gerichtsverfassungsge- 
setz dahin geändert, daß Richter auf Probe (also Ge- 
richtsassessoren) im ersten Jahre nach ihrer Ernen- 
nung nicht Vorsitzende eines Schöffengerichts sein 
können. Weitere Einschränkungen ihrer Verwen- 
dung sind weder notwendig noch tunlich. Bei den 
Arbeitsgerichten und bei den Sozialgerichten erster 
Instanz können Richter auf Probe z. B. nur als Vor- 
sitzende verwendet werden. 

Absatz 3 

Die Beschränkung der Richter auf Probe und der 
Richter kraft Auftrags auf einen bestimmten Pro- 
zentsatz der Planstellen hatte wie der vorher- 
gehende § 24 Abs. 2 die Unabhängigkeit der Rechts- 
pflege im Auge. Diese Richter genießen nicht den 
vollen Schutz der persönlichen Unabhängigkeit. Ihre 
Verwendung sollte daher in Grenzen gehalten wer- 
den. Der Bundesrat bezeichnete diese Vorschrift als 
einen zu weitgehenden Eingriff in das Organisa- 
tionsrecht der Länder; er schlug die Streichung vor. 
Der Ausschuß trug diesem Vorschläge Rechnung. 


Zu § 27 

Die Präsidenten der oberen Bundesgerichte haben 
bei iihrer Anhörung diese Bestimmung nicht gutge- 
heißen. Sie befürchten daraus eine Gefährdung der 
Unversetzbarkeit des Richters. Auch der Ausschuß 
hat diese Bedenken nicht vernachlässigt. Dabei be- 
stand kein Zweifel daran, daß Fälle der Art, die die 
Bestimmung im Auge hat, immer wieder einmal ein- 
treten können und der Abhilfe durch Versetzung 
des Richters in ein anderes Amt oder in den Ruhe- 
stand bedürfen. Als Ergebnis der Beratung schien 
es aber besser, diese Abhilfe nicht der Einsicht des 
Richters und — ■ vielleicht — den Einwirkungsmög- 
lichkeiten der Dienstbehörden zu überlassen, son- 
dern auch sie der Entscheidung der Dienstgerichte 
zu unterstellen. 


Entscheidend ist dabei, daß es sich um Tatsachen 
handeln muß, die außerhalb der richterlichen Tätig- 
keit des betroffenen Richters liegen. Im Ausschuß 
waren jedoch die Meinungen nicht einhellig, ob nur 
solche Tatsachen in Betracht kommen, die ohne Ver- 
schulden des Richters entstanden sind, oder ob auch 
verschuldete Tatsachen maßgebend sein können, die 
allerdings nur mit ihrer objektiven Wirkung, mit 
ihrer objektiven Eignung zur Beeinträchtigung der 
j Rechtspflege zu würdigen sind. Der Ausschuß 
: wollte jede dienststrafrechtliche Beziehung aus- 
geschlossen wissen. Nach dem Entwurf sollte das 
I Versetzungsverfahren für Richter des Bundes sich 
I nach der Bundesdisziplinarordnung richten, und es 
sollte möglich sein, Versetzungsverfahren und Diszi- 
plinarverfahren zu verbinden. Die gleiche Regelung 
wäre den Ländern offengestanden. Der Ausschuß 
hat durch Änderung der §§ 63 und 80 und Entfer- 
nung des § 64 des Entwurfs das Versetzungsverfah- 
ren zu einem Verfahren nach der Verwaltungsge- 
j richtsordnung gemacht. 

Nach dem Entwurf hätten die Tatsachen ferner 
Ansehen oder Tätigkeit des betroffenen Richters be- 
einträchtigen müssen. Der Ausschuß hat die Tat- 
sachen aus dieser Beziehung zum Richter gelöst und 
I statt dessen die Beeinträchtigung der Rechtspflege 
in den Vordergrund gestellt. Die neue Fassung ver- 
langt auch nach dem Vorschlag des Bundesrates 
keine dauernde Beeinträchtigung, weil die dauernde 
Wirkung von Tatsachen nur selten im voraus er- 
kannt werden kann und auch Tatsachen, deren Wir- 
kung im Laufe der Jahre abklingen mag, dennoch in 
der Gegenwart eine der vorgesehenen Maßnahmen 
notwendig machen können. Statt dessen unter- 
streicht die neue Fassung mit dem Worte „zwin- 
gend"' den strengen Sinn des Wortes „gebieten'L 
Die Fassung verlangt ferner, daß die Dienstgerichte 
' in der Stufenfolge der angegebenen Maßnahmen je- 
weils prüfen, ob die leichtere Maßnahme vor der 
schwereren genügt. 


Zu §§ 30 bis 33 

Die §§ 30 bis 33 sind — abgesehen von der Ver- 
setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 
— durch §§ 18 a, 18 b und 19 a ersetzt worden. 
Hiieraus ergab sich die redaktionelle Änderung des 
§ 33. 


j Zu § 34 

i Absatz 1 ist § 38 Abs. 2 Satz 1 des Regierungs- 
i entwurfs. Er wurde hierher übernommen, weil § 38 
I des Entwurfs im übrigen entfallen soll. 


Zu § 35 Abs. 2 und 3 

Der Bundesrat hatte schon in seiner Stellung- 
nahme eine elastischere Fassung vorgeschlagen. Auf 
Wunsch der Länder wurde dann die Befristung der 
Abordnung an eine Verwaltungsbehörde in den 
Beratungen des Ausschusses überhaupt gestrichen. 
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Die Länder machen geltend, es komme meist nur 
die Abordnung an ein Ministerium für einen beson- 
deren Auftrag, z. B, für diie Ausarbeitung eines Ge- 
setzentwurfs in Betracht'; hierfür genüge eine drei- 
jährige Briist nicht timmer; die Stellenpläne der Mini- 
sterien ließen die dauernde Übernahme der so ver- 
wendeten Richter in eine Planstelle des Ministe- 
riums häufig nicht zu. Es bestehen keine ausschlag- 
gebenden Bedenken gegen die Beseitigung der Be- 
fristung, weil die Abordnung an sich von der Zu- 
stimmung des Richters a,bhängt. 

Die Verlängervmg der Frist des Absatzes 3 auf 
drei Monate kommt den Bedürfnissien der Praxis 
entgegen und entspricht dem Wunsche des Bundes- 
rates. 


Zu § 36 Abs. 3 

Den Ländern soll überlassen bleiben, herkömm- 
liche Formen der Eidesleistung, z. B. vor der Bürger- 
sdiaft einer Hansestadt, aufrechtzuerhalten. 


Zu §§ 37 und 38 

In manchen Ländern ist die politische Betätigung 
der Richter gewissen Einschränkungen unterworfen. 
Am weitesten geht wohl Kanada; es verwehrt den 
Richtern das aktive Wahlrecht für gesetzgefbende 
Körperschaften. Der Ausschuß hat sidh in Überein- 
stimmung mit dem Ausschuß für Inneres nicht ent- 
schlossen, für die Rechtsstellung der deutschen Rich- 
ter diesen Beispielen zu folgen. Offene politische 
Betätigung sollte in einer Demokratie nicht den 
Verdacht begründen, daß sie die Unbefangenheit 
und die Fähigkeit zu sauberer und gerechter Amts- 
führung beeinträchtige. Der Ausschuß hat deshalb 
die Absätze 1 und 3 des § 38 gestrichen und dafür 
nur in den § 37 die Mahnung aufgenommen, daß 
der Richter auch bei politischer Betätigung die 
Würde seines Amtes und das Vertrauen in seine 
Unabhängigkeit nicht vergessen darf (vgl. § 53 BBG 
und § 35 BRRG). 

§ 37 Abs. 1 wurde gestrichen, weil er nur an sich 
Selbstverständliches aussagen würde. 


Zu § 39 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 

Es würde wohl kaum Vorkommen, daß die Dienst- 
behörde einem Richter die Tätigkeit eines Schieds- 
richters oder Schiedsgutachters genehmigt, wo der 
Richter nach den Vorschriften für die sachliche oder 
örtliche Zuständigkeit der gesetzliche Richter wäre. 
Der beigefügte Satz 2 will die Versagung der Ge- 
nehmigung für diese Fälle sicherstellen. Die gleiche 
Vorschrift steht — mit Geltung auch für die Länder 
— in der VO. über Nebentätigkeiten vom 24. Ja- 
nuar 1951. Gewerkschaften und Arbeitgeberver- 
bände haben sich in ihren Stellungniahmen zum Ent- 
wurf dafür ausgesprochen, daß dem Richter auch die 
Tätigkeit eines Schlichters bei Streitigkeiten zwi- 
schen Vereinigungen oder zwischen Vereinigungen 
und Dritten gestattet wird. Der Ausschuß sieht keine 
Gründe für den Ausschluß der Schl ich tertätigkeit. 


Zu § 40 

In Absatz 1 wurde das Wort „außerdieonstlich" 
eingefügt, damit den Dienstbehörden gestattet 
bleibt, Richtern den dienstlichen Auftrag der Erstat- 
tung eines Rechtsgutachtens zu erteilen. Der Aus- 
schuß hatte dabei aber die Vorstellung, daß diese 
dienstlich erstatteten Rechtsgutachten' nur für dienst- 
liche Ziwecke, keinesfalls zur offenen Stützung einer 
Rechtsmeinung in einem . fiskalischen Prozeß ver- 
wendet werden dürfen, 

Absatz 2 wurde nach den Bedürfnissen der Praxis 
erweitert. Unter die Vorschrift fallen auch Profes- 
soren, die noch keinen ordentlichen Lehrstuhl inne- 
haben. 

Zu § 42 

Abgeordneter Dr. Arndt regte bei der ersten Le- 
sung im Ausschuß eine Lockerung des Abstimmungs- 
geheimnisses an. Den Mitgliedern des Bundesver- 
fassungsgerichts und der oberen Bundesgerichte 
sollte nach englischem und amerikanischem Vorbild 
gestattet werden, ihre von der amtlichen Entschei- 
dung abweichende Abstimmung öffentlich bekannt- 
zumachen, Eine Probeabstimmung hatte in' der 
HO. Sitzung am 15. Juni 1960 ifolgendes Ergebnis: 

Für Bundesverfassungsgericht, obere Bundesge- 
richte und Staatsgerichtshöfe der Länder insgesamt 
mit 8 : 8 Stimmen abgelehnt; für Bundesverfassungs- 
gericht und Staatsgerichtshöfe der Länder allein mit 
12 ; 4 Stimmen gutgeheißen. Der Präsident des Bun- 
desverfassungsgerichts für sich und der Präsident 
des Bundesverwaltungsgerichts als Sprecher der 
Präsidenten der oberen Bundesgerichte nahmen in 
der Sitzung vom 3. November 1960 ebenfalls zu 
dieser Frage Stellung. Beide äußerten sich negativ. 
Abgeordneter Dr. Arndt und andere erklärten 
daraufhin in der zweiten Lesung unter Hinweis auf 
das Ergebnis der beiden Probeabstimmungen, daß 
das Problem noch keiner endgültigen Entscheidung 
zuigeführt sei, daß sie es aber vorerst nicht weiter 
verfolgen wollten, um nicht spätere Beratungen des 
Problems zu präjudizieren. 


Zu §§ 43 und 44 

§§43 und 44 sind im Anschluß an § 2 des Ent- 
wurfs die einzigen Bestimmungen des Gesetzes für 
die Rechtsstellung der ehrenamtlichen Richter. Ge- 
mäß § 1 wurde überall das Wort „Beisitzer" durch 
das Wort „Richter" ersetzt; § 43 Abs. 1 wurde der 
Fassung des § 24 angeglichen. Uni einen klaren 
Sinn zu erreichen, mußte von der sonstigen Sprache 
des Gesetzes in § 44 Abs. 1 Satz 1 abgewichen und 
das Wort „Berulfsrichter" verwendet werden. 

Zu § 45 

Die Fassung soll hervorheben, daß die beamten- 
rechtlichen Vorschriften subsidiäre und vorläufige 
Geltung besitzen. Es bleibt der künftigen Gesetz- 
geibung Vorbehalten, das Richterrecht zu vervoll- 
ständigen. 
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Zu § 46 

Das Gesetz über die Zuständigkeit auf dem Ge- 
biete des Rechts des öffentlichen Dienstes vom 
20. August 1960 (BGBl, I S. 705) hat die Rechtslage 
geändert, von der der Regierungs entwurf ausging. 
Die neue Fassung des § 46 gibt das geltende Recht 
wieder. Sie entspricht im Wortlaut dem § 189 Abs. 2 
BBG, wie ihn § 2 des erwähnten Gesetzes vom 
20. August 1960 gefaßt hat. Die' einzige Änderung 
•besteht darin, daß nach SatE 3 anstelle des Bundes- 
ministers des Innern der Buüdesminister der Justiz 
den Beamten des Bundesministeriums der Justiz und 
die 4 Richter für den Bundespersonalausschuß er- 
nennt. Dieses Recht sollte nach der Meinung des 
Ausschusses und nach dem Vorschlag des Deutschen 
Richterburides dem Bundesminister der Justiz zu- 
stehen. 

Der Ausschuß war sich darüber einig, daß auch 
Gewerkschaften unter den Begriff der Spitzenorga- 
nisationen der Berufsverbände der Richter fallen, 
sobald sie Richter in nennenswerter Zahl zu ihren 
Mitgliedern zählen. 


Zu §* 49 Abs. 1 Nr. 3 

Da der Bundes(disziplinarhof wohl auch in Zu- 
kunft mit einer erheblich größeren Zahl von Rich- 
tern besetzt sein wird als die Bundesdisziplinar- 
kammern, soll der Minderheit der Bundesdisziplinar- 
kammern ein Sitz im Richterrat gesichert werden. 

Absatz 1 a wurde notwendig, nachdem Inzwischen 
das Sechste Gesetz zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes vom 23. März 1961 (BGBl. I S. 274) 
verabschiedet worden ist. Das Bunde spatenbgericht 
wirdWf Grund dieses Gesetzes 2 ?um 1. Juli 1961 mit 
vorerst 131 Richtern errichtet werden. Für diese 
Zahl von Richtern ist ein Richterrat mit fünf Mit- 
gliedern angemessen. 


Zu § 53 

Absatz 1: Nach einem Vorschläge des Abgeord- 
neten Dr. Arndt soll außer deii\ Präsidenten auch 
der ständige Vertreter des Präsidenten oder, wo es 
diesen nicht ^ gibt, der dienst- bzw. lebensälteste 
Senatspräsiident kraift Amtes dem Präsidialrat ange- 
hören, damit für die zum ordentlichen oder stell- 
vertretenden Vorsitz berufenen Mitglieder die kon- 
tinuierliche Befassung mit der Aufgabe des Präsi- 
dialrats gesichert ist. Die Änderung geht zu Lasten 
der von den Präsidien zu wählenden Mitglieder. Die 
weiteren Mitglieder zu wählen, sollte nicht Aufgabe 
des Richterriates sein. Denn unter den beidea Gre- 
mien der Richtervertretung kommt dem Präsidialrat 
die wichtigere Stellung zu. Darum sind für die Be- 
rufung der weiteren Mitglieder unmittelbare Wah- 
len geboten. 

Absatz 2 {berücksichtigt die besonderen Verhält- 
nisse bei dem Bundesdisziplinarhof. Absatz 2 a 
bringt die Ergänzung, die nrit der Errichtung des 
Bundespatentgerichts notwendig wird. 


Zu § 56 

Der Ausschuß hielt es für richtig, daß dem Prä- 
sidialrat ifür die Erarbeitung seiner Stellungnahme 
eine Frist von einem Monat eingefäumt Wird. Der 
Deutsche Richteribunid wünschte tin seinen Vorschlä- 
gen vom 7. Januar 1960 eine Verstärkung der Betei- 
ligung des Präsidialrats. Die oberste Dienstbehörde 
sollte gehalten sein, ihrem Anträge nach § 55 des 
Entwurfs die Bewerbungsunterlagen und die Per- 
sonal- und Befähigungsnachweise aller Bewerber 
für (das zu besetzende Riditeramt beizufügen. Der 
Präsidialrat sollte das Recht erhalten, seine Stellung- 
nahme vor der obersten Dienstbehörde oder vor 
dem Richterwahlausschuß mündlich zu begründen. 
Hierfür fand sich keine Mehrheit des Ausschusses. 

Zu i§ 57 a 

Der Ausschuß hat eine Vorschrift über die Wahl- 
berechtigung eines abgeordneten Richters aufge- 
nommen, weil eine Bezügnahine auf das Personal- 
vertretungsrecht für Beamte über §§ 45 und 70 des 
Entwurfs zu Zweifeln geführt hätte. 

Zu § 59 

Die neue Fassimg des Absatzes 2 ändert den Ent- 
wurf nicht in der Sache. Sie stellt nur klar, was sich 
schon für den Regierungsentwurf daraus ergäbe, daß 
das Dienstgericht des Bundes ein besonderer Senat 
des Bundesgerichtshofes ist, nämlich daß der Vor- 
sitzende und die ständigen Beisitzer dem Bundes- 
gerichtshof angehören mgssen (vgl. § 106 Abs. 2 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung und § 107 der Bundes- 
notarordnung). Sie sind daher auch stets Richter auf 
Lebenszeit. Satz 2 schließt Absatz 4 des Regierungs- 
entwuifs an dieser Stelle an. 

Frau Abgeordnete Dr. Schiwarzhaupt stellte den 
Antrag, das Dienstgericht mit 7 Mitgliedern zu be- 
setzen und in diese Besetzung 2 Richter au6 der 
Pisziplinargericht'sbarkeit oder 1 Richter aus der 
Disziplinargerichtsbarkeit und 1 weiteren Richter 
aus dem Geriditsweig des betroffenen Richters auf- 
zunehmen. Der zur Zeit für Disziplinarsachen der 
Mitglieder der oiberen Bundesgerichte zuständige be- 
sondere Oisziplinarsenat des Bundesgerichtshofs ist 
nach § 110 BfDO mit 7 Richtern besetzt. 2 der richter- 
lichen Beisitzer niiüfssen als richterliche Beisitzer dem 
Bundesdisziplinarhof an^ehören. Der Ausschuß wich 
jedoch von dem Regierungsentwurf nicht ab, weil 
jede Erweiterung die Tätigkeit des Dienstgerichts 
erschweren müßte und die Rechtsprechung des 
Dienstgerichts nicht dazu nötigt, diese Erschwerung 
in Kauf zu nehmen. 

Absatz 3 macht nur deutlich, daß das Präsidium 
des BGH sowohl den Vertreter des Vorsitzenden 
als auch die Vertreter der Beisitzer zu bestimmen 
hat. 

Abgeordneter Dr. Arndt äußerte Bedenken da- 
gegen, daß die Bestimmung aller Beisitzer dem Prä- 
sidium des Bundesgerichtshofs zustehen solle. Nach 
seiner Meinung läßt das Grundgesetz nicht zu, daß 
die Beisitzer, die anderen Gerichtszweigen angehö- 
ren, lücht durch die Exekutive ernannt, sondern vom 
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Präsidium 'des BGH ohne Beteiligung des Richter- 
wahlaus'schusses 'bestimmt werden. Die Bestimmung 
aller Beisitzer durch das Präsidium des BGH unter 
Berücksichtigung der Vorschlagslisten der anderen 
olberen Bundesgerichte macht die Besetzung des 
Dienstgerichts zu einer Angelegenheit der Selbst- 
verwaltung der oberen Bundesgerichte. Der Aus- 
schuß glaubt daher, daß das Grundgesetz dem Re- 
gierungsentwurf nicht entgegensteht. 

Absatz 4: Der BGH besitzt nach §§ 132, 136 GVG 
einen Großen Senat für Zivilsachen und einen Gro- 
ßen Senat für Strafsachen. Der Große Senat für 
Zivilsachen hat die Rechtsprechung der Zivilsenate, 
der Große Senat für Strafsachen die Rechtsprechung 
der Strafsenate zu »koordinieren. Da das Dienst- 
gericht ein Senat des Bundesgerichtshofes ist, muß 
geregelt werden, welchem Großen Senat das Dienst- 
gericht eine Sache bei Rechtsprechungsdivergenzen 
vorzulegen hat. Dabei ist zu beachten, daß die 
Rechtsprechung des Dienstgerichts in Disziplinar- 
sachen der Rechtsprechung in Strafsachen, die Recht- 
sprechung in Versetzungs- und Prüfungsverfahren 
der Rechtsprechung in Zivilsachen nahesteht. Eine 
ähnliche Regelung hat bereits § 106 Abs. 1 der Bun- 
desrechtsanwaltsordnung für den Senat in Anwalts- 
sachen getroffen. 

Zu § 60 Abs. 1 Nr. 3 und 4 Buchstabe b 

Das Richtergesetz sieht für die Entscheidungen 
des Dienstgerichts drei verschiedene Verfahren vor, 
nämlich neben dem Disziplinarverfahren (§ 60 Abs. 1 
Nr. 1, § 61) das Versetzungsverfahren für die Ver- 
setzung im Interesse der Rechtspflege nach § 27 des 
Entwurfs ((§ 60 Abs. 1 Nr. 2 und § 63) und das Prü- 
fungsverf ähren, das die dienstrechtlichen Verhält- 
nisse zum Gegenstand hat (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
und §§ 65 und 66). 

Für dieses Prüfungsverfahren ist Artikel 97 Abs. 2 
GG zu beachten; danach sind die vorzeitige Entlas- 
sung und die varzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand wegen Dienstunfähigkeit an eine gerichtliche 
Entscheidung gebunden, soweit hauptamtlich und 
planmäßig endgültig angestellte Richter betroffen 
werden. Entlassung umfaßt in diesem Sinne auch 
die Nichtigkeit einer Emennuing und die Rücknahme 
einer Ernennung. Hauptamtlich und planmäßig end- 
gültig angestellte Richter sind nach dem Richter- 
gesetz die Richter auf Lebenszeit und die Richter auf 
Zeit. Für diese Richter gilt demnach, daß die Nich- 
tigkeit ihrer Eraenniuig und ihrer Entlassung, soVreit 
sie kraft Gesetzes eintritt (Entwurf § 19 a Abs. 1), 
durch eine gerichtliche Entscheidung selbst festge- 
stellt werden muß. Rücknahme der Ernennung und 
Versetzung in den Ruhestand geschehen zwar durch 
Verfügung der Dienstbehörden. Die Verfügungen 
bedürfen aber in jedem Falle der vorhergehenden 
gerichtlichen Entscheidung über ihre Zulässigkeit. 

Das Richterverhältnis der Richter auf Probe und 
der Richter kraft Auftrags steht nicht unter dem 
Schutze des Artikels 97 Abs. 2 GG. Es ist auch 
nicht notwendig, diesen Schutz durch das Richter- 
gesetz einzuführen. Die dienstrechtlichen Verhält-, 
nisse dieser Richter können daher zunächst durch 
Verfügungen der Dienstbehörden festgestellt oder 
geordnet werden. Es genügt, daß diesen Richtern, 


denen nach § 172 BBG und § 126 BRRG die Anfech- 
tung der sie betreffenden Verfügungen im Rechts- 
wege des verwaltungs gerichtlichen Verfahrens zu- 
stände, die Anfechtung bei dem Dienstgericht eröff- 
net wird (Nr. 4 Buchstabe b). 

Hieraus ergibt sich, daß das Prüfungsverfahren 
in den Fällen des § 60 Abs. 1 Nr. 3 Buchstaben a 
bis d nur bei dienstrechtlichen Verhältnissen der 
Richter auf Lebenszeit oder auf Zeit, in diesen Fäl- 
len allerdings immer, stattfinden muß. Die Verset- 
zung im Interesse der Rechtspflege steht ebenfalls 
unter dem Schutz des Artikels 97 Abs. 2 GG, Eine ge- 
richtliche Entscheidung muß daher zunächst die Zu- 
lässigkeit einer der in § 27 des Entwurfs vorgesehe- 
nen Maßnahmen feststellen. Dieses Versetzungs- 
verfahren nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 kann sich aber ge- 
mäß § 27 ohnehin nur gegen Richter auf Lebenszeit 
und Richter auf Zeit richten. Versetzung oder Amts- 
enthebung bei Änderung der Gerichtsorganisation 
nach § 28 des Entwurfs bedarf dagegen nach Arti- 
kel 97 Abs. 2 Satz 3 GG keiner vorherigen gericht- 
lichen Entscheidung. Deshalb ist dafür in § 60 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe a ebenfalls die Anfechtung vorge- 
sehen. 

Zu § 60 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a ^ 

Die Abordnung nach § 35 Abs. 3 des Entwurfs 
kann wider den Willen des Richters verfügt wer- 
den. Sie hängt daher mit (der persönlichen Unab- 
hängigkeit so eng zusammen, daß über die Anfech- 
tung der Abordnungsverfügung nicht die Verwal- 
tungsgerichte, sondern die Dienstgerichte entschei- 
den sollten. 

Zu § 61 Abs. 3 

Der Generalbundesanwalt soll die Aufgaben des 
Bundesdisziplinaranwalts wahrnehmen, weil er sei- 
nen Dienstsitz bei dem Bundesgerichtshof hat und 
er auch nach der Gerichtsverfassung berufen ist, 
das Amt des Staatsanwalts bei den Senaten des 
BGH auszuüben. Schon nach geltender Regelung 
des § 110 Abs. 6 BDO sind die Aufgaben des Bun- 
desdisziplinaranwalts im Disziplinarverfahren gegen 
Mitglieder der oberen Bundesgerichte der Bundes- 
anwaltschaft übertragen, weil für dieses Verfahren 
der besondere Disziplinarsenat des BGH zuständig 
ist. Der Bestellung von Beauftragten bedarf es bei 
der geringen Zahl der Richter im Bundesdienst 
nicht. 

Zu § 62 Abs. 2 

Für die Richter des Reichsgerichts sah das Ge- 
richtsverfassungsgesetz bis zum Jahre 1937 als ein- 
zige Disziplinarstrafe die Entfernung aus dem Dien- 
ste vor. Deshalb hat der Ausschuß auch erwogen, 
ob nicht die besondere Stellung der Mitglieder 
oberer Bundesgerichte auch unter dem Richtergesetz 
disziplinäre Maßnahmen überhaupt verbiete oder 
ob doch nur für schwerste Fälle die Entfernung aus 
dem Dienste vorzusehen sei. Die Präsidenten der 
oberen Bundesgerichte sprachen sich dagegen für 
die uneingeschränkte Anwendung der Bundesdiszi- 
plinarordnung auf die Richter ihrer Gerichte aus. 
Als Ergebnis seiner Beratungen h^t der Ausschuß 
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sich für eine mittlere Lösung entschieden. Er be- 
dachte dabei, daß unter den Verhältnissen unserer 
Zeit auch Richter oberer Bundesgerichte nicht nur 
im Dienst, sondern auch in der Öffentlichkeit — z. B. 
im Straßenverkehr — sich eines Verhaltens schul- 
dig machen können, das keineswegs die Entfernung 
aus dem Dienste begründen würde, dennoch in den 
Augen der Öffentlichkeit eine dienststrafrechtliche 
Sanktion fordert. Er hat deshalb neben der Entfer- 
nung aus dem Dienste vor allem für innerdienst- 
liche Vorgänge die Warnung durch den Präsiden- 
ten, für erheblichere Verfehlungen aber statt der 
Gehaltskürzung die Geldbuße aufgenommen, weil 
diese Dienststrafe der Stellung der Richter oberer 
Bundesgerichte eher angemessen ist als die einen 
länger dauernden Makel bewirkende Gehaltskür- 
zung, 

Zu §§ 63 und 64 

Nach § 4 Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung gibt 
es für Beamte und Richter des Bundes die Diszipli- 
narstrafe der Versetzung in ein Amt derselben 
Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt. Die Ver- 
setzung in ein Amt mit gleichem En-Grundgehalt ist 
nicht als Disziplinarstrafe vorgesehen. Sie ist für 
das Beamtenveiihältnis nicht notwendig, weil die 
Dienstbehörde den Beamten jederzeit aus dienst- 
lichem Bedürfnis in ein anderes Amt mit gleichem 
Endgrundgehalt versetzen kann. Der Ausschuß 
wollte jedoch die Versetzung in ein gleichwertiges 
Amt nicht als zusätzliche Disziplinarstrafe für die 
Richter des Bundes einführen. Neben der Verset- 
zung im Interesse der Rechtspflege besteht dafür 
kein Bedürfnis. Es wäre eher zu fürchten, daß die 
disziplinäre Versetzung in ein gleichwertiges Amt 
ein Ersatz für die Versetzung im Interesse der 
Rechtspflege würde, obwohl sie als disziplinäre 
Maßregelung schwereres Gewicht hätte. Die diszi- 
plinäre Maßnahme muß sich nach dem Maß des 
Verschuldens richten. 

Der Ausschuß möchte jedoch das Versetzungs- 
verfahren von jedem disziplinären Charakter frei- 
halten und — soweit möglich — vermelden, daß 
dienststrafrechtliche Überlegungen auf die Entschei- 
dung einwirken. Darum soll das Versetzungsver- 
fahren nicht nach der Bundesdisziplinarordnung, 
sondern nach, der Verwaltungsgerichtsordnung vor 
sich gehen und die Verbindung des Versetzupgs Ver- 
fahrens mit einem Disziplinarverfahren ausgeschlos- 
sen sein. Aus dieser Änderung folgt für § 63 Abs. 2, 
daß die oberste Dienstbehörde das Verfahren durch 
ihren Antrag einleitet. Die Mitwirkung des Ober- 
bundesanwalts ist neben der Beteiligung der ober- 
sten Dienstbehörde nicht notwendig, zumal er sei- 
nen Sitz nicht bei dem Dienstgericht hat. Ein Vor- 
verfahren findet nicht statt, weil der Antrag auf 
Versetzung von der erbersten Dienstbehörde gestellt 
wird, also keine anfechtbare Entscheidung einer 
Verwaltungsbehörde vorliegt. 

Zu § 65 

Die Mitwirkung des Oberbundesanwalts ist neben 
der stets notwendigen Beteiligung der obersten 
Dienstbehörde nicht notwendig. 


Zu § 66 

In den Fällen des § 19 a Abs. 1 tritt die Entlas- 
sung schon kraft Gesetzes ein. Die gerichtliche Ent- 
scheidung muß daher in diesen Fällen die Entlas- 
sung selbst, nicht die Zulässigkeit der Entlassung 
feststellen. Absatz 3 wurde in Übereinstimmung ge- 
bracht mit der ergänzten Fassung des § 60 Abs. 1 
Nr. 4. 


Zu § 68 

Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
sprach sich vor dem Ausschuß dagegen aus, daß in 
das Richtergesetz Bestimmungen über die Rechts- 
stellung der Mitglieder des Bundesverfassungs- 
gerichts aufgenommen würden; die Stellung, die 
diesen Richtern zukomme, lasse sich nicht ciurch 
Vorschriften erfassen, die für die übrigen Richter 
des Bundes und der Länder im allgemeinen gelten; 
schon die zahlreichen Ausnahmen von der Anwen- 
dung des Gesetzes, die § 68 Abs. 2 aufzählt, zeig'ten 
dies deutlich; die Gefteralklausel des § 68 Abs. 1 
stelle aber jede einzelne Vorschrift des Gesetzes in 
Ihrer Geltung für die Bundesverfassungsrichter in 
Frage. 

Andererseits äußerte Abgeordneter Dr. Arndt 
Bedenken gegen die Aufzählung des § 68 Abs. 2; es 
sei erst zu prüfen, ob alle aufgezählten Bestimmun- 
gen nicht für die Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts gelten können. 

Der Ausschuß glaubt, mit der Streichung des § 68 
Abs, 2 eine befriedigende Lösung gefunden zu 
haben. Doch soll § 68 mit seinem Absatz 1 im Ge- 
setz verbleiben, um zum Ausdruck zu bringen, daß 
auch die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts 
Richter im Sinne des Artikels 92 Satz 1 GG sind. 

Absatz 3 wird ebenfalls gestrichen. Es soll bei 
der bisherigen Form der Eidesleistung nach § 1 1 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht blei- 
ben. (Vergleiche § 89 Nr. 2 des Entwurfs.) 


Zu § 70 

Für die Rechtsstellung der Richter im Landesdienst 
kommen demnach mindestens vier Rechtsquellen in 
Betracht, nämlich die unmittelbaren und die Rah- 
menvorschriften des Deutschen Richtergesetzes, das 
Beamtenrechts rahmenge setz, das Richtergesetz des 
Landes und die beamtenrechtlichen Vorschriften des 
Landes. 

Das Richtergesetz bestimmt etwas anderes — 
z. B. in § 77 ff. — , indem es, von § 126 BRRG ab- 
weichend, für gewisse dienstrechtliche Vorgänge 
statt der Zuständigkeit d-er allgemeinen Verwal- 
tungsgerichte die Zuständigkeit der Dienstgerichte 
begründet. 

Auch bezüglich Versetzung und Abordnung (§ 123 
BRRG) weicht das Richtergesetz von den Bestim- 
mungen des Beamtenrechtsrahmengesetzes ab. 
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Zu § 72 Nr. 3 

Es wird auf die Bemerkungen zu § 53 Abs. 1 ver- 
wiesen. Die Mitglieder der Präsidialräte sollen nicht 
mittelbar durch Wahlakte der Richterräte berufen 
werden. 

Zu § 73 

Absatz 1 Satz 1 hindert die Länder nicht, für 
einen Gerichtszweig mehrere Präsidialräte zu bil- 
den. Mit Rücksicht auf die Personalverhältnisse klei- 
nerer Länder soll den Ländern andererseits frei- 
stehen, einen gemeinsamen Präsidialrat auch für 
mehrere Gerichtszweige einzuführen, die nicht der- 
selben obersten Dienstbehörde unterstehen. Der 
Landesgesetzgebung wird überlassen, die Vertre- 
tung des Vorsitzenden des Präsidialrates zu regeln. 

Der Bundesrat schlug vor, die Bildung von Präsi- 
dialräten der Landesgesetzgebung anheimzustellen 
und in § 74 vorzuschreiben, daß die Aufgaben des 
Präsidialrates dem Richterrat zu übertragen seien, 
wenn die Landesgesetzgebung keinen Präsidialrat 
vorsieht. Der Ausschuß hat diesen Vorschlag nicht 
übernommen. Die Aufgaben des Präsidialrates sind 
wesentlich anders und wichtiger als die Aufgaben 
des Richterrates. Das wird sich auf die Neigung zur 
Mitarbeit im Präsidialrat und auf die Auswahl der 
Mitglieder dieser beiden Gremien auswirken. 

Zu § 76 

Die Besetzung des Dienstgerichts mit nichtstän- 
digen Mitgliedern aus dem Gerichtszweig des be- 
troffenen Richters entspricht zwar dem wohlerwoge- 
nen Aufbau des Dienstgerichts des Bundes. Es ist 
aber nicht notwendig, den Ländern diese Art der 
Besetzung zwingend vorzuschreiben. Auch soll es 
den Ländern nach Absatz 3 Satz 2 Vorbehalten blei- 
ben, ob sie das Präsidium des Gerichts, bei dem ein 
Dienstgericht errichtet wird, in der Bestimmung der 
Mitglieder des Dienstgerichts durch die Bindung 
an Vorschlagslisten der Präsidien anderer Gerichte 
einschränken wollen, wie es für das Präsidium des 
Bundesgerichtshofs bei der Besetzung des Dienstge- 
richts des Bundes der Fall ist. 

Zu § 77 

Es wird Bezug genommen auf die Bemerkungen 
zu § 60. 

Zu § 78 Abs. 2 und 3, §§ 78 a und 79 

Bei der Bedeutung für die persönliche Unabhän- 
gigkeit der Richter, die dem Versetzungsverfahren 
zukommt, soll die Revision zum Dienstgericht des 
Bundes auch für dieses Verfahren offenstehen. Nur 
sie kann die einheitliche Auslegung des § 27 sichern. 

Für Versetzungsverfahren und Prüfungsverfahren 
gilt (nach § 63 in der Fassung des Ausschusses und 
§§ 65 und 80) die Verwaltungsgerichtsordnung sinn- 
gemäß, also auch für die Revision. Diese bedarf 
nach § 132 VwGO der Zulassung, wenn keine der 
wenigen Ausnahmen des § 133 VwGO vorliegt. Sie 


ist jedoch nach § 127 BRRG (vgl. § 172 BBG) für 
Klagen aus dem Beamtenverhältnis stets zuzulas- 
sen. Dem entspricht § 78 a Abs. 2. 

§ 78 a Abs. 3 übernimmt § 79 des Entwurfs mit 
dem gleichen Wortlaut und in Übereinstimmung mit 
§ 127 Abs. 2 BRRG. Nach § 137 Abs. 1 VwGO kann 
die Revision nur auf Verletzung von Bundesrecht 
gestützt werden. Das Dienstgericht des Bundes 
kann aber seine Aufgabe als Revisionsinstanz nur 
erfüllen, wenn es auch die Anwendung landesrecht- 
licher Normen nachprüfen darf; insoweit kommen 
allerdings wohl nur Normen des Verfahrens in Be- 
tracht. 

Die §§ 78, 78 a und 79 wie auch die §§ 78 b und 
78 c könnten auch hinter § 66 des Entwurfs im Ge- 
setze stehen. Sie wurden im Dritten Teil des Geset- 
zes aufgenommen, weil sie Bedeutung für die 
Rechtsstellung der Richter in den Ländern haben. 
Sie sind keine Rahmenvorschriften, sondern unmit- 
telbar geltendes Recht. 


Zu § 78 Abs. 3, §§ 78 b und 78 c 

In Disziplinarsachen verfahren das Dienstgericht 
des Bundes als erste und letzte Instanz für Richter 
des Bundes nach der Bundesdisziplinarordnung (§ 61 
des Entwurfs), die Dienstgerichte der Länder nach 
den Dienststrafordnungen ihrer Länder (§ 80 des 
Entwurfs). Wird das Dienstgericht des Bundes als 
Revisionsinstanz angerufen, was die Landesgesetz- 
gebung zulassen kann, so muß dieses Verfahren vor 
dem Dienstgericht des Bundes sich nach einheit- 
lichen Vorschriften regeln. Die Bundesdisziplinar- 
ordnung kennt jedoch keine Revision. Darum muß- 
ten mit den §§ 78 b und 78 c Vorschriften für dieses 
Rechtsmittel im Disziplinarverfahren geschaffen 
werden. Der Ausschuß hielt es nicht für notwendig, 
die Revision allgemein zuzulassen. Er hat die Ein- 
schränkungen zum Vorbild genommen, die für das 
allgemeine verwaltungsgerichtliche Verfahren be- 
stehen (§§ 132, 133 VwGO). Jedoch folgt nach der 
Meinung des Ausschusses aus dieser Beschränkung 
des Rechtszuges, daß die Landesgesetzgebung dem 
§ 78 Abs. 1 nicht genügen würde, wenn sie in Dis- 
ziplinarsachen neben der Revision zum Bundes- 
gericht nur einen Rechtszug vor den Dienstgerich- 
ten des Landes vorsähe. 

Der Präsident des Bundesdisziplinarhofs vertrat 
vor dem Ausschuß den Standpunkt, daß nach der 
Natur der Sache die Revision kein geeignetes 
Rechtsmittel für das Disziplinarverfahren sei; hier 
werde mehr nach pflichtgemäßer Würdigung und 
nach ungeschriebenen Grundsätzen für das Verhal- 
ten der Beamten oder Richter als nach rechtlichen 
Normen entschieden. Dafür spricht, daß es bisher 
weder in der Bundesdisziplinarordnung noch in den 
Dienststrafordnungen der Länder das Rechtsmittel 
der Revision gibt. Will man aber in Disziplinar- 
sachen der Richter im Landesdienst überhaupt den 
Rechtsweg bis zum Dienstgericht des Bundes öff- 
nen, steht nur die Revision zur Verfügung. Denn es 
wäre weder sinnvoll, das Dienstgericht des Bundes 
in allen anderen Verfahren als Revisionsinstanz, in 
Disziplinarsachen aber als Berufungsinstanz ent- 
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scheiden zu lassen, noch würden die Länder eine 
Berufungsinstanz außerhalb ihrer Gerichtsorganisa- 
tion akzeptieren. Die Zukunft wird erweisen, ob 
die Revision in Disziplinarsachen praktische Bedeu- 
tung und Brauchbarkeit erlangt. 

Zu § 80 

Die neue Fassung berücksichtigt die Änderungen, 
die sich in den Beratungen des Ausschusses zu §§ 63, 
64 und 65 ergeben haben. Wichtig ist danach, daß 
das Versetzungsverfahren nicht nach der Dienst- 
strafordnung, sondern nach der Verwaltungsgerichts- 
ordnung zu regeln ist. 

Zu § 82 

Nr. 1 bis 3 

Die §§ 2 bis 9 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
werden durch entsprechende Bestimmungen des 
Richtergesetzes überflüssig. So werden ersetzt § 2 
GVG durch § 5 des Entwurfs, §§ 3 und 5 GVG durch 
§ 6 des Entwurfs, § 4 GVG durch § 7 des Entwurfs, 
§ 6 GVG durch den Zusammenhang der §§ 8, 10, 
11 und 14 des Entwurfs, §§ 7 und 9 GVG durch §§ 45 
und 70 des Entwurfs. § 8 GVG ist schon in erweiter- 
ter Fassung als Artikel 97 Abs. 2 in das Grund- 
gesetz aufgenommen worden. Der Entwurf wollte 
mit § 10 Abs. 1 GVG die Verwendung der Referen- 
dare für einzelne richterliche Geschäfte beseitigen, 
weil sie nach Artikel 97 Abs. 1 GG nicht verfas- 
sungsmäßig sei. Die Mehrheit des Ausschusses sah 
darin eine Überspannung des Artikels 97 Abs. 1 
GG und entschied sich mit Rücksicht auf die Bedürf- 
nisse der Praxis und der praktischen Ausbildung 
für die Fassung des § 10 Abs. 1, die der Bundesrat 
vorgeschlagen hat. § 11 GVG wird mit der Auf- 
hebung der §§ 2 bis 9 GVG gegenstandslos. Da- 
gegen bestehen nach Meinung des Ausschusses 
keine genügenden Gründe für die Beseitigung des 
§ 22 Abs. 2 und des § 59 Abs. 2 GVG, wonach 
Amtsrichter zugleich Richter oder Direktoren bei 
dem übergeordneten Landgericht, Direktoren und 
Richter eines Landgerichts gleichzeitig Amtsrichter 
im Bezirk ihres Landgerichts sein können. 

Nr. 3 a 

§ 29 Abs. 1 GVG bestimmt die Besetzung des 
Schöffengerichts mit einem Berufsrichter für den 
Vorsitz und zwei Schöffen. Es ist nicht tunlich, daß 
ein Richter auf Probe ohne jede Erfahrung aus selb- 
ständiger richterlicher Tätigkeit zum Vorsitzenden 
des Schöffengerichts bestellt wird. 

Nr. 3 b und 3 c 

Bei den Landgerichten bestehen Kammern für 
Handelssachen. Sie entscheiden in der Besetzung 
mit einem Mitglied des Landgerichts im Vorsitz und 
2 ehrenamtlichen Handelsrichtern. Den Vorsitzenden 
bestellt bisher gemäß § 7 Abs. 4 der Verordnung 
zur einheitlichen Regelung der Gerichtsverfassung 
vom 20. März 1935 (RGBl. 1 S. 403) der Präsident 
des Landgerichts als Organ der Gerichtsverwaltung. 
Mit der neuen Fassung des § 62 GVG soll die Be- 
stimmung des Vorsitzenden aus der Zuständigkeit 
der Gerichtsverwaltung in die Selbstverwaltung der 


Landgerichtspräsidien übergehen. Damit werden 
§ 68 GVG und § 7 Abs. 4 der genannten Verord- 
nung vom 20. März 1935 gegenstandslos. 

§ 62 bringt in der neuen Fassung die Ergänzung, 
daß, wie in den kleinen Strafkammern, so auch in 
den Kammern für Handelssachen jedes ständige 
Mitglied des Landgerichts den Vorsitz führen kann. 

Nr. 4 a 

Wird ein Schöffe einer Strafkammer von der 
; Schöffenliste gestrichen oder wird von seiner Her- 
I anziehung zur Dienstleistung abgesehen (§ 52 
I Abs. 1 und 2, § 77 Abs. 1 GVG), ist dieser Vorgang 
in der Sphäre des ehrenamtlichen Richters mit der 
; Amtsenthebung eines Richters auf Lebenszeit zu 
' vergleichen. Deshalb soll darüber nicht mehr — wie 
■ bisher — der Landgerichtspräsident bzw. der Vor- 
sitzende der Strafkammer, sondern nach der neuen 
Fassung des § 77 Abs. 3 GVG eine Strafkammer, 
also ein Gericht, entscheiden. Ebenso tritt danach 
die Strafkammer an die Stelle des Vorsitzenden für 
die Entscheidung, ob ein Schöffe nach § 35 GVG die 
Berufung zum Amte eines Schöffen ablehnen darf 
(vgl. § 53 GVG). 

Nr. 4 b 

Bisher ernennen der Oberlandesgerichtspräsident 
den Vorsitzenden des Schwurgerichts, der Land- 
gerichtspräsident dessen Stellvertreter und die Be- 
rufsrichter des Schwurgerichts. Diese Befugnisse sol- 
len in Zukunft als Angelegenheit der unabhängigen 
Selbstverwaltung der Gerichte den Präsidien des 
Oberlandesgerichts und des Landgerichts zustehen. 

Nr. 5 

Ehrenamtliche Richter der Schwurgerichte .sind 
die Geschworenen. Nach geltender Regelung (§ 77 
Abs. 3 GVG in Verbindung mit § 84 GVG) entschei- 
det der Landgerichtspräsident über die Streichung 
eines Geschworenen von der Geschworenenliste. 
Nach § 88 GVG entscheidet er anstelle des Vorsit- 
zenden der Strafkammer ferner darüber, ob ein Ge- 
schworener die Berufung zum Amt des Geschwore- 
nen ablehnen kann und ob ein Geschworener nicht 
zur Dienstleistung heranzuziehen ist. Die Aufhebung 
des § 88 GVG hat zur Folge, daß nach der neuen 
Fassung des § 77 Abs. 3 GVG über § 84 GVG auch 
in diesen Fällen stets ein Gericht, eben eine Straf- 
kammer, entscheiden wird. § 118 GVG wird durch 
das Richtergesetz überflüssig. Nach § 24 Abs. 1 des 
Entwurfs dürfen bei einem Gericht als Berufsrichter 
nur Richter auf Lebenszeit tätig werden, soweit nicht 
ein Bundesgesetz etwas anderes bestimmt. Richter 
auf Probe und Richter kraft Auftrags dürfen aber 
nach § 10 Abs. 2 GVG in der neuen Fassung nur 
bei Amts- und Landgerichten verwendet werden. 
Richter auf Zeit kommen in der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit ohnehin nicht in Betracht. § 78 Abs. 2 
bleibt bestehen, weil auch § 22 Abs. 2 und § 59 
Abs. 2 GVG nicht aufgehoben werden. 

Nr. 5 a 

Die Mitglieder des Bundesgerichtshofes müssen 
nach § 8 a des Richtergesetzes ohnehin als Berufs- 
richter die Befähigung zum Richteramt besitzen. 
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Nr. -7 

§ 148 Abs. 2 GVG wird durch § 115 a Abs. 1, § 198 
GVG durch § 44 Abs. 3 in Verbindung mit § 42 des 
Entwurfs ersetzt. 

Zu § 83 

Die Nummern 3 bis 6 ergänzen die Aufzählung 
des § 83 nach dem Vorschläge des Bundesrates. Für 
die Anerkennung der Befähigung zum Richteramte 
soll nach § 108 des Entwurfs nur noch § 92 Abs. 2 
des Bundesvertriebenengesetzes maßgebend sein, 
wenn die Befähigung nicht im Geltungsbereich des 
Richtergesetzes erworben wurde. 

Zu § 83 a 

Es wird auf die Bemerkungen zu § 82 Nr. 3 b und 
3 c verwiesen. 

Zu § 84 

Nr. 1 bis 4 

Die Vorsitzenden der Arbeitsgerichte 1. Instanz 
sind Berufsrichter. Sie müssen jedoch nach dem gel- 
tenden Recht nicht die Befähigung zum Richteramt 
besitzen. Nach § 18 Abs. 3 Satz 2 AGG genügt es, 
daß sie statt dessen sich durch längere, mindestens 
fünfjährige Tätigkeit in der Beratung arbeitsrecht- 
lidier Angelegenheiten und in der Vertretung vor 
Arbeitsgerichten umfassende Kenntnisse und Erfah- 
rungen im Arbeitsrecht erworben haben. Ferner 
können die Vorsitzenden der Arbeitsgerichte 1. In- 
stanz auch auf Zeit ernannt werden, und zwar min- 
destens für 1 Jahr und höchstens für 3 Jahre. 
Werden sie zunächst auf Zeit ernannt und sollen 
sie nach dreijähriger Amtsführung weiterhin ver- 
wendet werden, müssen sie zu Richtern auf Lebens- 
zeit ernannt werden. In Zukunft sollen auch für die 
Vorsitzenden der Arbeitsgerichte die Vorschriften 
des Richtergesetzes gelten. Sie müssen also nach § 5 
dieses Gesetzes zum Richteramte befähigt sein, und 
sie müssen zu Richtern auf Lebenszeit ernannt wer- 
den, soweit sie nicht nach der neuen Fassung des 
§ 18 Abs. 7 AGG — dann § 18 Abs. 3 AGG — als 
Richter auf Probe oder kraft Auftrags verwendet 
werden. Die Arbeitsgerichtsbarkeit ist nicht geringer 
zu werten als jede andere Gerichtsbarkeit. Darum 
können für die Vorbildung und die kechtsstellung 
der Berufsrichter auch der Arbeitsgerichte 1. Instanz 
keine geringeren als die für die Berufsrichter an- 
derer Gerichtszweige vor geschriebenen Voraus- 
setzungen gelten. Der Ausschuß hat sich deshalb für 
die Aufhebung der Absätze 3 bis 6 des § 18 ent- 
schieden. § 19 AGG wird gegenstandslos. 

§ 107 des Entwurfs bestimmt dazu, eine Über- 
gangszeit von 2 Jahren, die mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes beginnt. In dieser Zeit kann weiterhin 
zum Vorsitzenden eines Arbeitsgerichts 1. Instanz 
auch ernannt werden, wer für dieses Amt nach § 18 
Abs. 3 Satz 2 in der bisherigen Fassung qualifiziert 
ist. Auch können die Vorsitzenden der Arbeits- 
gerichte -in dieser Übergangszeit noch sowohl auf 
Lebenszeit als auch auf Zeit ernannt werden, auf 
Zeit jedoch höchstens für 3 Jahre. 


Die Vorschriften des § 18 Abs. 1 und 2 über die 
Beteiligung eines Ausschusses bei der Ernennung 
der Vorsitzenden der Arbeitsgerichte werden nicht 
aufgehoben, so daß diese Beteiligung durch ent- 
sprechende Anwendung der Vorschriften erhalten 
bleibt. 

Richter auf Zeit würde es danach nur noch bei 
dem Bundesverfassungsgericht geben. 

Nr. 5 und 6 

Es wird auf die Bemerkungen zu § 18 des Ent- 
wurfs verwiesen. Die Gründe, derentwegen der Aus- 
schuß § 18 gestrichen hat, gelten auch für die Ab- 
lehnung des '§ 36 Satz 2 unid § 42 Abs. 2 zweiter 
Halbsatz AGG in der Fassung des Entwurfs, 

Zu § 85 

Der Regierungsehtwurf richtete sich nach dem 
Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung vom 
5. Dezember 1957 — Drucksache 55 — . Inzwischen 
ist die Verwaltungsgerichtsordnung als Gesetz vom 
21. Januar 1960 verabschiedet worden. 

Nr. 1 bis 3 

§§ 5, 15 Abs. 3 und § 16 des Entwurfs der VwGO 
wurden in die Verwaltungsgerichtsordnung nicht 
auf genommen. An die Stelle des § 16 traten Ab- 
satz 2 und 3 des § 175 VwGO, der nur „bis zum 
Erlaß des Richtergesetzes" gilt. § 15 Abs. 2 VwGO 
wird durch die allgemeine Vorschrift des § 8 a des 
Richtergesetzes ersetzt. 

Nr. 3 a (Nr, 4 des Entwurfs) 

§ 18 des Entwurfs der VwGO wurde § 17 VwGO. 
Die neue Fassung des § 17 VwGO beschränkt die 
Verwendung der Richter auf Probe imd der Richter 
kraft Auftrags auf die Vörwaltungsgerichte 1. In- 
stanz. Damit wird die Verwendung von Hilfsrich- 
tern bei den Oberverwaltungsgerichten nicht aus- 
geschlossen. Diese müssen aber schon nach § 24 
Abs. 1 des Entwurfs Richter auf Lebenszeit sein, 
weil eben für die Oberverwaltungsgerichte Richter 
auf Probe und Richter kraft Auftrags und auch Rich- 
ter auf Zeit nicht zugelassen sind. 

Nr. 4 (Nr. 5 des Entwurfs) 

§ 19 des Entwurfs der VwGO wurde § 18 VwGO. 
Die neue Fassung regelt die Verwendung der auf- 
geführten Richter in Übereinstimmung mit § 24 
Abs. 2 und § 25 Abs. 1 des Entwurfs. 

Nr. 6 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Ände- 
rung des § 37 VwGO. Er verlangt bisher die Befähi- 
gung zum Richteramt nach dem Gerichtsverfassungs- 
gesetz für die genannten Beamten mittelbar, indem 
er auf § 15 Abs. 2 VwGO verweist. Mit der Auf- 
hebung des § 15 Abs. 2 ist die Notwendligkeit der 
Befähigung zum Richteramt, und zwar nunmehr 
nach dem Deutschen Richtergesetz, unmittelbar aus- 
zusprechen. Ein Rechtsverlust ist nach § 105 des Ent- 
wurfs damit nicht verbunden. 
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Nr. 6 a (Nr. 6 des Entwurfs) 

bringt nur eine spradilidie Verbesserung. 

Nr. 6 b 

§ 174 Abs. 1 VwGO in der geltenden Fassung 
setzt der Befähigung zum Riditeramt die Fähigkeit 
zum höheren Verwaltungsdienst gleich, wenn sie 
nach mindestens dreijährigem Studium der Rechts- 
wissenschaft an einer Universität und dreijähriger 
Ausbildung im öffentlichen Dienst durch Ablegen 
der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen erlangt 
worden ist. Diese Befähigung zum höheren Dienst 
in der Verwaltung soll aber in Zukunft die Befähi- 
gung zum Richteramte nach dem Richtergesetz nur 
noch für diejenigen Personen persönlich ersetzen, 
die sie bis zum Inkrafttreten des Richtergesetzes 
erlangt haben. Wer die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst erst nach dem Inkrafttreten des 
Richtergesetzes erwirbt, ist nicht mehr zum Richter- 
amte befähigt (vgl. § 106 des Entwurfs). Die Ver- 
treter des öffentlichen Interesses bei den Oberver- 
waltungsgerichten imd Verwaltungsgerichten haben 
jedoch kein Richteramt inne. Sie sind Beamte. Für 
diese Ämter soll daher wie bisher statt der Befähi- 
gung zum Richteramte die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienste auch dann genügen, wenn sie 
nach dem Inkrafttreten des Richtergesetzes erwor- 
ben wurde. Das gilt allerdings nicht, wenn die Ver- 
treter des öffentlichen Interesses unter den Begriff 
der Staatsanwälte fallen. (Vergleiche die Be- 
merkungen zu § 115 a Abs. 5.) 

Nr. 7 

An die Stelle des § 177 des Entwurfs der VwGO 
trat der nur bis 25um Erlaß des Richtergesetzes 
geltende § 175 Abs. 1 VwGO. Es bedarf daher 
keiner Aufhebung. 

Zu § 86 

Nr. 1 bis 3 

Die Vorsitzenden der Sozi algerichte 1. Instanz 
sind Berufsrichter. Für ;ihre Rechtsstellung gelten 
nach § 6 Abs. 2 SozGG die Vorschriften des Gerichts- 
verfassimgsgesetzes. Sie sind also grundsätzlich 
Richter auf Lebenszeit. Sie müssen die Befähigung 
zum Richteramt nach dem GVG oder zum Richter- 
amt an einem allgemeinen Verwaltungsgericht be- 
sitzen. Sie sind für ihr Amt nach geltendem Recht 
aber auch qualifiziert, wenn sie durch längere, min- 
destens fünfjährige Tätigkeit in der Beratung und 
Vertretung von Angelegenheiten auf den der Sozial- 
gerichtsbarkeit zugewiesenen Gebieten umfassende 
Kenntnisse und Erfahrungen im Sozialrecht besitzen 
(§ 9 Abs. 2 SozGG). Die Aufhebung der §§ 6 und 9 
Abs. 2 SozGG hat zur Folge, daß für die Rechtsstel- 
lung der Vorsitzenden der Sozialgerichte 1. Instanz, 
also auch für die Befähigung zu diesem Amte, die 
Vorschriften des Richtergesetzes allgemein gelten. 
Die auch hier geltende Überleitungsvorschrift des 
§ 107 gestattet jedoch, daß noch für eine Zeit von 
2 Jahren, die mit dem Inkrafttreten des Richter- 
gesetzes beginnt, Vorsitzende der Sozialgerichte 
auch mit der Qualifikation aus § 9 Abs. 2 SozGG 


ernannt werden können. Darüber hinaus gilt für 
diejenigen Personen, die bis zum Inkrafttreten des 
Richtergesetzes die Befähigung zum höheren Ver- 
waltungsdienst erworben haben, die Uberleitungs- 
vorschrift des § 106 (vgl. § 6 Abs. 1 SozGG). 

Nr. 5 

Kammern und Senate auf Zeit durften nach § 210 
Abs. 1 SozGG nicht über den 31. Dezember 1960 hin- 
aus tätig sein. § 210 Abs. 2 SozGG ist daher durch 
Zeitablauf gegenstandslos geworden und bedarf 
keiner besonderen Aufhebung. 

Zu § 87 

Das Gesetz zur Neuordnung der Finanzgerichts- 
barkeit ist zwar von der Bundesregierung vor- 
gelegt, aber vom Bundestag noch nicht verabschiedet 
worden. 


Zu § 89 

Nr. 1 

Der Ausschuß für Inneres regte an, die Fassimg 
des Regierungsentwurfs wieder herzustellen. Der 
Rechts ausschuß ist auch hier aus den ?u § 18 des 
Entwurfs ausgeführten Gründen der Anregung nicht 
gefolgt. 

Die Bundesverfassungsrichter müssen nach gel- 
tendem Recht entweder die Befähigung zum Richter-, 
amt besitzen oder die Befähigung zum höheren Ver- 
waltungsdienst erworben haben. In Zukunft soll die 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienste für 
die Berufung zum Bundesverfassungsrichter nur 
dann noch genügen, wenn sie mit den Voraus- 
setzungen des § 106 des Entwurfs bis zum Inkraft- 
treten des Richtergesetzes erworben wurde. 

Nr. 2 

Die besondere Form der Eidesleistung nach § 11 
des Gesetzes über das Bimdesverfassungsgericht 
soll bestehen bleiben. Demgemäß wurde § 68 Abs. 3 
des Entwurfs gestrichen. 

Zu §5 95, 97 Nr. 1 und 98 a 

Die genannten Bestimmungen der Bundesdiszipli- 
narordnung, der Bundesrechtsanwaltsordnung und 
der Bundesnotarordnung verlangen die Befähigung 
zum Richteramt „an einem ordentlichen Gericht" 
oder „nach den Vorschriften des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes". Sie werden in übereÜDstimmung 
gebracht mit der Rechtslage, die nach dem Erlaß des 
Richtergesetzes besteht. Gemäß § 105 des Entwmrfs 
hat diese redaktionelle Änderung keine sachliche 
Bedeutung für die betroffenen Mitglieder des Bun- 
desdisziplinarhofs, Rechtsanwälte und Notare. 

Zu § 96 
Nr. 1 

Die Fassung des § 53 Abs. 1 der Wehrdisziplinar- 
ordnimg stellt klar, daß die militärischen Beisitzer 
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der Truppendienstgerichte ehrenamtliche Richter 
sind, § 4 des Entwurfs gilt für sie daher nicht. Ob- 
wohl sie Soldaten sind, können sie, wie Beamte, 
ehrenamtliche Richter sein. 

Die neue Fassung des Absatzes 2 bringt wieder 
die redaktionelle Angleichung an das Deutsche 
Richtergesetz. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken, daß nach dem 
Wunsche der Bundesregierung die Verwendung 
von Richtern kraft Auftrags bei den Truppendienst- 
gerichten zugelassen wird. Diese Gerichte stehen 
im Instanzenzuge den Amts- und Landgerichten, 
den Verwaltungsgerichten 1. Instanz usw, gleich. Es 
wird dadurch der Nachwuchs der Truppendienst- 
richter aus der Beamtenschaft, insbesondere aus den 
Beamten der Bundeswehr, gefördert. 

In Übereinstimmung mit § 24 Abs. 2 des Entwurfs 
werden die Richter kraft Auftrags bei den Truppen- 
dienstgerichten vom Vorsitz in der großen Be- 
setzung ausgeschlossen. 

Nr. 2 

Es werden wiederum die Worte „nach dem Ge- 
richtsverfassungsgesetz" durch die Worte „nach 
dem Deutschen Richtergesetz" ersetzt. 

Zu § 97 Nr. 2 und § 98 

§ 233 der Bundesrechtsanwaltsordnung und Arti- 
kel 13 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Notarrechts bestimmen mit gleichem 
Wortlaut, daß die besonderen gesetzlichen Vor- 
schriften unberührt bleiben, nach denen die Fähig- 
keit zum Richteramt (§ 2 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) Personen verliehen werden kann, welche 
die Prüfungen zur Erlangung einer solchen Fähig- 
keit nicht im Inland abgelegt haben. Die beiden 
Bestimmungen werden aufgehoben, weil für die 
Anerkennung einer nicht im Geltungsbereich des 
Richtergesetzes erworbenen Befähigung zum Rich- 
teramte nach § 108 des Entwurfs nur noch § 92 
Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes maßgebend 
sein soll. (Vergleiche die Bemerkungen zu § 83.) 

Zu § 101 

Der Ausschuß für Inneres schlug vor, in Absatz 2 
für die hier vorgesehene weitere Verwendung der 
nicht zum Richteramt befähigten Richter wie in Ab- 
satz 1 vorauszusetzen, daß diese Richter bei In- 
krafttreten des Gesetzes ein Richteramt als Haupt- 
amt innehaben. Der Ausschuß hält es für genügend, 
mit der Einführung des Wortes „weiter" klarzu- 
stellen, daß diese weitere Verwendung nur auf 
einer bei Inkrafttreten des Gesetzes schon bestehen- 
den Verwendung beruhen kann. Die Vorschrift 
sagt praktisch, daß die Vorsitzenden der Arbeits- 
gerichte und die Vorsitzenden der Sozialgerichte, 
die nur die Qualifikation nach § 18 Abs. 3 AGG 
bzw. § 9 Abs. 2 SozGG besitzen, in Zukunft nur in 
der Arbeitsgerichtsbarkeit 1. Instanz bzw, in der 
Sozialgerichtsbarkeit 1. Instanz als Berufsrichter 
tätig sein können. 


Absatz 3: Dem Ausschuß für Inneres liegt daran, 
daß kedn Richter sich auf einen Eid berufen kann, 
den er vor dem 9. Mai 1945 geleistet hat. Er schlug 
deshalb vor, nur diejenigen Richter von der Pflicht 
zur Leistung des Richtereides nach § 36 zu befreien, 
die einen Eid auf das Grundgesetz geleistet haben. 
Der Rechtsausschuß glaubt, daß im Hinblick auf die 
mehrmaligen Eidesleistungen, die die Vergangen- 
heit mit sich brachte, die Würde des Richtereides 
hier Zurückhaltung verlangt. Deshalb sollen alle 
Richter, die nach dem 8. Mai 1945 bereits einen 
Richtereid geleistet haben, keinen neuen Eid leisten 
müssen. 


Zu § 102 

Absatz 3 entfällt mit der Streichung des § 35 
Abs. 2 Satz 2, Absatz 4 mit der Streichung des § 25 
Abs. 3. 


Zu § 103 

Für die Vorschrift des Absatzes 2 besteht in- 
zwischen kein Bedürfnis mehr. Absatz 3 ist mit der 
Streichung des § 25 Abs. 3 gegenstandslos gewor- 
den. 


Zu § 106 

Neben der Befähigung zum Richteramt nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz gibt es — vor allem in 
den Ländern mit ehemals preußischen Gebieten und 
preußischem Verwaltungsrecht — die Fähigkeit oder 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst. Sie 
ersetzt nach geltendem Recht die Befähigung zum 
Richteramt bei dem Bundesverfassungsgericht und 
bei dem Bundesfinanzhof, ferner in der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, in der Sozialgerichtsbarkeit 
und in der Disziplinargerichtsbarkeit. Eine gesetz- 
liche Beschreibung der Befähigung zum höheren 
I Verwaltungsdienst findet sich nur in § 174 Abs. 1 
VwGO. Hier werden die Voraussetzungen ange- 
führt, die vorhanden sein müssen, wenn die Be- 
fähigung zum höheren Verwaltungsdienst die Be- 
• fähigung zum Richteramt in der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit ersetzen soll. In dieser Fassung kann 
§ 174 Abs. 1 VwGO neben dem Richtergesetz nicht 
mehr bestehen. Die Neufassung des § 174 Abs. 1 
(nach § 85 Nr. 6b des Entwurfs) gilt nur noch für 
einen sehr kleinen Kreis von Beamten. Darum 
empfiehlt es sich, in § 106 des Entwurfs die Voraus- 
setzungen aufzunehmen, die gegeben sein müssen, 
wenn die vor dem Inkrafttreten des Richtergesetzes 
erworbene Befähigung zum höheren Verwaltungs- 
dienst für die Zukunft noch der Befähigung zum 
Richteramte gleichstehen soll. 

Wo — wie bisher — die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst die Befähigung z-um Richter- 
amte ersetzen kann und im einzelnen Falle tatsäch- 
lich ersetzen soll, muß die Rücknahme der Ernen- 
nung in entsprechender Anwendung des § 18 b 
Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs möglich sein, wenn diese 
Befähigung fehlt. 
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Zu § 107 

Er wird auf die Bemerkungen zu §§ 84 und 86 ver- 
wiesen. 

Zu § 108 

Es wird auf die Bemerkungen zu §§ 83, 97 Nr. 2 
und § 98 verwiesen. 

Zu § 109a 

Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen die Er- 
wartung ausgesprochen, daß in den vorgesehenen 
Rechtsverordnungen sowohl der Kreis der „aus den 
Wiedergutmachungsgesetzen berechtigten Richter" 
wie auch die „infolge des Krieges verzögerte An- 
stellung" weit und großzügig gefaßt werden. Vor 
allem soll auch das Festhalten in fremdem Gewahr- 
sam nach Beendigung der Feindseligkeiten als eine 
Folge des Krieges behandelt werden. 

Zu § 110 

Diese Vorschrift entfällt zugleich mit § 38 Abs. 3 
des Entwurfs. 

Zu § 111 a 

In den beiden letzten Jahren hat sich heraus- 
gestellt, daß sich in der deutschen Gerichtsbarkeit 
einige Richter und Staatsanwälte im Amt befinden, 
die in der Zeit des Dritten Reiches bei Todesurteilen 
mitgewirkt haben, die auch bei voller Würdigung 
der damaligen Verhältnisse, besonders der da- 
maligen, von den Richtern und Staatsanwälten nicht 
allein zu verantwortenden Denkweise und des 
Kriegszustandes jedes gerechte Maß der Sühne 
überschritten haben, obwohl auch nach den z. Z. der 
Urteilsverkündung geltenden Gesetzen eine mildere 
Strafe möglich gewesen wäre. Die Zahl dieser Rich- 
ter und Staatsanwälte ist so gering, daß sie das 
Ansehen der deutschen Rechtspflege und des 
Standes der deutschen Richter und Staatsanwälte 
nicht beeinträchtigen kann. Sie beträgt noch nicht 
1 V. H. der im Dienste stehenden Richter und Staats- 
anwälte der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Strafrecht- 
liche und disziplinäre Ermittlungs- und Unter- 
suchungsverfahren sind im Gange oder schon durch- 
geführt. Rechtsgründe haben bisher in den meisten 
Fällen zur Einstellung geführt. Die vorzeitige Ver- 
setzung in den Ruhestand ist auch mit dem Einver- 
ständnis des betroffenen Richters oder Staatsanwalts 
nach den geltenden Bestimmungen nur möglich, 
wenn Dienstunfähigkeit vorliegt. Nach so gut wie 
einstimmiger Meinung der Rechtsausschüsse des 
Bundestages und des Bundesrates wäre auch eine 
Änderung des Grundgesetzes notwendig, wenn 
durch Gesetz die Möglichkeit geschaffen werden 
sollte, wegen der Mitwirkung an einem exzessiven 
Todesurteil durch Verlügung der obersten Dienst- 
behörde einen Richter ohne sein Einverständnis in 
den Ruhestand zu versetzen oder andere Maß- 
nahmen zu treffen. Eine gesetzliche Regelung, die 
sich nur auf Staatsanwälte bezöge, wäre nicht 
tunlich. 


I Der Rechtsausschuß hat dieses Problem bereits in 
i einer Sitzung vom 21. Oktober 1959 aufgegriffen, 
und die Rechtsausschüsse des Bundestages und des 
Bundesrates haben darüber in mehreren vertrau- 
lichen Sitzungen beraten. Als Ergebnis dieser Be- 
: ratungen hat der Ausschuß in seiner Sitzung vom 
30. Mai 1961 den § lila beschlossen. Mit dieser 
I Bestimmung soll für die in Betracht kommenden 
■ Fälle das Erfordernis der Dienstunfähigkeit beseitigt 
und den betroffenen Richtern und Staatsanwälten 
der Weg eröffnet werden, aus eigenem Entschlüsse 
durch Versetzung in den Ruhestand aus dem aktiven 
Dienste auszuscheiden. Die Bestimmung beruht auf 
; einem Vorschläge des Justizministers von Nieder- 
sachsen und auf Anregungen des Deutschen Richter- 
i bundes. Der Ausschuß suchte in eingehender Be- 
ratung eine Fassung, die jede diskriminierende 
i Bezugnahme auf den Anlaß der Versetzung in den 
Ruhestand vermeidet. Mit einer gleichzeitigen Ent- 
i Schließung, deren Annahme er dem Bundestage 
I empfiehlt, hat der Ausschuß zum Ausdruck gebracht, 
daß diese Möglichkeit, aus eigenem Entschluß aus 
! dein aktiven Dienste auszuscheiden, „gerade auch 
; den Richtern und Staatsanwälten zu gewähren ist, 
j die schicksalhaft in Gefahren verwickelt wurden, 

I die ihre Kräfte überstiegen". Die Entscheidung stellt 
ferner klar, daß die freiwillige und vorzeitige Ver- 
setzung in den Ruhestand nur Richtern und Staats- 
i anwälten eröffnet werden soll, die wegen ihrer 
! Beteiligung an exzessiven Todesurteilen mit be- 
I gründeten Vorwürfen rechnen müßten. Der Aus- 
schuß war sich einig, daß in der Anwendung des 
§ lila nicht jedes Ermessen der obersten Dienst- 
behörden ausgeschlossen sein soll und diese Behör- 
den die Versetzung in den Ruhestand ablehnen 
können, wenn ein Richter oder Staatsanwalt als 
Anlaß seines Antrages nur seine Mitwirkung in der 
^ Strafrechtspflege während der Zeit vom 1. Septem- 
! her 1939 bis zum 9. Mai 1945 anführen kann. 

Der Ausschuß erwartet, daß auf diese Weise ohne 
weitere gesetzliche Regelungen und ohne Ände- 
: rung des Grundgesetzes eine befriedigende Lösung 
' des Problems erreicht wird, wozu die Verabschie- 
dung des Richtergesetzes einen besonderen Anlaß 
bietet. Der Bundestag soll jedoch mit der Annahme 
der vorgelegten Entschließung auch bekunden, daß 
er zur Änderung des Grundgesetzes und zu weiterer 
' Gesetzgebung entschlossen ist, wenn die Erwartung 
! sich nicht erfüllt. Aus diesem Grunde soll die Mög- 
j lichkeit, den Antrag auf Versetzung in den Ruhe- 
stand nach § 111 a zu stellen, bis zum 30. Juni 1962 
' befristet werden. Das Richtergesetz soll am 1. Juli 
I 1962 in Kraft treten. 

Es wird Aufgabe der Justizverwaltungen sein, 
nach der Verabschiedung des Richtergesetzes die 
I einzelnen Fälle auf Grund der neuen Rechtslage in 
j geeigneter Weise zu prüfen. Richter und Staats- 
anwälte, die wegen ihrer Mitwirkung an einem 
Todesurteil in den Kreis der Betroffenen einbezogen 
1 wurden, deren Urteile aber bei voller Würdigung 
i der damaligen Verhältnisse, besonders der Kriegs- 
verhältnissc und des gesteigerten Schutzbedürf- 
I nisses der Bevölkerung, verständlich bleiben, soll- 
I ten dabei bis zum Ablauf der Antragsfrist die 
j Gewißheit erlangen, daß sie keinen Anlaß haben, 
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ihre Versetzung ,in den Ruhestand zu beantragen. 
Der Deutsche Riditerbund hat dazu seine guten 
Dienste angeboten. 

Zu § 112 

Werden — wie § 115 a vorsieht — die Staatsan- 
wälte in Disziplinarsachen den Dienstgerichten un- 
terstellt, muß diese Vorschrift auch auf anhängige 
Disziplinarverfahren erstreckt werden, die Staats- 
anwälte betreffen. 

Zu § 112 a 

Der Ausschuß hat in § 118 des Entwurfs vorge- 
sehen, daß das Richtergesetz am 1. Juli 1962 in Kraft 
treten soll. Für den Fall, daß die Länder bis zu die- 
sem Zeitpunkt noch keine Dienstgerichte eingerich- 
tet und keine landesrechtlichen Vorschriften für das 
Versetzungs- und das Prüfungsverfahren geschaffen 
haben, bringt § 112 a die notwendigen Übergangs- 
vorschriften. 

Zu § 113 

Das Bundesverfassungsgericht hat inzwischen 
durch einen Beschluß vom 17. November 1959 in 
den Verfahren 1 Bv R. 88/56, 59/57, 212/59 (ver- 
öffentlicht in Band 10 S. 200 ff.) die Einrichtung 
der Gemeindefriedensrichter und der staatlichen 
Friedensrichter für verfassungswidrig erklärt. 

Zu § 114 

Das Sechste Gesetz zur Änderung und Überlei- 
tung von Vorschriften auf idem Gebiet des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes vom 23. März 1961 (BGBl. I 
S. 274) hat inzwischen das Bundespatentgericht ge- 
schaffen. Die Senate des Bundespatentgerichts wer- 
den mit rechtskundigen und mit technischen Mit- 
gliedern besetzt. Auch diese technischen Mitglieder 
sind Berufsrichter. Als eine auf das Bundespatent- 
gericht beschränkte Ausnahme von den §§ 5 bis 7 
und 8 a des Richtergesetzes wird deshalb die Befä- 
higung zum technischen Richteramte nach den Vor- 
aussetzungen des § 36 Abs. 2 des Patentgesetzes 
begründet. 

Zu § 115 a 

Absatz 1 ist geltendes Recht. Nach § 148 Abs. 2 
GVG müssen die Staatsanwälte bei den ordentlichen 
Gerichten mindestens seit 1879 die Befähigung zum 
Richteramte besitzen. § 148 Abs. 2 GVG wird damit 
gegenstandslos und in § 82 Nr. 7 des Entwurfs auf- 
gehoben. 

Absatz 2 

Auch mit Anrechnung einer Tätigkeit in bestimm- 
ten anderen Berufen kann nach § 9 des Entwurfs 
zum Richter auf Lebenszeit im Regelfälle nur er- 
nannt werden, wer vorher mindestens 1 Jahr im 
richterlichen Dienste tätig war. Eine Minderheit von 
3 Stimmen, bei 3 Enthaltungen, v/ar der Meinung, 
daß diese Voraussetzung einer mindestens einjäh- 


rigen richterlichen Tätigkeit auch für die Ernennung 
eines Staatsanwalts zum Richter auf Lebenszeit be- 
stehenbleiben müsse. iSie war bereit, eine Über- 
gangsbestimmung zu unterstützen, die es gestatten 
würde, bei der Ernennung älterer oder schon im 
Dienste stehender Staatsanwälte zum Richter auf 
Lebenszeit von dieser Voraussetzung abzusehen. 
Die Mehrheit von 10 Stimmen entschied sich jedoch 
dafür, daß die staatsanwaltschaftliche Tätigkeit dem 
richterlichen Dienste im Sinne des § 9 Abs. 1 des 
Entwurfs ohne Einschränkung im Gesetze gleichzu- 
stellen sei. Sie war der Überzeugung, das Gesetz 
müsse auf diese Weise zum Ausdruck bringen, daß 
der Beruf des Richters und der Beruf des Staatsan- 
walts nach hergebrachter Ordnung im Dienste der 
Gerichtsbarkeit zusammengehören. Die Tätigkeit 
bei der Staatsanwaltschaft wird also vor den ande- 
ren Tätigkeiten, die § 9 Abs. 2 des Entwurfs nennt, 
noch weiter priiviligi-ert. Die Vorschrift hat ihre Be- 
deutung nicht nur für ältere Staatsanwälte, die nicht 
im Richterdienste tätig waren, sondern auch für 
junge Juristen, die sich vor allem dem Dienste in 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit widmen wollen. 
Dabei war die Meinung jedoch allgemein, daß die 
zuständigen Dienstbehörden die Gerichtsassessoren 
vor ihrer Ernennung zum Richter auf Lebenszeit so- 
wohl bei den Gerichten wie bei der Staatsanwalt- 
schaft verwenden werden und daß die Ernennung 
eines Gerichtsassessors, der nur bei der Staatsan- 
waltschaft verwendet wurde, zum Richter auf Le- 
benszeit eine höchst seltene und besonders begrün- 
dete Ausnahme bleiben muß. 

Absatz 3 

Aus den besonderen Pflichten des Richters ist nur 
§ 40 für die Staatsanwälte übernommen worden. Es 
verträgt sich nach der Meinung des Ausschusses 
auch mit dem Amt eines Staatsanwaltes nicht, außer- 
dienstlich Rechtsguthaben zu erstatten oder entgelt- 
lich Rechtsauskünfte zu erteilen. Im übrigen wurde 
noch die Aufnahme der Bestimmung über- die poli- 
tische Betätigung (§ 38 des Entwurfs) und der Be- 
stimmung über die Nebentätigkeit als Schiedsrich- 
ter, Schiedsgut achter oder Schlichter (5 39 des Ent- 
wurfs) erörtert, die der Bundesrat auch vorgeschla- 
gen hatte. Die überwiegende Mehrheit des Aus- 
schusses war jedoch der Meinung, daß insoweit die 
beamtenrechtlichen Vorschriften genügen, so § 53 
BBG und § 35 Abs. 2 BRRG für die politische Betä- 
tigung sowie §§64 bis 66 BBG und § 42 BRRG mit 
den landesrechtlichen Vorschriften für Nebentätig- 
keit. 

Absatz 4 

Mit einer Mehrheit von 11 gegen 3 Stimmen be- 
schloß der Ausischuß die Zuständigkeit deT Dienst- 
gerichte für Disziplinarsachen der Staatsanwälte, 
wie auch der Bundesrat es in seiner Stellungnahme 
empfohlen hatte. Es wird damit leinie einheitiichie 
Disziiplinargerichtsbarfceit für den höheren Dienst in 
dier irechtsp rechenden Gewalt gewonnen. Der Bie- 
amtenstatus der Staatsanwälte muß jedoch zur 
Folge haben, daß der Bundesminister der Justiz für 
Disziplinarverfahren gegein Staatsanwälte die nicht- 
ständigen Beisitzer beim Dienstgericht des Bundes 
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ernennt. Die Anregung, den SpitzenorgaanLsationen 
der Berufs Vertretungen der Staatsanwälte dais Recht 
©iner Vorschlagsliste einzuräumen, fand keinen Bei- 
fall. Die Bestellung der nichtständigen Beisitzea: für 
das Disziplinarverfahren gegen Staatsanwälte bei 
den Dienstgerichten der Länder bleibt jedoch der 
Landesgesetzgebung überlassen. 

Absatz 5 

Die in Absatz 5 genannten Beamten fallen eben- 
falls unter den Begriff des Staatsanwalts. Sie sind 
Staatsanwälte in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
und in der der Verwaltungsgerichtsbarkeit nahe- 
stehenden Disziplinargerichtsbarkeit. Darum sollen 
auch für slie die vorhergehenden Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 4 gelten. Auch für den Oberbundes- 
anwalt bei dem Bundesverwaltungsgericht und die 
Vertreter des öffentlichen Interesses bei den Ober- 
verwaltungsgerichten und Verwaltungsgerichten der 
Länder, zu denen die in § 1 15 a Abs. 5 genannten 
Staatsanwälte und Landesanwälte gehören, ferner 
für den Bundesdisziplinaranwalt und den Bundes- 
wehrdiszdplinaranwalt (wie auch für die Wehrdiszi- 
plinaranwälte bei den Truppendienstgerichten) ist 
schon nach geltendem Recht die Befähigung zum 
Richteramt vorgeschrieben. Sie kann allerdings für 
das Ami des Oberbundesanwalts und des Bundes - 
disziplinaranwalts und bed den Vertretern des 
öffentlichen Interesses durch die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst ersetzt werden (vgl. 
§§ 37 und 174 Abs. 1 VwGO, § 30 a BDO, § 59 Abs. 2 
mit § 53 Abs. 2 und § 59 Abs. 1 WDO). Die ent- 
sprechende Geltung des § 106 Satz 1 des Entwurfs 
hat zur Folge, daß für die Zukunft Beamte, die die 
Befähigung zum Richteramte nicht besitzen, nur 
dann noch zum Oberbundesanwalt oder zum Bun- 
desdisziplinaranwalt ernannt werden können, wenn 
sie die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 
vor dem Inkrafttreten des Richtergesetzes erworben 
haben. Besonders ist die Lage bei den Vertretern 
des öffentlichen Interesses, die nach, § 36 Abs. 1 
VwGO bei den Oberverwaltungsgerichten und Ver- 
waltungsgerichten der Länder bestimmt werden 
müssen. Diese Vertreter des öffentlichen Interesses 
beli den Oberverwaltungsgerichten und Verwal- 
tungsgerichten fallen unter die Vorschriften des 
§ 115 a und auch des § 106 Satz 1 deis Entwurfs nur. 


wenn sie zu Staatsanwälten oder Landesanwälten 
(oder mit ähnlichen Amtsbezeichnungen) ernannt 
und damit dn ein Hauptamt zur Vertretung des 
öffentlichen Interesses bei einem Oberverwaltungs- 
gericht oder Verwaltungsgericht berufen werden. 
Wo die Vertreter des öffentlichen Interesses ndcht 
zu Staatsanwälten oder Landesanwälten ernannt 
und nicht als solche dn ein Hauptamt berufen wer- 
den, sondern z. B. für den einzelnen Fall oder für 
eine Gruppe von Fällen oder im Niebenamte bestellt 
werden, können auch dn Zukunft zum Vertreter des 
öffentlichen Interesses Beamte bestimmt werden, die 
statt der Befähigung zum Richteramte die Befähi- 
gung zum höheren Verwaltungsdienst nach § 174 
Abs. 1 VwGO in der Fassung des Entwurfs vor oder 
nach dem Inkrafttreten des Richtergesetzes erwor- 
ben haben. 

Zu § 116 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 
1958 bestimmt in § 94 Abs. 1, daß das Ehrengericht 
für Rechtsanwälte nur mit Rechtsanwälten besetzt 
wird. Sdie bestimmt ebenso in § 101 Abs. 3, in Ab- 
weichung von § 24 Abs. 2 des Entwurfs, daß die 
Präsidenten der Ehrengerichtshöfe und die Vorsit- 
zenden der Senate der Ehrengerichtshöfe für Rechts- 
anwälte anwaltliche Mitglieder des Ehrengerichts- 
hofes sein müssen. Diese Bestimmungen sollen un- 
berührt bleiben. 

Zu § 117 

Die Fassung der Berlin-Klausel entspricht den 
Vorschlägen der Vertretung der Stadt Berlin. Sie 
soll den besonderen Status der Stadt berücksichti- 
gen. 

Zu § 118 

§§ 109 a und lila des Entwurfs sollen beireits am 
Tage nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft 
treten, damit die vorgesehenen Rechtsverordnungen 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes erlassen werden 
können und der Lauf der in § 111 a vorgesehenen 
Frist beginnt, die ihrem Zwecke nach dem Inkraft- 
treten des Richtergesetzes voorhergehen soll. 
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B. Antrag des Ausschusses 

demokratischen Rechtsstaat ausschließen. Des- 
wegen eingeleitete Verfahren sind im Gange. 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 516 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Der Bundestag hat zur Kenntnis genommen, daß 
sein Rechtsausschuß gemeinsam mit dem Rechts- 
ausschuß des Bundesrates sich in vertraulichen 
Sitzungen mit den personalpolitischen Problemen 
einer Anzahl von Richtern und Staatsanwälten 
befaßte. Die Beratungen wurden durch Vor- 
kommnisse im Strafverfahren gegen Schörner 
veranlaßt. Diese warfen die Frage auf, in welcher 
Weise Folgerungen aus Vorwürfen zu ziehen 
sind, die wegen des Verhaltens eines Richters 
oder Staatsanwalts in der Vergangenheit nach- 
träglich neu bekannt werden. Im Rechtsausschuß 
des Bundestages ist diese Frage aus eigener 
Verantwortung am 21. Oktober 1959 aufgegrif- 
fen worden, bevor sie von unberufener Seite 
mißbraucht wurde, um allgemeinen Verdäch- 
tigungen zu rechtsfremden Zwecken zu dienen. 

Die Ermittlungen, die von den Justizbehörden 
der Bundesrepublik in ständiger und enger Füh- 
lungnahme mit dem Rechtsausschuß des Bundes- 
tages angestellt sind, haben ergeben, daß die 
weitaus meisten Richter und Staatsanwälte von 
diesen Vorwürfen nicht betroffen werden. Soweit 
eine Verstrickung in den Mißbrauch der Justiz 
durch die nationalsozialistische Gewaltherrschaft 
bekannt war, sind ehemalige Richter und Staats- 
anwälte nach dem 8. Mai 1945 nicht v/ieder in 
den Staatsdienst berufen worden. Seither sind 
jedoch Urkunden entdeckt und durch die eigenen 
Nachforschungen der Behörden aufgefunden 
worden, aus denen sich gegen eine sehr kleine 
Anzahl wiederernannter Richter und Staats- 
anwälte der Verdacht ergibt, daß sie an Todes- 
urteilen beteiligt waren, die nicht verantwortet 
werden können und jede weitere Tätigkeit als 
Richter oder Staatsanwalt in einem freiheitlich- 


Die sichere Aufklärung der Wahrheit, insbeson- 
dere die einwandfreie Feststellung, inwieweit 
die Verdächtigen eine persönliche Schuld trifft, 
begegnet wegen der inzwischen verstrichenen 
Zeit außerordentlichen Schwierigkeiten. 

Das Richtergesetz eröffnet daher zunächst die 
Möglichkeit, daß Richter und Staatsanwälte we- 
gen ihrer möglichen Verstrickung in Gescheh- 
nisse der Vergangenheit sich selber entschließen, 
aus dem Dienst auszuscheiden. Diese Möglichkeit 
ist auch gerade den Richtern und Staatsanwälten 
zu gewähren, die schicksalhaft in Gefahren ver- 
wickelt wurden, die ihre Kräfte überstiegen. 

Das Richtergesetz soll einen neuen Anfang 
machen. 

Der Bundestag erwartet, daß jeder Richter und 
Staatsanwalt, der wegen seiner Mitwirkung an 
Todesurteilen mit begründeten Vorwürfen aus 
der Vergangenheit rechnen muß, sich seiner 
Pflicht bewußt wird, jetzt aus dem Dienst aus- 
zuscheiden, um die klare Trennung zwischen der 
Vergangenheit und der Gegenwart zu sichern. 
Die rechtsstaatliche Justiz kann sich um der 
Glaubwürdigkeit der Justiz unter der neuen 
Ordnung des freiheitlich-demokratischen Rechts- 
staates willen unter keinen Umständen mit den 
Verfehlungen der nationalsozialistischen Zeit in 
Verbindung bringen lassen. Der Bundestag nimmt 
mit Befriedigung zur Kenntnis, daß der Richter- 
bund und seine Landesverbände ihre guten 
Dienste zur Verfügung stellen, um im Einzelfalle 
zu gerechten Lösungen zu kommen. 

Ber Bundestag wird, wenn es notwendig ist, eine 
grundgesetzliche Entscheidung treffen, -daß jeder 
Richter und Staatsanwalt, der ein unverantwort- 
liches und unmenschliches Todesurteil mitver- 
schuldete, sein Amt verliert. Der Bundestag er- 
wartet hierzu binnen Jahresfrist den Bericht der 
Bundesregierung, ob zu besorgen ist, daß ein 
Richter oder Staatsanwalt, demgegenüber diese 
Maßnahme geboten sein kann, sich noch im Amte 
befindet. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Schlee 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksache 516 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Richteramt in Bund und Ländern 

ERSTER ABSCHNITT 
Einleitende Vorschriften 

§ 1 

Berufsrichter und ehrenamtliche Beisitzer 

Die reditsprechende Gewalt wird durch Berufs- 
richter und durch ehrenamtliche Beisitzer ausgeübt. 

§ 2 

Geltung für Berufsrichter 

(1) Richter im Sinne dieses Gesetzes sind die Be- 
rufsrichter. 

(2) Für die ehrenamtlichen Beisitzer gelten die 
Vorschriften der §§ 43 und 44. 

§ 3 

Dienstherr 

Die Richter stehen im Dienst des Bundes oder 
eines Landes. 

§ 4 

Unvereinbare Aufgaben 

(1) Ein Richter darf Aufgaben der rechtsprechen- 
den Gewalt und Aufgaben der gesetzgebenden oder 
der vollziehenden Gewalt nicht zugleich wahrneh- 
men. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Richteramt in Bund und Ländern 

ERSTER ABSCHNITT 
Einleitende Vorschriften 

§ 1 

Berufsrichter und ehrenamtliche Richter 

Die rechtsprechende Gewalt wird durch Berufs- 
richter und durch ehrenamtliche Richter ausgeübt. 

§ 2 

Geltung für Berufsriditer 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten, so- 
weit dieses Gesetz nicht anderes bestimmt, nur für 

die Berufsrichter. 

Absatz 2 entfällt 

§ 3 

unverändert 

§ 4 

Unvereinbare Aufgaben 

(1) unverändert 
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(2) Außer Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt 
darf ein Richter jedoch wahrnehmen 

1. Aufgaben der Gerichtsverwaltung, 

2. andere Aufgaben, die auf Grund eines Ge- 
setzes den Gerichten zugewiesen sind, 

3. Aufgaben der Forschung und Lehre an einer 
wissenschaftlichen Hochschule, öffentlichen 
Unterrichtsanstalt oder amtlichen Unter- 
richtseinrichtung, 

4. Prüfungsangelegenheiten. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Befähigung zum Richteramt 

§ 5 

Erwerb der Befähigung zum Richteramt 

(1) Die Befähigung zum Richteramt wird durch 
das Bestehen zweier Prüfungen erworben. 

(2) Der ersten Prüfung muß ein Studium der 
Rechtswissenschaft von mindestens dreieinhalb Jah- 
ren an einer Universität vorangehen. Davon sind 
mindestens vier Halbjahre dem Studium an einer 
Universität im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 
widmen. 

(3) Zwischen der ersten und der zweiten Prüfung 
muß ein Vorbereitimgsdienst von mindestens drei- 
einhalb Jahren liegen. Davon sind zu verwenden 
mindestens 

1. vierundzwanzig Monate zum Dienst bei 
den ordentlichen Gerichten, Staatsanwalt- 
schaften, Notaren und Rechtsanwälten, 

2. sechs Monate zum Dienst bei anderen Ge- 
richten, davon zwei Monate bei Gerichten 
für Arbeitssadien, 

3. sechs Monate zum Dienst bei Verwaltungs- 
behörden. 

Soweit die Ausbildung bei Gerichten für Arbeits- 
sachen nach Nummer 2 nicht durchgeführt werden 
kann, ist statt dessen eine Ausbildung bei Behörden 
oder Stellen abzuleisten, die auf dem Gebiet des 
Arbeits- oder Sozialrechts tätig sind. 

§ 6 

Anerkennung von Prüfungen 

(1) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst darf 
einem Bewerber nicht deswegen versagt werden, 
weil er die erste Prüfung nach § 5 in einem anderen 
Land im Geltungsbereich dieses Gesetzes bestanden 
hat. Die in einem Land im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf den Vorbereitungsdienst verwendete 
Zeit ist in jedem deutschen Land anzurechnen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) Außer Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt 
darf ein Richter jedoch wahrnehmen 

1. unverändert 

2. andere Aufgaben, die auf Grund eines Ge- 
setzes Gerichten oder Richtern zugewiesen 
sind, 

3. unverändert 


4. unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Befähigung zum Richteramt 

§ 5 

Erwerb der Befähigung zum Richteramt 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Zwischen der ersten und der zweiten Prüfung 
muß ein Vorbereitungsdienst von mindestens drei- 
einhalb Jahren liegen. Davon sind zu verwenden 
mindestens 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

Soweit die Ausbildung bei Gerichten für Arbeits- 
sachen nach Nummer 2 nicht durchgeführt werden 
kann, ist statt dessen eine Ausbildung bei Behörden 
oder Stellen abzuleisten, die auf dem Gebiet des 
Arbeits- oder Sozialrechts tätig sind, insbesondere 
bei Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbänden. 

§ 6 

Anerkennung von Prüfungen 

(1) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst darf 
einem Bewerber nicht deswegen versagt werden, 
weil er die erste Prüfung nach § 5 in einem anderen 
Land im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgelegt 
hat. Die in einem Land im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf den Vorbereitungsdienst verwendete 
Zeit ist in jedem deutschen Land anzurechnen. 
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(2) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes die 
Befähigung zum Richteramt nach § 5 erworben hat, 
ist im Bund und in jedem deutschen Land zum 
Richteramt befähigt. 

§ 7 

Universitätsprofessoren 

Jeder ordentliche Professor der Rechte an einer 
Universität im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist 
zum Richteramt befähigt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Richterverhältnis 

§ 8 

Reditsformen des Richterdienstes 

Richter können nur als Richter auf Lebenszeit, auf 
Zeit, auf Probe oder kraft Auftrags berufen werden. 


§ 9 

Ernennung auf Lebenszeit 

(1) Zum Richter auf Leibenszeit darf nur ernannt 
werden, wer sich nach Erwerb der Befähigung zum 
Richteramt mindestens drei Jahre im richterlichen 
Dienst bewährt hat 

(2) Auf die Zeit nach Absatz 1 können bis zu 
zwei Jahren angerechnet werden Tätigkeiten 

1. als Beamter des höheren Dienstes, 

2. im deutschen Öffentlichen Dienst oder im 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Einrichtung, wenn die Tätigkeit 
nach Art und Bedeutung der Tätigkeit in 
einem Amt des höheren Dienstes entspro- 
chen hat, 

3. als habilitierter Lehrer des Rechts an einer 
deutschen wissenschaftlichen Hochschule, 

4. als Rechtsanwalt, Notar, Anwaltsassessor 
oder Notarassessor, 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 
(2) unverändert 


§ 7 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Richterverhältnis 

§ 8 

unverändert 


§ 8a 

Voraussetzungen für die Berufungen 

In das Richterverhältnis darf nur berufen werden, 
wer 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes ist, 

2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für 
die freitheitliche demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes eintritt und 

3. die Befähigung zum Richteramt besitzt (§§ 5 
bis 7). 

§ 9 

Ernennung auf Lebenszeit 

(1) Zum Richter auf Lebenszeit kann ernannt wer- 
den, wer nach Erwerb der Befähigung zum Richter- 
amt mindestens drei Jahre im richterlichen Dienst 
tätig gewesen ist. 

(2) Auf die Zeit nach Absatz 1 können angerech- 
net werden Tätigkeiten 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. als Rechtsanwalt, Notar oder als Assessor 
bei einem Rechtsanwalt oder Notar. 

Die Anrechnung von mehr als zwei Jahren dieser 
Tätigkeiten setzt besondere Kenntnisse und Erfah- 
rungen des zu Ernennenden voraus. 
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(3) Wenn eine hervorragende Persönlichkeit mit 
besonderen Kenntnissen und Erfahrungen für den 
Richterdienst gewonnen werden soll, können Tätig- 
keiten nach Absatz 2 unbeschränkt angerechnet 
werden. 

§ 10 

Ernennung auf Zeit 

Eine Ernennung zum Richter auf Zeit ist nur unter 
den durch Bundesgesetz bestimmten Voraussetzun- 
gen und nur für die bundesgesetzlich bestimmten 
Aufgaben zulässig. 

§ 11 

Ernennung auf Probe 

(1) Wer später als Richter auf Lebenszeit oder 
als Staatsanwalt verwendet werden soll, kann zum 
Richter auf Probe ernannt werden. 

(2) Spätestens sechs Jahre nach seiner Ernennung 
ist der Richter auf Probe zum Richter auf Lebenszeit 
zu ernennen oder einem Richterwahlausschuß zur 
Wahl vorzuschlagen oder unter Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Staatsanwalt 
zu ernennen. 

§ 12 

Abordnung eines Richters auf Probe 

Ein Richter auf Probe kann ohne seine Zustim- 
mung nur an ein Gericht oder an eine Behörde der 
Gerichtsverwaltung oder der Staatsanwaltschaft ab- 
geordnet werden. 

§ 13 

Entlassung eines Richters auf Probe 

(1) Ein Richter auf Probe kann aus den für die 
Entlassung von Beamten auf Probe vorgesehenen 
Gründen entlassen werden. 

(2) Ein Richter auf Probe kann ferner zum Ablauf 
des sechsten Monats oder des ersten Jahres nach 
seiner Ernennung aus wichtigem Grund entlassen 
werden. 

(3) Ein Richter auf Probe kann wegen mangeln- 
der Bewährung nur zum Ablauf des sechsten Mo- 
nats oder des ersten, zweiten oder dritten Jahres 
entlassen werden. 

(4) Ein Richter auf Probe ist zu entlassen, wenn 
ein Richterwahlausschuß ihn endgültig ablehnt. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 ist die Ent- 
lassungsverfügung dem Richter mindestens sechs 
Wochen vor dem Entlassungstag mitzuteilen. 

§ 14 

Ernennung zum Richter kraft Auftrags 

(1) Ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
kann zum Richter kraft Auftrags ernannt werden, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Absatz 3 entfällt 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

Ernennung auf Probe 

(1) Wer später als Richter auf Lebenszeit oder als 
Staatsanwalt verwendet werden soll, kann zum 
Richter auf Probe ernannt werden. Er führt die Be- 
zeichnung „Gerichtsassessor". 

(2) Spätestens sechs Jahre nach seiner Ernennung 
ist der Richter auf Probe zum Richter auf Lebens- 
zeit oder unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit zum Staatsanwalt zu ernennen. 


§ 12 

Verwendung eines Richters auf Probe 

Ein Richter auf Probe kann ohne seine Zustim- 
mung nur bei einem Gericht, bei einer Behörde der 
Gerichtsverwaltung oder bei einer Staatsanwalt- 
schaft verwendet werden. 

§ 13 

entfällt hier 

siehe § 19 b 


§ 14 

unverändert 
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wenn er später als Richter auf Lebenszeit verwen- 
det werden soll. 

(2) Der Richter kraft Auftrags führt im Dienst die 
Amtsbezeichnung des wahrgenommenen Richter- 
amts. 


§ 15 

Wirkungen auf das Beamtenverhältnis 

(1) Der Richter kraft Auftrags behält sein bis- 
heriges Amt. Seine Besoldung und Versorgung be- 
stimmen sich nach diesem Amt. Im übrigen ruhen 
für die Dauer des Richterverhältnisses kraft Auf- 
trags die Rechte und Pflichten aus dem Beamten- 
verhältnis mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsver- 
schwiegenheit und des Verbots der Annahme von 
Geschenken. 

(2) Wird das Richterverhältnis zu einem anderen 
Dienstherrn begründet, so ist auch dieser zur Zah- 
lung der Dienstbezüge verpflichtet. 

§ 16 

Dauer der Verwendung als Richter kraft Auftrags 

(1) Spätestens zwei Jahre nach seiner Ernennung 
ist der Richter kraft Auftrags zum Richter auf Le- 
benszeit zu ernennen oder einem Richterwahlaus- 
schuß zur Wahl vorzuschlagen. 


(2) Für die Abordnung des Richters kraft Auf- 
trags und für die Beendigung des Richterverhält^ 
nisses kraft Auftrags gelten die Vorschriften für 
Richter auf Probe entsprechend. 

§ 17 

Ernennung durch Urkunde 

(1) Der Richter wird durch Aushändigung einer 
Urkunde ernannt. 

(2) In der Ernennungsurkunde müssen bei der 
Begründung des Richterverhältnisses die Worte 
„unter Berufung in das Richterverhältnis" mit dem 
Zusatz „auf Lebenszeit", „auf Zeit", ,,auf Probe" 
oder „kraft Auftrags" enthalten sein. Bei der Be- 
gründung eines Richterverhältnisses auf Zeit ist 
die Zeitdauer der Berufung in der Urkunde anzu- 
geben. 

(3) Bei der Umwandlung eines Richterverhält- 
nisses in ein Richterverhältnis anderer Art müssen 
in der Ernennungsurkunde die diese Art bestimmen- 
den Worte nach Absatz 2 enthalten sein, bei der 
ersten Verleihung eines Amtes und bei der Ver- 
leihung eines anderen Amtes mit anderem End- 
grundgehalt und anderer Amtsbezeichnung muß in 
der Ernennungsurkunde die Amtsbezeichnung die- 
ses Amtes enthalten sein. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 15 

unverändert 


§ 16 

Dauer der Verwendung als Richter kraft Auftrags 

(1) Spätestens zwei Jahre nach seiner Ernennung 
ist der Richter kraft Auftrags zum Richter auf Le- 
benszeit zu ernennen oder einem Richterwahlaus- 
schuß zur Wahl vorzuschlagen. Lehnt der Richter 
die Ernennung ab, so endet das Richterverhältnis 
kraft Auftrags. 

(2) Für die Verwendung des Richters kraft Auf- 
trags gelten die Vorschriften für Richter auf Probe 
entsprechend. 


§ 17 

unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 18 § 18 

Besondere Voraussetzungen für die entfällt 

Ernennung zum Richter 

Für die Ernennung zum Richter können durch 
Bundesgesetz für einzelne Gerichtszweige beson- 
dere Voraussetzungen vorgeschrieben werden. 


§ 18 a 

Nichtigkeit der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von 
einer sachlich unzuständigen Behörde ausgesprochen 
wurde. Die Ernennung kann nicht rückwirkend be- 
stätigt werden. 

(2) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der 
Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung 

1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes war, 

2. entmündigt war oder 

3. nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter hatte. 

siehe § 31 (3) Die Nichtigkeit einer Ernennung zum Richter 

auf Lebenszeit oder zum Richter auf Zeit kann erst 
geltend gemacht werden, nachdem ein Gericht sie 
rechtskräftig festgestellt hat. 


§ 18 b 

Rücknahme der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist zurückzunehmen, 

1. wenn der Ernannte nicht die Befähigung 
zum Richteramt besaß, 

2. wenn die gesetzlich vorgeschriebene Betei- 
ligung eines Richterwahlausschusses unter- 
blieben war und der Richterwahlausschuß 
die nachträgliche Bestätigung abgelehnt hat, 

3. wenn die Ernennung durch Zwang, arg- 
listige Täuschung oder Bestechung herbei- 
geführt wurde oder 

4. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen 
hatte, das ihn der Berufung in das Richter- 
verhältnis unwürdig erscheinen läßt, und 
er deswegen rechtskräftig zu einer Strafe 
verurteilt war oder wird. 

(2) Eine Ernennung kann zurückgenommen wer- 
den, 

1. wenn bei einem nach seiner Ernennung 
Entmündigten die Voraussetzungen für die 
Entmündigung im Zeitpunkt der Ernennung 
Vorlagen oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte 
in einem gerichtlichen Verfahren aus dem 
Dienst oder Beruf entfernt oder zum Ver- 
lust der Versorgungsbezüge verurteilt wor- 
den war. 

(3) Die Ernennung zum Richter auf Lebenszeit 
oder zum Richter auf Zeit kann ohne schriftliche 
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§ 19 

Allgemeines Dienstalter 

Das allgemeine Dienstalter eines Richters be- 
stimmt sich nach dem Tag, an dem ihm sein Rich- 
teramt übertragen worden ist. Hat der Richter zu- 
vor ein anderes Richteramt oder ein sonstiges Amt 
mit mindestens dem gleichen Endgrundgehalt be- 
kleidet, so bestimmt sich das allgemeine Dienst- 
alter nach dem Tag der Übertragung dieses Amtes. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Zustimmung des Richters nur auf Grund rechts- 
kräftiger richterlicher Entscheidung zurückgenom- 
men werden. 

§ 19 

Allgemeines Dienstalter 

Das allgeipeine Dienstalter eines Richters be- 
stimmt sich nach dem Tag, an dem ihm sein Richter- 
amt übertragen worden ist. Hat der Richter zuvor 
ein anderes Richteramt oder ein sonstiges Amt mit 
mindestens dem gleichen Anfangsgrundgehalt be- 
kleidet, so bestimmt sich das allgemeine Dienst- 
alter nach dem Tag der Übertragung dieses Amtes. 

§ 19 a 

Entlassung aus dem Dienstverhältnis 

(1) Der Richter ist entlassen, 

1. wenn er die Eigenschaft als Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
verliert, 

2. wenn er ohne Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde seinen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Ausland nimmt, 

3. wenn er in ein öffentlich-rechtliches Dienst- 
oder Amtsverhältnis zu einem anderen 
Dienstherrn tritt, sofern gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, oder 

4. wenn er zum Berufssoldaten oder Soldaten 
auf Zeit ernannt wird. 

In den Fällen der Nummer 3 kann die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem neuen 
Dienstherrn und mit Zustimmung des Richters die 
Fortdauer des Richterverhältnisses neben dem 
neuen Dienst- oder Amtsverhältnis anordnen. 

(2) Der Richter ist zu entlassen, 

1. wenn er sich weigert, den Richtereid (§ 36) 
zu leisten, 

2. wenn er zur Zeit der Ernennung Mitglied 
des Bundestages oder eines Landtages war 
und nicht innerhalb der von der obersten 
Dienstbehörde gesetzten angemessenen 
Frist sein Mandat niederlegt, 

3. wenn er nach Erreichen der Altersgrenze 
berufen worden ist, 

4. wenn er seine Entlassung schriftlich ver- 
langt oder 

5. wenn er die Altersgrenze erreicht oder 
dienstunfähig ist und das Dienstverhältnis 
nicht durch Eintritt in den Ruhestand endet. 

(3) Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter 
auf Zeit kann ohne seine schriftliche Zustimmung 
nur auf Grund rechtskräftiger richterlicher Entschei- 
dung entlassen werden. Die Entlassung eines Rich- 
ters auf Lebenszeit oder eines Richters auf Zeit nach 
Absatz 1 kann erst geltend gemacht werden, nach- 
dem ein Gericht sie rechtskräftig festgestellt hat. 
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§ 19 b 

Entlassung eines Richters auf Probe 

( 1 ) Ein Richter auf Probe kann zum Ablauf des 
sechsten, zwölften, achtzehnten oder vierundzwan- 
zigsten Monats nach seiner Ernennung entlassen 
werden. 

(2) Ein Richter auf Probe kann zum Ablauf des 
dritten oder vierten Jahres entlassen werden, 

1. wenn er für das Richteramt nicht geeignet 
ist oder 

2. wenn ein Richterwahlausschuß seine Über- 
nahme in das Richterverhältnis auf Lebens- 
zeit oder auf Zeit ablehnt. 

(3) Ein Richter auf Probe kann ferner bei einem 
Verhalten, das bei Richtern auf Lebenszeit eine im 
förmlichen Disziplinarverfahren zu verhängende 
Disziplinarstrafe zur Folge hätte, entlassen werden. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist die 
Entlassungsverfügung dem Richter mindestens sechs 
Wochen vor dem Entlassungstag mitzuteilen. 


§ 19 c 

Entlassung eines Richters kraft Auftrags 

Für die Beendigung des Richterverhältnisses kraft 
Auftrags gelten die Vorschriften über die Beendi- 
gung des Richterverhältnisses auf Probe entspre- 
chend. 


§ 19 d 

Beendigung des Dienstverhältnisses 
durch richterliche Entscheidung 

Wird gegen einen Richter durch Urteil eines deut- 
schen Gerichts im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erkannt auf 

1. Zuchthaus, 

2. Gefängnis von einem Jahr oder längerer Dauer 
wegen vorsätzlich begangener Tat, 

3. Gefängnis wegen vorsätzlicher hochverräteri- 
scher, staatsgefährdender oder landesverräteri- 
scher Handlung, 

4. Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, 

5. Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter oder 

6. Verwirkung eines Grundrechts gemäß Artikel 18 
des Grundgesetzes, 

so endet das Richterverhältnis mit der Rechtskraft 
dieses Urteils, ohne daß es einer weiteren gericht- 
lichen Entscheidung bedarf. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Unabhängigkeit des Richters 

§ 20 

Grundsatz 

(1) Der Richter ist unabhängig und nur dem Ge- 
setz unterworfen. 

(2) Der Staat schützt den Richter in seiner Un- 
abhängigkeit. 

§ 21 

Unzulässige Einilußnahmen 

Empfehlungen und andere Einflußnahmen, die ge- 
eignet sind, den Richter in seiner Unabhängigkeit 
zu beeinträchtigen, sind unzulässig. 

§ 22 

Dienstaufsicht 

(1) Der Richter unterliegt einer Dienstaufsicht. 


(2) Die Dienstaufsicht umfaßt auch die Befugnis, 
die ordnungswidrige Ausführung eines Amtsge- 
schäfts zu rügen und zu seiner ordnungsgemäßen, 
unverzögerten Erledigung zu ermahnen. 

(3) Ist eine Maßnahme der Dienstaufsicht ge- 
eignet, den Richter in der Freiheit seiner Entschei- 
dung zu beeinträchtigen, so stellt ein Gericht auf 
Antrag des Richters die Unzulässigkeit der Maß- 
nahme fest, 

§ 23 

Übertragung eines Richteramts 

(1) Dem Richter auf Lebenszeit und dem Richter 
auf Zeit ist ein Richteramt bei einem bestimmten 
Gericht zu übertragen. 

(2) Ihm kann ein weiteres Richteramt bei einem 
anderen Gericht übertragen werden, soweit ein Ge- 
setz dies zuläßt. 

§ 24 

Besetzung der Gerichte mit Richtern auf 
Lebenszeit 

(1) Die Gerichte dürfen nur in der Besetzung mit 
Richtern auf Lebenszeit tätig werden, soweit nicht 
ein Bundesgesetz etwas anderes zuläßt. 

(2) Vorsitzender eines Gerichts darf nur ein 
Richter sein. Wird ein Gericht in einer Besetzung 
mit mehreren Richtern tätig, so muß ein Richter 
auf Lebenszeit den Vorsitz führen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
VIERTER ABSCHNITT 

Unabhängigkeit des Richters 
§ 20 

Grundsatz 

(1) unverändert 

Absatz 2 entfällt 


§ 21 

entfällt 


§ 22 

Dienstaufsicht 

(1) Der Richter untersteht einer Dienstaufsicht 

nur, soweit nicht seine Unabhängigkeit beeinträch- 
tigt wird. 

(2) Die Dienstaufsicht umfaßt vorbehaltlich des 
Absatzes 1 auch die Befugnis, die ordnungswidrige 
Art der Ausführung eines Amtsgeschäfts vorzuhal- 
ten und zu ordnungsgemäßer, unverzögerter Erle- 
digung der Amtsgeschäfte zu ermahnen. 

(3) Behauptet der Richter, daß eine Maßnahme 
der Dienstaufsicht seine Unabhängigkeit beeinträch- 
tige, so entscheidet auf Antrag des Richters ein Ge- 
richt nach Maßgabe dieses Gesetzes. 

§ 23 

unverändert 


§ 24 

Besetzung der Gerichte mit Richtern auf 
Lebenszeit 

(1) Als Richter dürfen bei einem Gericht nur 

Richter auf Lebenszeit tätig werden, soweit nicht 
ein Bundesgesetz etwas anderes bestimmt. 

(2) unverändert 
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§ 25 

Besetzung der Gerichte 

mit Richtern auf Probe, Richtern kraft Auftrags 
und abgeordneten Richtern 

(1) Bei einer gerichtlichen Entscheidung darf 
nicht mehr als ein Richter auf Probe oder ein Rich- 
ter kraft Auftrags oder ein abgeordneter Richter 
mitwirken. Er muß als solcher bezeichnet werden. 

(2) Im ersten Jahr nach seiner Ernennung soll 
ein Richter auf Probe in der Regel nur gemeinsam 
mit anderen Richtern entscheiden. 

(3) Die Zahl der Richter auf Probe und der Rich- 
ter kraft Auftrags darf für jeden Gerichtszweig 
in einem Land insgesamt zwanzig vom Hundert 
der Planstellen für Richter nicht überschreiten. Je- 
doch dürfen in einem Gerichtszweig zwei Richter 
auf Probe oder kraft Auftrags verwendet werden. 

§ 26 

Versetzung und Amtsenthebung 

(1) Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter 
auf Zeit kann ohne seine schriftliche Zustimmung 
nur 

1. im Verfahren über die Richteranklage (Ar- 
tikel 98 Abs. 2 und 5 des Grundgesetzes), 

2. im förmlichen Disziplinarverfahren, 

3. im Interesse der Rechtspflege (§ 27), 

4. bei Veränderung der Gerichtsorganisation 
(§ 28) 

in ein anderes Amt versetzt oder seines Amtes ent- 
hoben werden. 

(2) Die Versetzung oder Amtsenthebung kann 
• — außer im Fall des Absatzes 1 Nr. 4 — nur auf 
Grund richterlicher Entscheidung ausgesprochen 
werden. 

(3) Der Versetzung steht es gleich, wenn ein 
Richter, der mehrere Richterämter innehat, eines 
Amtes enthoben wird. 

§ 27 

Versetzung im Interesse der Rechtspflege 

Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter auf 
Zeit kann 

1. in ein anderes Riditeramt mit gleichem End- 
grundgehalt, 

2. in den einstweiligen Ruhestand oder 

3. in den Ruhestand 

versetzt werden, wenn Tatsachen außerhalb seiner 
richterlichen Tätigkeit sein Ansehen oder seine Tä- 
tigkeit in dem bisherigen Richteramt dauernd so 
schwer beeinträchtigen, daß die Maßnahme im In- 
teresse der Rechtspflege geboten ist. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 25 

t 

Besetzung der Gerichte 

mit Richtern auf Probe, Richtern kraft Auftrags 
und abgeordneten Richtern 

(1) Bei einer gerichtlichen Entscheidung darf 
nicht mehr als ein Richter auf Probe oder ein Rich- 
ter kraft Auftrags oder ein abgeordneter Richter 
mitwirken. Er muß als solcher in der Entscheidung 
erkenntlich sein. 

Absatz 2 entfällt 


Absatz 3 entfällt 


§ 26 

Versetzung und Amtsenthebung 

(1) unverändert 


(2) Die Versetzung oder Amtsenthebung kann 
— außer im Fall des Absatzes 1 Nr. 4 — - nur auf 
Grund rechtskräftiger richterlicher Entscheidung 
ausgesprochen werden. 

(3) unverändert 


§ 27 

Versetzung im Interesse der Rechtspflege 

Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter auf 
Zeit kann 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

versetzt werden, wenn Tatsachen außerhalb seiner 
richterlichen Tätigkeit eine Maßnahme dieser Art 
zwingend gebieten, um eine schwere Beeinträchti- 
gung der Rechtspflege abzuwenden. 
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§ 28 

Veränderung der Gerichtsorganisation 

(1) Bei einer Veränderung in der Einrichtung der 
Gerichte oder ihrer Bezirke kann einem auf Lebens- 
zeit oder auf Zeit ernannten Richter dieser Gerichte 
ein anderes Richteramt übertragen werden. Ist eine 
Verwendung in einem Richteramt mit gleichem End- 
grundgehalt nicht möglich, so kann ihm ein Richter- 
amt mit geringerem Endgrundgehalt übertragen 
werden. 

(2) Ist die Übertragung eines anderen Richter- 
amts nicht möglich, so kann der Richter seines 
Amtes enthoben werden. Ihm kann jederzeit ein 
neues Richteramt, auch mit geringerem Endgrund- 
gehalt, übertragen werden. 

(3) Die Übertragung eines anderen Richteramts 
(Absatz 1) und die Amtsenthebung (Absatz 2 Satz 1) 
können nicht später als drei Monate nach Inkraft- 
treten der Veränderung ausgesprochen werden. 

§ 29 

Belassung des vollen Gehalts 

(1) In den Fällen des § 28 erhält der Richter sein 
bisheriges Grundgehalt einschließlich ruhegehalt- 
fähiger oder unwiderruflicher Stellenzulagen und 
steigt in den Dienstaltersstufen seiner bisherigen 
Besoldungsgruppe weiter auf. Im übrigen richten 
sich die Dienstbezüge nach den allgemeinen besol- 
dungsi-echtlichen Vorschriften. Soweit ihre Höhe 
durch den dienstlichen Wohnsitz bestimmt ist, ist 
bei Amtsenthebung (§ 28 Abs. 2 Satz 1) der letzte 
dienstliche Wohnsitz maßgebend. 

(2) Der seines Amtes enthobene Richter gilt für 
die Anwendung der Vorschriften über das Ruhen 
der Versorgungsbezüge und über das Zusammen- 
treffen mehrerer Versorgungsbezüge als Richter im 
Ruhestand. 

§ 30 

Entlassung und Rücknahme der Ernennung 

Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter auf 
Zeit kann ohne seine schriftliche Zustimmung nur 
auf Grund richterlicher Entscheidung entlassen oder 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver- 
setzt werden. Dasselbe gilt für die Rücknahme der 
Ernennung eines Richters. 

§ 31 

Niditigkelt der Ernennung 

Die Nichtigkeit einer Ernennung zum Richter auf 
Lebenszeit oder zum Richter auf Zeit kann erst gel- 
tend gemacht werden, nachdem ein Gericht sie 
festgestellt hat. 
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§ 28 

unverändert 


§ 29 

unverändert 


§ 30 

Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit 

Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter auf 
Zeit kann ohne seine schriftliche Zustimmung nur 
auf Grund rechtskrättiger richtc^rlicher Entscheidung 
wegen Dienstunfahigkeil in den Ruhestand versetzt 
werden. 

§ 31 

entfällt hier 

siehe § 18 a Abs. 3 
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§ 32 

Beendigung des Dienstverhältnisses 
durch richterliche Entsdieidung 

Wird gegen einen Richter auf Lebenszeit oder 
einen Richter auf Zeit durch Urteil eines deutschen 
Gerichts im Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
kannt auf 

1. Zuchthaus, 

2. Gefängnis von einem Jahr oder längerer Dauer 
wegen vorsätzlich begangener Tat, 

3. Gefängnis von sechs Monaten oder längerer 
Dauer wegen vorsätzlicher hochverräterischer, 
staatsgefährdender oder landesverräterischer 
Handlung, 

4. Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder 

5. Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter, 

so endet das Richterverhältnis mit der Rechtskraft 
dieses Urteils, ohne daß es einer weiteren gericht- 
lichen Entscheidung bedarf. 

§ 33 

Vorläufige Untersagung der Amtsgeschäfte 

In einem Verfahren nach §§ 26, 30 oder 31 kann 
das Gericht auf Antrag dem Richter die Führung 
seiner Amtsgeschäfte vorläufig untersagen. 

§ 34 

Mitgliedschaft 

in einer Volksvertretung oder Regierung 

siehe § 38 Abs. 2 Satz 1 


Nimmt ein Richter die Wahl in den Deutschen 
Bundestag oder in die gesetzgebende Körperschaft 
eines Landes an oder wird ein Richter mit seiner 
Zustimmung zum Mitglied der Bundesregierung 
oder der Regierung eines Landes ernannt, so enden 
das Recht und die Pflicht zur Wahrnehmung des 
Richteramts ohne gerichtliche Entscheidung nach 
näherer Bestimmung der Gesetze. 

§ 35 

Abordnung 

(1) Ein Richter auf Lebenszeit oder ein Richter 
auf Zeit darf nur mit seiner Zustimmung abgeordnet 
werden. 

(2) Die Abordnung ist auf eine bestimmte Zeit 
auszusprechen. An dieselbe Verwaltungsbehörde 
darf der Richter nicht länger als drei Jahre ab- 
geordnet werden. 
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§ 32 

entfällt hier 

siehe § 19d 


§ 33 

Vorläufige Untersagung der Amtsgeschäfte 

In einem Verfahren nach § 18 a Abs. 3, § 18 b 
Abs. 3, § 19 a Abs. 3, §§ 26 und 30 kann das Gericht 
auf Antrag dem Richter die Führung seiner Amts- 
geschäfte vorläufig untersagen. 

§ 34 

Mitgliedschaft 

in einer Volksvertretung oder Regierung 

( 1 ) Nimmt ein Richter die Aufstellung als Be- 
werber für die Wahl zum Abgeordneten des Bun- 
destages oder einer gesetzgebenden Körperschaft 
eines Landes an, so ist er von diesem Tage, frühe- 
stens jedoch zwei Monate vor dem Wahltage, bis 
zum Ablauf von zwei Wochen nach dem Wahltage 
mit vollen Dienstbezügen beurlaubt. 

(2) Nimmt ein Richter die Wahl in den Deutschen 
Bundestag oder in die gesetzgebende Körperschaft 
eines Landes an oder wird ein Richter mit seiner 
Zustimmung zum Mitglied der Bundesregierung 
oder der Regierung eines Landes ernannt, so enden 
das Recht und die Pflicht zur Wahrnehmung des 
Richteramts ohne gerichtliche Entscheidung nach 
näherer Bestimmung der Gesetze. 

§ 35 

Abordnung 

(1) unverändert 

(2) Die Abordnung ist auf eine bestimmte Zeit 
auszusprechen. 


39 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2785 


Entwurf 

(3) Zur Vertretung eines Richters darf ein Richter 
auf Lebenszeit oder ein Richter auf Zeit ohne seine 
Zustimmung längstens für zusammen zwei Monate 
innerhalb eines Geschäftsjahres an andere Gerichte 
desselben Gerichtszweigs abgeordnet werden. 


FÜNFTER ABSCEINITT 

Besondere Pflichten des Richters 

§ 36 

Richtereid 

(1) Der Richter hat folgenden Eid in öffentlicher 
Sitzung eines Gerichts zu leisten: 

„Ich schwöre, das Richteramt getreu dem 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und getreu dem Gesetz auszuüben, nach 
bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen 
der Person zu urteilen und nur der Wahrheit 
und Gerechtigkeit zu dienen, so wahr mir 
Gott helfe.“ 

(2) Der Eid kann ohne die Worte „so wahr mir 
Gott helfe" geleistet werden. 

(3) In den Eid kann für Richter im Landesdienst 
eine Verpflichtung auf die Landesverfassung auf- 
genommen werden. 

§ 37 

Wahrung der Unabhängigkeit 

(1) Der Richter hat seine innere und äußere Un- 
abhängigkeit zu wahren. 

(2) Der Richter soll sich innerhalb und außerhalb 
seines Amtes so verhalten, daß das Vertrauen in 
seine Unabhängigkeit nicht gefährdet wird. 

§ 38 

Politische Tätigkeit 

(1) Ein Richter darf sich, abgesehen von der 
bloßen Mitgliedschaft in einer politischen Partei 
und unbeschadet der Ausübung des aktiven Wahl- 
rechts, nicht parteipolitisch betätigen. 

(2) Nimmt ein Richter die Aufstellung als Bewer- 
ber für die Wahl zum Abgeordneten des Bundes- 
tages oder einer gesetzgebenden Körperschaft eines 
Landes an, so ist er von diesem Tage, frühestens 
jedoch zwei Monate vor dem Wahltage, bis zum 
Ablauf von zwei Wochen nach dem Wahltage mit 
vollen Dienstbezügen beurlaubt. In dieser Zeit darf 
er sich parteipolitisch betätigen. 

(3) Ein Richter darf sich nicht für die Wahl in 
eine V ertretungskörperschaft einer Gemeinde oder 
eines Gemeindeverbandes aufstellen lassen. 
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(3) Zur Vertretung eines Richters darf ein Rich- 
ter auf Lebenszeit oder ein Richter auf Zeit ohne 
seine Zustimmung längstens für zusammen drei 
Monate innerhalb eines Geschäftsjahres an andere 
Gerichte desselben Gerichtszweigs abgeordnet wer- 
den. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Besondere Pflichten des Richters 

§ 36 

Richtereid 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Der Eid kann für Richter im Landesdienst 
eine Verpflichtung auf die Landesverfassung ent- 
halten und statt vor einem Gericht in anderer Weise 
öffentlich geleistet werden. 

§ 37 

Wahrung der Unabhängigkeit 
Absatz 1 entfällt 

(2) Der Richter hat sich innerhalb und außerhalb 
seines Amtes, auch bei politischer Betätigung^ so zu 
verhalten, daß das Vertrauen in seine Unabhängig- 
keit nicht gefährdet wird. 

§ 38 

Politische Tätigkeit 
Absatz 1 entfällt 


Absatz 2 entfällt hier 

siehe § 34 Abs. 1 


Absatz 3 entfällt 
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§ 39 

Schiedsrichter und Schlichter 

(1) Eine Nebentätigkeit als Schiedsrichter oder 
Schiedsgutachter darf dem Richter nur genehmigt 
werden, wenn die Parteien des Schiedsvertrags 
ihn gemeinsam beauftragen oder wenn er von einer 
unbeteiligten Stelle benannt ist. 


(2) Ein Richter darf nicht Schlichter in Streitig- 
keiten zwischen Vereinigungen oder zwischen die- 
sen und Dritten sein. 

§ 40 

Rechtsgutachten 

(1) Ein Richter darf weder Rechtsgutachten erstat- 
ten noch entgeltlich Rechtsauskünfte erteilen. 


(2) Ein ordentlicher Professor der Rechte, der 
gleichzeitig Richter ist, darf mit Genehmigung der 
obersten Dienstbehörde der Gerichtsverwaltung 
Rechtsgutachten erstatten und Rechtsauskünfte er- 
teilen. Die Genehmigung darf allgemein oder für 
den Einzelfall nur erteilt werden, wenn die richter- 
liche Tätigkeit des Professors nicht über den Um- 
fang einer Nebentätigkeit hinausgeht und nicht zu 
besorgen ist, daß dienstliche Interessen beeinträch- 
tigt werden. 

§ 41 

Nebentätigkeiten in der Rechtspflege 

Ein Richter ist zu einer Nebentätigkeit (Neben- 
amt, Nebenbeschäftigung) nur in der Rechtspflege 
und in der Gerichtsverwaltung verpflichtet. 

§ 42 

Beratungsgeheimnis 

Der Richter hat über den Hergang bei der Bera- 
tung und Abstimmung auch nach Beendigung seine.s 
Dienstverhältnisses zu schweigen. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Ehrenamtliche Beisitzer 

§ 43 

Bestellung und Abberufung 
des ehrenamtlichen Beisitzers 

(1) Ein ehrenamtlicher Beisitzer kann nur unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen und für die ge- 
setzlich bestimmten Aufgaben bestellt werden. 
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§ 39 

Schiedsrichter und Schlichter 

(1) Eine Nebentätigkeit als Schiedsrichter oder 
Schiedsgutachter darf dem Richter nur genehmigt 
werden, wenn die Parteien des Schiedsvertrags ihn 
gemeinsam beauftragen oder wenn er von einer un- 
beteiligten Stelle benannt ist. Die Genehmigung ist 
zu versagen, wenn der Richter zur Zeit der Ent- 
scheidung über die Erteilung der Genehmigung mit 
der Sache befaßt ist oder nach der Geschäftsver- 
teilung befaßt werden kann. 

(2) Auf eine Nebentätigkeit als Schlichter in 
Streitigkeiten zwischen Vereinigungen oder zwi- 
schen diesen und Dritten ist Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 40 

Rechtsgutachten 

(1) Ein Richter darf weder außerdienstlich Rechts- 
gutachten erstatten noch entgeltlich Rechtsauskünfte 
erteilen. 

(2) Ein beamteter Professor der Rechte oder der 
politischen Wissenschaften, der gleichzeitig Richter 
ist, darf mit Genehmigung der obersten Dienstbe- 
hörde der Gerichtsverwaltung Rechtsgutachten er- 
statten und Rechts au skünfte erteilen. Die Geneh- 
migung darf allgemein oder für den Einzelfall nur 
erteilt werden, wenn die richterliche Tätigkeit des 
Professors nicht über den Umfang einer Neben- 
tätigkeit hinaus geht und nicht zu besorgen ist, daß 
dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 

§ 41 

unverändert 


§ 42 

unverändert 


SECHSTER ABSCHNITT 
Ehrenamtliche Richter 

§ 43 

Bestellung und Abberufung 
des ehrenamtlichen Richters 

(1) Ehrenamtliche Richter dürfen bei einem Ge- 
richt nur auf Grund eines Gesetzes und unter den 
gesetzlich bestimmten Voraussetzungen tätig wer- 
den. 
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(2) Ein ehrenamtlicher Beisitzer kann vor Ablauf 
seiner Amtszeit nur unter den gesetzlich bestimm- 
ten Voraussetzungen und gegen seinen Willen nur 
durch Entscheidung eines Gerichts abberufen werden. 

§ 44 

Unabhängigkeit und besondere Pflichten 
des ehrenamtlichen Beisitzers 

(1) Der ehrenamtliche Beisitzer ist in gleichem 
Maße wie ein Richter unabhängig. Er hat seine 
Pflichten getreu dem Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland und getreu dem Gesetz zu er- 
füllen, nach bestem Wissen und Gewissen ohne An- 
sehen der Person zu urteilen und nur der Wahrheit 
und Gerechtigkeit zu dienen. 

(2) Im übrigen bestimmen sich die Rechte und 
Pflichten der ehrenamtlichen Beisitzer nach den für 
die einzelnen Gerichtszweige geltenden Vorschriften. 

(3) Der ehrenamtliche Beisitzer hat das Bera- 
tungsgeheimnis zu wahren (§ 42). 


ZWEITER TEIL 

Richter im Bundesdienst 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 45 

Geltung des Bundesbeamtenredits 

Für die Rechtsverhältnisse der Richter im Bundes- 
dienst gelten die Vorschriften für Bundesbeamte 
entsprechend, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 
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(2) Ein ehrenamtlicher Richter kann vor Ablauf 
seiner Amtszeit nur unter den gesetzlich bestimm- 
ten Voraussetzungen und gegen seinen Willen nur 
durch Entscheidung eines Gerichts abberufen wer- 
den. 

§ 44 

Unabhängigkeit und besondere Pflichten 
des ehrenamtlichen Richters 

(1) Der ehrenamtliche Richter ist in gleichem 
Maße wie ein Berufsrichter unabhängig. Er hat seine 
Pflichten getreu dem Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland und getreu dem Gesetz zu er- 
füllen, nach bestem Wissen und Gewissen ohne An- 
sehen der Person zu urteilen und nur der Wahrheit 
und Gerechtigkeit zu dienen. 

(2) Im übrigen bestimmen sich die Rechte und 
Pflichten der ehrenamtlichen Richter nach den für 
die einzelnen Gerichtszweige geltenden Vorschriften. 

(3) unverändert 


ZWEITER TEIL 

Richter im Bundesdienst 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 45 

Geltung des Bundesbeamtenrechts 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Rechtsverhältnisse der Richter im 
Bundesdienst bis zu einer besonderen Regelung die 
Vorschriften für Bundesbeamte entsprechend. 


§ 46 

Bundespersonalausschuß 
in Angelegenheiten der Richter 

In Angelegenheiten der Richter im Bundesdienst 
wirkt im Bundespersonalausschuß als weiteres stän- 
diges ordentliches Mitglied der Leiter der Personal- 
abteilung des Bundesministeriums der Justiz mit. 
Die Zahl der nichtständigen Mitglieder beträgt fünf. 
Sie und ihre Stellvertreter müssen Richter auf Le- 
benszeit im Bundesdienst sein. Sie werden vom 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit 
den beteiligten Bundesministern vorgeschlagen, 
davon vier und ihre Stellvertreter auf Grund einer 
Benennung durch die Spitzenorganisationen der 
Berufsverbände der Richter. 


§ 46 

Bun desp e rs onalaus schuß 
in Angelegenheiten der Richter 

In Angelegenheiten der Richter im Bundesdienst 
wirkt im Bundespersonalausschuß als weiteres stän- 
diges ordentliches Mitglied der Leiter der Personal- 
abteilung des Bundesministeriums der Justiz mit, 
dessen Stellvertreter ein anderer Beamter des Bun- 
desministeriums der Justiz ist. Nichtständige or- 
dentliche Mitglieder sind vier Richter; sie und ihre 
Stellvertreter müssen Richter auf Lebenszeit im 
Bundesdienst sein. Der Beamte des Bundesministe- 
riums der Justiz und die Richter werden vom Bun- 
desminister der Justiz im Einvernehmen mit den 
beteiligten Bundesministern vorgeschlagen, davon 
drei Richter und ihre Stellvertreter auf Grund einer 
Benennung durch die Spitzenorganisationen der Be- 
rufsverbände der Richter. 
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§ 47 

Eintritt in den Ruhestand 

(1) Die Richter auf Lebenszeit an den oberen 
Bundesgerichten treten mit dem Ende des Monats 
in den Ruhestand, in dem sie das achtundsechzigste 
Lebensjahr vollenden, die übrigen Richter mit dem 
Ende des Monats, in dem sie das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollenden. 

(2) Der Eintritt in den Ruhestand kann nidit 
hinausgeschoben werden. 

(3) Auf seinen Antrag ist ein Richter auf Lebens- 
zeit frühestens drei Jahre vor Erreichen der Alters- 
grenze in den Ruhestand zu versetzen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Richtervertretungen 

§ 48 

Richterrat und Präsidialrat 

Bei den Gerichten des Bundes werden als Richter- 
vertretungen errichtet 

1. Richterräte für die Beteiligung an allgemeinen 
und sozialen Angelegenheiten, 

2. Präsidialräte für die Beteiligung an der Er- 
nennung eines Richters. 

§ 49 

Zusammensetzung des Richterrats 

(1) Bei jedem oberen Bunde sge rieht wird ein 
Richter rat, bei dem Bundesdisziplinarhof zugleich 
für die Bundesdisziplinarkammern, errichtet. Er be- 
steht bei dem 

1. Bundesgerichtshof 

aus fünf gewählten Richtern, 

2. Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanz- 
hof, Bundesarbeitsgericht und Bundessozial- 
gericht 

aus je drei gewählten Richtern, 

3. Bundesdisziplinarhof 

aus insgesamt drei gewählten Richtern des 
Bundesdisziplinarhofs oder der Biindes- 
disziplinarkammern. 


(2) Für die Richter der Truppendienstgerichte 
wird ein Richterrat aus drei gewählten Richtern er- 
richtet. Der Richterrat bestimmt seinen Sitz bei 
einem Truppendienstgeridit. 

(3) Der Präsident des Gerichts und sein stän- 
diger Vertreter können dem Richterrat nicht an- 
gehören. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 47 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Richtervertretungen 

§ 48 

unverändert 


§ 49 

Zusammensetzung des Richterrats 

(1) Der Richterrat besteht bei dem 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Bundesdisziplinarhof 

aus drei Richtern, von denen die Richter 
des Bundesdisziplinarhofs zwei und die 
Richter der Bundesdisziplinarkammern 

einen Richter wählen. 

(la) Der Richterrat bei dem Bundespatentgericht 
besteht aus fünf gewählten Richtern. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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§ 50. 

Wahl des Richterrats 

(1) Die Mitglieder des Richterrats und eine 
gleiche Anzahl von Stellvertretern werden auf je- 
weils vier Jahre geheim und unmittelbar gewählt. 

(2) Zur Vorbereitung der Wahl beruft der Prä- 
sident des Gerichts, bei den Truppendienstgerichten 
der lebensälteste Richter, eine Versammlung der 
Richter ein. Die Versammlung beschließt unter dem 
Vorsitz des lebensältesten Richters das Wahlver- 
fahren. 

§ 51 

Aufgaben des Richterrats 

Für die Befugnisse und Pflichten des Richterrats 
gelten §§ 55 bis 68, 73 des Personalvertretungs- 
gesetzes sinngemäß. 

§ 52 

Gemeinsame Aufgaben von Richterrat 
und Personal Vertretung 

(1) Sind an einer Angelegenheit sowohl der Rich- 
terrat als auch die Personalvertretung beteiligt, so 
entsendet der Richterrat für die gemeinsame Be- 
schlußfassung Mitglieder in die Personalvertretung. 

(2) Die Zahl der entsandten Mitglieder des Rich- 
terrats muß zur Zahl der Richter im gleichen Ver- 
hältnis stehen wie die Zahl der Mitglieder der 
Personalvertretung zu der Zahl der Beamten, An- 
gestellten und Arbeiter. Jedoch entsendet der Rich- 
terrat mindestens die in § 13 Abs. 3 und Abs. 5 
Satz 1 des Personalvertretungsgesetzes bestimmte 
Zahl von Mitgliedern. 

§ 53 

Bildung des Präsidialrats 

(1) Bei jedem oberen Bundesgericht wird ein 
Präsidialrat, bei dem Bundesdisziplinarhof zugleich 
für die Bundesdisziplinarkammern und die Truppen- 
dienstgerichte, errichtet. Er besteht bei 

1 . dem Bundesgerichtshof aus dem Präsiden- 
ten oder seinem ständigen Vertreter als 
Vorsitzendem, drei vom Richterrat gewähl- 
ten Richtern und drei vom Präsidium aus 
seiner Mitte gewählten Mitgliedern, 

2. den übrigen oberen Bundesgerichten aus 
dem Präsidenten oder seinem ständigen 
Vertreter als Vorsitzendem, zwei vom 
Richter rat gewählten Richtern und zwei 
vom Präsidium aus seiner Mitte gewählten 
Mitgliedern. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 50 

unverändert 


§ 51 

unverändert 


§ 52 

unverändert 


§ 53 

Bildung des Präsidialrats 

(1) Bei jedem oberen Bundesgericht wird ein Prä- 
sidialrat errichtet. Der Präsidialrat beim Bundesdis- 
ziplinarhof ist zugleich für die Bundesdisziplinar- 
kammern und die Truppendienstgerichte zuständig. 
Er besteht bei 

1 . dem Bundesgerichtshof aus dem Präsidenten 
als Vorsitzendem, seinem ständigen Ver- 
treter, zwei vom Präsidium aus seiner 
Mitte gewählten Mitgliedern und drei wei- 
teren Mitgliedern, 

2. den anderen oberen Bundesgerichten aus 
dem Präsidenten als Vorsitzendem, seinem 
ständigen Vertreter, einem vom Präsidium 
aus seiner Mitte gewählten Mitglied und 

zwei weiteren Mitgliedern. 

Ist kein ständiger Vertreter ernannt, so wirkt an 
seiner Stelle der dienstälteste, bei gleichem Dienst- 
alter der lebensälteste Senatspräsident mit. Die wei- 
teren Mitglieder werden von den Richtern des Ge- 
richts, bei dem der Präsidialrat errichtet ist, geheim 
und unmittelbar gewählt. § 50 Abs. 2 gilt entspre- 
chend. 
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(2) Dem Präsidialrat beim Bundesdisziplinarhof 
soll mindestens ein Richter eines Wehrdienstsenats 
und ein vom Richterrat gewählter Richter der Bun- 
desdisziplinarkammern angehören. In Angelegen- 
heiten der Richter der Truppendienstgerichte treten 
an die Stelle der beiden vom Richterrat des Bundes- 
disziplinarhofs gewählten Richter zwei vom Richter- 
rat der Truppendienstgerichte gewählte Richter. 


(3) Die Amtszeit des Präsidialrats beträgt vier 
Jahre. 

§ 54 

Aufgabe des Präsidialrats 

Vor jeder Ernennung oder Wahl eines Richters 
ist der Präsidialrat des Gerichts, bei dem der Rich- 
ter verwendet werden soll, zu beteiligen. Das 
gleiche gilt, wenn einem Richter ein Richteramt an 
einem Gericht eines anderen Gerichtszweigs über- 
tragen werden soll. 

§ 55 

Einleitung der Beteiligung 

(1) Die oberste Dienstbehörde beantragt die 
Stellungnahme des Präsidialrats. Dem Antrag sind 
die Bewerbungsunterlagen und die Personal- und 
Befähigungsnachweise beizufügen. Personalakten 
dürfen nur mit Zustimmung des Bewerbers oder 
Richters vorgelegt werden. 

(2) Auf Ersuchen eines Mitglieds eines Richter- 
wahlausschusses hat die oberste Dienstbehörde die 
Stellungnahme zu beantragen. 

§ 56 

Stellungnahme des Präsidialrats 

(1) Der Präsidialrat gibt eine schriftlich begrün- 
dete Stellungnahme ab über die persönliche und 
fachliche Eignung des Bewerbers oder Richters. Die 
Stellungnahme ist zu den Personalakten zu nehmen. 

(2) Der Präsidialrat hat seine Stellungnahme bin- 
nen drei Wochen nach Zugang des Antrags abzu- 
geben. 

(3) Ein Richter darf erst ernannt oder gewählt 
werden, wenn die Stellungnahme des Präsidialrats 
vorliegt oder die Frist des Absatzes 2 verstrichen 
ist. 

§ 57 

Geschäftsführung, Rechtsstellung der Mitglieder 

(1) Die Richtervertretungen regeln ihre Beschluß- 
fassung und Geschäftsführung in einer Geschäfts- 
ordnung. 
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(2) Dem Präsidialrat beim Bundesdisziplinarhof 
soll ein Richter eines Wehrdienstsenats angehören. 
An die Stelle der beiden von den Richtern des Bun- 
desdisziplinarhofs gewählten Mitglieder treten in 
Angelegenheiten der Richter der Bundesdisziplinar- 
kammern zwei von diesen Richtern, in Angelegen- 
heiten der Richter der Truppendienstgerichte zwei 
von den Richtern der Truppendienstgerichte ge- 
wählte Mitglieder. Absatz 1 Satz 5 und 6 gilt ent- 
sprechend. 

(2 a) Für die Richter des Bundespatentgerichts 
wird ein Präsidialrat errichtet; er besteht aus dem 
Präsidenten als Vorsitzendem, seinem ständigen 
Vertreter, zwei vom Präsidium aus seiner Mitte ge- 
wählten Mitgliedern und drei weiteren Mitgliedern. 
Absatz 1 Satz 5 und 6 gilt entsprechend. 

(3) unverändert- 

§ 54 

unverändert 


§ 55 

unverändert 


§ 56 

Stellungnahme des Präsidialrats 

(1) unverändert 


(2) Der Präsidialrat hat seine Stellungnahme 
binnen eines Monats abzugeben. 

(3) unverändert 


§ 57 

unverändert 
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(2) Die Kosten der Richtervertretungen fallen 
dem Haushalt der Gerichte zur Last. Die Gerichts- 
verwaltung stellt Räume und Geschäftsbedarf zur 
Verfügung. 

(3) Die Mitgliedschaft in der Richtervertretung 
ist ein Ehrenamt. Für die Rechte und Pflichten der 
Mitglieder gelten § 42 Abs. 3, § 59 Abs. 1 und § 60 
Abs. 1 und 2 des Personalvertretungsgesetzes sinn- 
gemäß. 


§ 58 

Rechtsweg in Angelegenheiten 
der Richtervertretungen 

Für Rechtsstreitigkeiten aus der Bildung oder 
Tätigkeit der Richtervertretungen steht der Rechts- 
weg zu den Verwaltungsgerichten offen. Das Ver- 
waltungsgericht entscheidet bei Rechtsstreitigkeiten 
aus der gemeinsamen Beteiligung von Richterrat 
und Personalvertretung (§ 52 Abs. 1) nach den Ver- 
fahrensvorschriften und in der Besetzung des § 76 
Abs. 2 und des § 77 des Personalvertretungsgeset- 
zes. 

DRITTER ABSCHNITT 

Dienstgericht des Bundes 

§ 59 

Verfassung des Dienstgerichts 

(1) Für die Richter im Bundesdienst wird als 
Dienstgericht des Bundes ein besonderer Senat des 
Bundesgerichtshofs gebildet. 

(2) Das Dienstgericht des Bundes verhandelt und 
entscheidet in der Besetzung mit einem Vorsitzen- 
den, zwei ständigen Beisitzern und zwei nichtstän- 
digen Beisitzern. Alle Mitglieder müssen Richter 
auf Lebenszeit sein. Die nichtständigen Beisitzer 
müssen dem Gerichtszweig des betroffenen Richters 
angehören. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 57 a 

Abgeordnete Richter 

(1) Ein an ein Gericht des Bundes abgeordneter 
Richter wird zum Richterrat dieses Gerichts wahl- 
berechtigtr sobald die Abordnung länger als drei 
Monate gedauert hat Wird ein Richter im Bundes- 
dienst an ein anderes Gericht oder an eine Verwal- 
tungsbehörde abgeordnet so verliert er sein Wahl- 
recht zum Richterrat bei dem bisherigen Gericht 
nach Ablauf von drei Monaten. 

(2) Ein abgeordneter Richter kann dem Präsidial- 
rat für das Gericht des Bundes, an das er abgeordnet 
ist nicht angehören; er ist für diesen Präsidialrat 
nicht wahlberechtigt. Ein Richter im Bundesdienst 
scheidet mit Beginn der Abordnung aus dem Prä- 
sidialrat seines bisherigen Gerichts aus; seine 
Wahlberechtigung bleibt jedoch unberührt 

§ 58 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Dienstgericht des Bundes 

§ 59 

Verfassung des Dienstgerichts 

(1) unverändert 


(2) Das Dienstgericht des Bundes verhandelt und 
entscheidet in der Besetzung mit einem Vorsitzen- 
den, zwei ständigen Beisitzern und zwei nichtstän- 
digen Beisitzern. Der Vorsitzende und die ständigen 
Beisitzer müssen dem Bundesgerichtshof, die nicht- 
ständigen Beisitzer als Richter auf Lebenszeit dem 
Gerichtszweig des betroffenen Richters angehören. 
Der Präsident eines Gerichts und sein ständiger 
Vertreter können nicht Mitglied des Dienstgerichts 
sein. 
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(3) Das Präsidium des Bundesgerichtshofs be- 
stimmt den Vorsitzenden, die Beisitzer und deren 
Vertreter für fünf Geschäftsjahre. Bei der Heran- 
ziehung der nichtständigen Beisitzer ist es an die 
Reihenfolge in den Vorschlagslisten gebunden, die 
von den Präsidien der oberen Bundesgerichte auf- 
gestellt werden. 

(4) Der Präsident eines Gerichts und sein stän- 
diger Vertreter können nicht Mitglied des Dienst- 
gerichts sein. 

§ 60 

Zuständigkeit des Dienstgeridits 

(1) Das Dienstgericht des Bundes entscheidet end- 
gültig 

l.in Disziplinarsachen, auch der Richter ini 

Ruhestand; 

2. über die Versetzung im Interesse der 

Rechtspflege; 

3. über die 

a) Nichtigkeit einer Ernennung, 

b) Rücknahme einer Ernennung, 

c) Entlassung, 

d) Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit; 

4. bei Anfechtung 

a) einer Maßnahme wegen Veränderung 
der Gerichtsorganisation, 


b) der Entlassung eines Richters auf Probe 
oder kraft Auftrags, 


c) der Heranziehung zu einer Nebentätig- 
keit, 

d) einer Maßnahme der Dienstaufsicht aus 
den Gründen des § 22 Abs. 3. 

(2) Das Dienstgericht des Bundes entscheidet auch 
über die Revision gegen Urteile der Dienstgerichte 
der Länder (§ 78). 

§ 61 

Disziplinarverfahren 

(1) Für das Verfahren in Disziplinarsachen gel- 
ten die Vorschriften der Bundesdisziplinarordnung 
sinngemäß. 

(2) Uber die Einleitung oder Einstellung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens, über die vorläu- 
fige Dienstenthebung, die Einbehaltung von Dienst- 
bezügen sowie über die Aufhebung dieser Maß- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(3) Das Präsidium des Bundesgerichtshofs be- 
stimmt den Vorsitzenden und die Beisitzer sowie 
deren Vertreter für fünf Geschäftsjahre. Bei der 
Hinzuziehung der nichtständigen Beisitzer ist es an 
die Reihenfolge in den Vorschlagslisten gebunden, 
die von den Präsidien der oberen Bundesgerichte 
aufgestellt werden. 

(4) Das Dienstgericht gilt in Disziplinarverfahren 
(§61) als Strafsenat, in Versetzungs- und Prüfungs- 
verfahren (§§ 63, 65) als Zivilsenat im Sinne der 
§§ 132 und 136 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

§ 60 

Zuständigkeit des Dienstgerichts 

(1) Das Dienstgericht des Bundes entscheidet 
endgültig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. bei Richtern auf Lebenszeit oder auf Zeit 

über die 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

4. bei Anfechtung 

a) unverändert 

a^) der Abordnung eines Richters gemäß 
§ 35 Abs. 3, 

b) einer Verfügung, durch die ein Richter 
auf Probe oder kraft Auftrags entlassen, 
durch die seine Ernennung zurüdege- 
nommen oder die Nichtigkeit seiner Er- 
nennung festgestellt oder durch die er 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe- 
stand versetzt wird, 

c) unverändert 

d) unverändert 

(2) unverändert 


§ 61 

Disziplinarverfahren 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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nahmen entscheidet auf Antrag der obersten Dienst- 
behörde das Dienstgericht durch Beschluß, Der Be- 
schluß ist der obersten Dienstbehörde und dem 
Richter zuzustellen. 


§ 62 

Disziplinarstrafen 

(1) Durch Disziplinarverfügung können nur War- 
nung und Verweis ausgesprochen werden. 

(2) Gegen einen Richter bei einem oberen Bun- 
desgericht kann nur auf Gehaltskürzung oder auf 
Entfernung aus dem Dienst erkannt werden. 

§ 63 

Versetzungsverfahren 

(1) Für das Verfahren bei Versetzung im Inter- 
esse der Rechtspflege (Versetzungsverfahren) gel- 
ten die Vorschriften der Bundesdisziplinarordnung 
sinngemäß. 

(2) Das Verfahren wird von der obersten Dienst- 
behörde eingeleitet. An die Stelle der Anschuldi- 
gungsschrift tritt der Antrag des Bundesdisziplinar- 
anwalts. 

(3) Das Gericht erklärt eine der in § 27 vorge- 
sehenen Maßnahmen für zulässig oder weist den 
Antrag zurück. 

§ 64 

Verbindung von Verfahren 

Disziplinarverfahren und Versetzungsverfahren 
können verbunden werden. Bei Verbindung soll das 
Dienstgericht über Bestrafung und Versetzung 
gleichzeitig entscheiden. 

§ 65 

Prüfungsverfahren 

(1) Für das Verfahren in den Fällen des § 60 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 (Prüfungsverfahren) gelten die 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung sinn- 
gemäß. Ein Vorverfahren findet nur in den Fällen 
der Nummer 4 statt. 


(2) Das Verfahren wird in den Fällen des § 60 
Abs. 1 Nr. 3 durch einen Antrag der obersten 
Dienstbehörde, in den Fällen der Nummer 4 durch 
einen Antrag des Richters eingeleitet. 

§ 66 

Urteilsformel im Prüfungsverfahren 

(1) In dem Fall des § 60 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a 
stellt das Gericht die Nichtigkeit fest oder weist 
den Antrag zurück. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(3) Die Aufgaben des Bundesdisziplinaranwalts 
nimmt der Generalbundesanwalt wahr. § 30 b Abs. 2 
der Bundesdisziplinarordnung findet keine Anwen- 
dung. 

§ 62 

Disziplinarstrafen 

(1) unverändert 

(2) Gegen einen Richter bei einem oberen Bun- 
desgericht kann nur Warnung, Geldbuße oder Ent- 
fernung aus dem Dienst verhängt werden. 

§ 63 

V ersetzungsverf ahren 

(1) Für das Verfahren bei Versetzung im Inter- 
esse der Rechtspflege (Versetzungsverfahren) gel- 
ten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung 
sinngemäß. 

(2) Das Verfahren wird durch einen Antrag der 
obersten Dienstbehörde eingeleitet. Ein Vorverfah- 
ren findet nicht statt. Der Oberbundesanwalt wirkt 
an dem Verfahren nicht mit. 

(3) unverändert 

§ 64 

entfällt 


§ 65 

Prüfungsverfahren 

(1) Für das Verfahren in den Fällen des § 60 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 (Prüfungsverfahren) gelten die 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung sinn- 
gemäß. Der Oberbundesanwalt wirkt an dem Ver- 
fahren nicht mit. 

(la) Ein Vorverfahren findet nur in den Fällen 
des § 60 Abs. 1 Nr. 4 statt. 

(2) unverändert 


§ 66 

Urteilsformel im Prüfungsverfahren 

(1) unverändert 
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(2) In den Fällen 'des § 60 Abs. 1 Nr. 3 Buch- (2) In den Fällen des § 60 Abs. 1 Nr. 3 Buch- 


staben b bis d stellt das Gericht die Zulässigkeit 
der Maßnahme fest oder weist den Antrag zurück. 

(3) In den Fällen des § 60 Abs. 1 Nr. 4 Buch- 
staben a bis c hebt das Gericht die angefochtene 
Maßnahme auf oder weist den Antrag zurück. 

(4) In dem Fall des § 60 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe d 
stellt das Gericht die Unzulässigkeit der Maßnahme 
fest oder weist den Antrag zurück. 

§ 67 

Aussetzung von Verfahren 

(1) Ist eine Maßnahme der Dienstaufsicht aus 
den Gründen des § 22 Abs. 3 angefochten und hängt 
die Entscheidung hierüber von dem Bestehen oder 
Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses ab, das 
den Gegenstand eines anderen Verfahrens bildet 
oder bilden kann, so hat das Dienstgericht die Ver- 
handlung bis zur Erledigung des anderen Verfah- 
rens auszusetzen. Der Aussetzungsbeschluß ist zu 
üegründen. 

(2) Ist das Verfahren bei dem anderen Gericht 
noch nicht anhängig, so setzt das Dienstgeridit in 
dem Aussetzungsbeschluß eine angemessene Frist 
zur Einleitung des Verfahrens. Nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist weist es den Antrag ohne weitere 
Sachprüfung zurück. 

(3) Hängt die Entscheidung eines anderen Ge- 
richts als eines Dienstgerichts davon ab, ob eine 
Maßnahme der Dienstaufsicht aus den Gründen des 
§ 22 Abs. 3 unzulässig ist, so hat das Gericht die 
Verhandlung bis zur Erledigung des Verfahrens 
vor dem Dienstgericht auszusetzen. Der Ausset- 
zungsbeschluß ist zu begründen. Absatz 2 gilt sinn- 
gemäß. 


VIERTER ABSCHNITT 

Richter des Bundesverfassungsgerichts 
§ 68 

Beschränkte Geltung dieses Gesetzes 

(1) Für die Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 
nur, soweit sie mit der besonderen Rechtsstellung 
dieser Richter nach dem Grundgesetz und nach 
dem Gesetz über das Bundesverfassungsgericht ver- 
einbar sind. 

(2) Insbesondere gelten für die Richter des 
Bundesverfassungsgerichts nicht die Vorschriften 
über unvereinbare Aufgaben (§ 4), Anfechtung von 
Maßnahmen der Dienstaufsicht (§ 22 Abs. 3), über- 


staben b bis d stellt das Gericht die Zulässigkeit der 
Maßnahme oder die Entlassung fest oder weist den 
Antrag zurück. 

(3) In den Fällen des § 60 Abs. 1 Nr. 4 Buchsta- 
ben a und bis c hebt das Gericht die angefoch- 
tene Maßnahme auf oder weist den Antrag zurück. 

(4) unverändert 


§ 67 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Richter des Bundesverfassungsgerichts 
§ 68 

Beschränkte Geltung dieses Gesetzes 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 
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tragung eines weiteren Richteramts (§ 23 Abs, 2), 
Vorsitz im Gericht (§ 24 Abs. 2), Besetzung der Ge- 
richte mit Richtern auf Probe, Richtern kraft Auf- 
trags und abgeordneten Richtern (§ 25), Versetzung, 
Beendigung des Richterdienstes (§§ 26 bis 33), Mit- 
gliedschaft in einer Volksvertretung oder Regie- 
rung (§ 34), Abordnung (§ 35), Richter auf Probe 
und Richter kraft Auftrags (§§ 11 bis 16), allgemei- 
nes Dienstalter (§ 19), Aufstellung als Wahlbewer- 
ber (§38 Abs. 2), Nebentätigkeiten in der Rechts- 
pflege (§ 41), Richtervertretungen (§§ 48 bis 58) und 
Dienstgericht (§§ 59 bis 67). 

(3) Die Richter des Bundesverfassungsgerichts 
leisten den Richtereid (§ 36) vor dem Bundes- 
präsidenten. 

§ 69 

Bundesrichter als Richter 
des Bundesverfassungsgerichts 

Die Rechte und Pflichten eines Richters an den 
oberen Bundesgerichten ruhen, solange er Mitglied 
des Bundesverfassungsgerichts ist. 


DRITTER TEIL 

Richter im Landesdienst 

§ 70 

Bindung an Rahmenvorschriften 

(1) Die Länder sind verpflichtet, die Rechtsver- 
hältnisse der Richter gemäß §§ 71 bis 81 und, so- 
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, auf der 
Grundlage der §§ 1 bis 120 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes zu regeln. Sie haben dabei die ge- 
meinsamen Interessen von Bund und Ländern zu 
berücksichtigen. 


(2) Für die Richter im Landesdienst gelten §§ 123 
bis 132 des Beamtenrechtsrahmengesetzes ent- 
sprechend. 

§ 71 

Bildung des Richterrats 

In den Ländern sind Richterräte zu bilden. Ihre 
Mitglieder werden durch die Richter unmittelbar 
und geheim aus ihrer Mitte gewählt. 

§ 72 

Aufgaben des Richterrats 

Der Richterrat hat mindestens folgende Aufgaben: 

1. Beteiligung an allgemeinen und sozialen Ange- 
legenheiten der Richter, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Absatz 3 entfällt 

§ 69 

unverändert 


DRITTER TEIL 

Richter im Landesdienst 

§ 70 

Bindung an Rahmenvorschriften 

(1) unverändert 


(la) Soweit die unabhängige Stelle (§§ 61, 62 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes) für Angelegenheiten 
der Richter zuständig ist, muß mindestens die Hälfte 
ihrer Mitglieder Richter sein. 

(2) Für die Richter im Landesdienst gelten §§ 123 
bis 132 des Beamtenrechtsrahmengesetzes entspre- 
chend, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 71 

unverändert 


§ 72 

Aufgaben des Richterrats 

Der Richterrat hat mindestens folgende Aufgaben: 
1. unverändert 
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2. gemeinsame Beteiligung mit der Personalver- 
tretung an allgemeinen und sozialen Ange- 
legenheiten, die sowohl Richter als auch Be- 
dienstete des Gerichts betreffen, 

3. Wahl von MitgliedeTn des Präsidialrats. 


§ 73 

Bildung des Präsidialrats 

(1) Für jeden Gerichtszweig ist ein Präsidialrat 
zu bilden. Für mehrere Gerichtszweige, die der- 
selben obersten Dienstbehörde unterstehen, kann 
durch Gesetz die Bildung eines gemeinsamen Prä- 
sidialrats vorgeschrieben werden. 

(2) Der Präsidialrat besteht aus dem Präsidenten 
eines Gerichts oder seinem ständigen Vertreter als 
Vorsitzendem und aus Richtern, von denen minde- 
stens die Flälfte durch die Richter zu wählen sind. 


§ 74 

Aufgaben des Präsidialrats 

(1) Der Präsidialrat ist an der Ernennung eines 
Richters für ein Amt mit höherem Endgrundgehalt 
als dem eines Eingangsamts zu beteiligen. Er gibt 
eine schriftlich begründete Stellungnahme ab über 
die persönliche und fachliche Eignung des Richters. 

(2) Dem Präsidialrat können weitere Aufgaben 
übertragen werden. 


§ 75 

Altersgrenze 

(1) Die Altersgrenze der Richter ist durch Gesetz 
zu bestimmen. 

(2) Der Eintritt in den Ruhestand kann nicht hin- 
ausgeschoben werden. 

§ 76 

Finrichtung von Dienstgerichten 

(1) In den Ländern sind Dienstgerichte zu bilden. 

(2) Die Dienstgerichte entscheiden in der Be- 
setzung mit einem Vorsitzenden und je zur Hälfte 
mit ständigen und nichtständigen Beisitzern. Alle 
Mitglieder müssen auf Lebenszeit ernannte Richter 
sein. Die nichtständigen Mitglieder müssen dem 
Gerichtszweig des betroffenen Richters angehören. 

(3) Die Mitglieder der Dienstgerichte werden von 
dem Präsidium des Gerichts bestimmt, bei dem das 
Dienstgericht errichtet ist. Der Präsident eines Ge- 
richts oder sein ständiger Vertreter kann nicht Mit- 
glied eines Dienstgerichts sein. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
2. u n \' ü r d n d e r t 


Nummer 3 entfällt 

§ 73 

Bildung des Präsidialrats 

(1) Für jeden Gerichtszweig ist ein Präsidialrat 
zu bilden. Für mehrere Gerichtszweige kann durch 
Gesetz die Bildung eines gemeinsamen Präsidial- 
rats vorgeschrieben werden. 

(2) Der Präsidialrat besteht aus dem Präsidenten 
eines Gerichts als Vorsitzendem und aus Richtern, 
von denen mindestens die Hälfte durch die Richter 
zu wählen sind. 

§ 74 

unverändert 


§ 75 

unverändert 


§ 76 

Errichtung von Dienstgerichten 

(1) unverändert 

(2) Die Dienstgerichte entscheiden in der Beset- 
zung mit einem Vorsitzenden und je zur Hälfte mit 
ständigen und nichtständigen Beisitzern. Alle Mit- 
glieder müssen auf Lebenszeit ernannte Richter sein. 
Die nichtständigen Mitglieder sollen dem Gerichts- 
zweig des betroffenen Richters angehören. 

(3) Die Mitglieder der Dienstgerichte werden von 
dem Präsidium des Gerichts bestimmt, bei dem das 
Dienstgericht errichtet ist. Die Landesgesetzgebung 
kann das Präsidium an Vorschlagslisten, die von 
den Präsidien anderer Gerichte aufgestellt werden, 
binden. Der Präsident eines Gerichts oder sein stän- 
diger Vertreter kann nicht Mitglied eines Dienst- 
gerichts sein. 
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§ 77 

Zuständigkeit des Dienstgerichts 

Das Dienstgericht entscheidet 

1. in Disziplinarsachen, auch der Richter im Ruhe- 
stand; 

2. über die Versetzung im Interesse der Rechts- 
pflege; 

3. über die 

a) Nichtigkeit einer Ernennung, 

b) Rücknahme einer Ernennung, 

c) Entlassung, 

d) Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst- 
unfähigkeit; 

4. bei Anfechtung 

a) einer Maßnahme wegen Veränderung der 
Gerichtsorganisation, 

b) der Entlassung eines Richters auf Probe oder 
kraft Auftrags, 


c) der Heranziehung zu einer Nebentätigkeit, 

d) einer Maßnahme der Dienstaufsicht aus den 
Gründen des § 22 Abs. 3. 

§ 78 

Rechtszug 

(1) Das Verfahren vor den Dienstgerichten be- 
steht aus mindestens zwei Rechtszügen. 

(2) In den Fällen des § 77 Nr. 3 und 4 findet die 
Revision an das Dienstgericht des Bundes statt. 

(3) Die Landesgesetzgebung kann in den Fällen 
des § 77 Nr. 1 und 2 die Revision an das Dienst- 
gericht des Bundes vorsehen. 


siehe § 79 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 77 

Zuständigkeit des Dienstgerichts 

Das Dienstgericht entscheidet 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. bei Richtern auf Lebenszeit oder auf Zeit über 
die 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

4. bei Anfechtung 

a) unverändert 

a^) der Abordnung eines Richters gemäß § 35 
Abs. 3, 

b) einer Verfügung, durch die ein Richter auf 
Probe oder kraft Auftrags entlassen, durch 
die seine Ernennung zurückgenommen oder 
die Nichtigkeit seiner Ernennung festgestellt 
oder durch die er wegen Dienstunfähigkeit 
in den Ruhestand versetzt wird, 

c) unverändert 

d) unverändert 

§ 78 

Rechtszug 

(1) unverändert 

(2) In den Fällen des § 77 Nr. 2, 3 und 4 steht 
den Beteiligten die Revision an das Dienstgericht 
des Bundes nach Maßgabe des § 78 a zu. 

(3) Die Landesgesetzgebung kann in den Fällen 
des § 77 Nr. 1 die Revision an das Dienstgericht 
des Bundes vorsehen. 

§ 78 a 

Revision im Versetzungsverfahren 
und im Prüfungsverfiahren 

(1) Für die Revision im Versetzungsverfahren 
und im Prüfungsverfahren gelten die Vorschriften 
der Verwaltungsgerichtsordnung sinngemäß. Der 
Oberbundesanwalt wirkt an dem Verfahren nicht 
mit. 

(2) Die Revision ist stets zuzulassen. 

(3) Die Revision kann nur darauf gestützt wer- 
den, daß das Urteil auf der Nichtanwendung oder 
unrichtigen Anwendung einer Rechtsnorm beruht. 
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§ 78 b 

Zulässigkeit 

der Revision im Disziplinarverfahren 

(1) Soweit die Landesgesetzgebung im Diszipli- 
narverfahren die Revision an das Dienstgericht des 
Bundes vorgesehen hat (§ 78 Abs. 3), kann die Re- 
vision vorbehaltlich des Absatzes 3 nur eingelegt 
werden, wenn sie von dem Dienstgericht des Lan- 
des zugelassen worden ist. Sie ist nur zuzulassen, 
wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung 
hat oder 

2. das Urteil von einer Entscheidung des 
Dienstgerichts des Bundes abweicht und 
auf dieser Abweichung beruht. 

(2) Die Nichtzulassung der Revision kann selb- 
ständig durch Beschwerde innerhalb zweier Wochen 
nach Zustellung des Urteils angefochten werden. 
Die Beschwerde ist bei dem Gericht einzulegen, des- 
sen Entscheidung angefochten werden soll. In der 
Beschwerdeschrift muß die grundsätzliche Bedeu- 
tung der Rechtssache dargelegt oder die Entschei- 
dung des Dienstgerichts des Bundes, von dem das 
angefochtene Urteil abweicht, bezeichnet werden. 
Die Einlegung der Beschwerde hemmt die Rechts- 
kraft des Urteils. Wird der Beschwerde nicht abge- 
holfen, so entscheidet das Dienstgericht des Bundes 
durch Beschluß. Der Beschluß bedarf keiner Begrün- 
dung, wenn die Beschwerde einstimmig verworfen 
oder zurückgewiesen wird. Mit Ablehnung der Be- 
schwerde durch das Dienstgericht des Bundes wird 
das Urteil rechtskräftig. Wird der Beschwerde statt- 
gegeben, so beginnt mit Zustellung des Beschwerde- 
bescheides die Revisionsfrist. 

(3) Einer Zulassung bedarf es nicht, wenn als 
wesentliche Mängel des Verfahrens gerügt werden, 
daß 

1. das erkennende Gericht nicht vorschrifts- 
mäßig besetzt war, 

2. bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt 
hat, der von der Ausübung des Richteramts 
kraft Gesetzes ausgeschlossen oder wegen 
Besorgnis der Befangenheit mit Erfolg ab- 
gelehnt war, oder 

3. die Entscheidung nicht mit Gründen ver- 
sehen ist. 


§ 78 c 

Revisionsverfahren 
im Disziplinarverfahren 

(1) Die Revision ist bei dem Gericht, dessen Ur- 
teil angefochten wird, innerhalb zweier Wochen 
nach Zustellung des Urteils oder nach Zustellung 
des Beschlusses über die Zulassung der Revision 
schriftlich oder durch schriftlich aufzunehmende Er- 
klärung vor der Geschäftsstelle einzulegen und spä- 
testens innerhalb zweier weiterer Wochen zu be- 
gründen. § 78 a Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Das Dienstgericht des Bundes ist an die in 
dem angefochtenen Urteil getroffenen tatsächlichen 
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§ 79 

Zulässigkeit der Revision 

Die Revision an das Dienstgericht des Bundes 
kann nur darauf gestützt werden, daß das Urteil auf 
der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung 
einer Rechtsnorm beruht. 

§ 80 

Verfahrensvorschriften 

Disziplinarverfahren, Versetzungsverfahren und 
Prüfungsverfahren sind entsprechend § 61 Abs, 2, 
§ 62 Abs, 1, § 63 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 und §§ 64 
bis 67 zu regeln. 

§ 81 

V erf assungsriditer 

Das Landesrecht bestimmt, wieweit dieses Gesetz 
für die Mitglieder des Verfassungsgerichts eines 
Landes gilt. 


VIERTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Änderung von Bundesrecht 

§ 82 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. September 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 513), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 931) wird 
wie folgt geändert: 

1. §§ 2 bis 9 und §10 Abs. 1 werden aufgehoben. 

2. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Feststellungen gebunden, es sei denn, daß zulässige 
und begründete Revisionsgründe gegen diese Fest- 
stellungen vorgebracht sind. 

(3) § 67 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, § 69 Abs. 2, 
§ 73 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und 3 und § 75 der Bun- 
desdisziplinarordnung gelten sinngemäß. Das Urteil 
kann nur auf Zurückweisung der Revision oder auf 
Aufhebung des angefochtenen Urteils lauten. 

§ 79 

entfällt hier 

siehe § 78 a Abs. 3 


§ 80 

Verfahrensvorschriften 

Disziplinarverfahren, Versetzungsverfahren und 
Prüfungsverfahren sind entsprechend § 61 Abs. 2, 
§ 62 Abs. 1, §§63 und 65 bis 67 zu regeln. 

§ 81 

unverändert 


VIERTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Änderung von Bundesrecht 

§ 82 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. September 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 513), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 478), wird wie 
folgt geändert: 

1. §§ 2 bis 9 werden aufgehoben. 

♦ 

2. § 10 erhält folgende Fassung: 

♦ 


„§ 10 

(1) Referendaren, die mindestens zwölf Mo- 
nate im juristischen Vorbereitungsdienst tätig 
sind, kann im Einzelfall die Erledigung von 
Rechtshilfeersuchen mit Ausnahme der Beeidi- 
gung übertragen werden. 
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„(2) Bei Amtsgerichten und Landgerichten 
können Richter kraft Auftrags und Richter auf 
Probe verwendet werden." 

3. § 11, §22 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 werden auf- 
gehoben. 


4. § 70 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beiordnung eines Richters auf Probe 
oder eines Richters kraft Auftrags ist auf eine 
bestimmte Zeit auszusprechen und darf vor Ab- 
lauf dieser Zeit nicht widerrufen werden." 


5. § 78 Abs, 2 und f 118 werden aufgehoben. 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 

(2) Bei Amtsgerichten und Landgerichten 
können Richter auf Probe und Richter kraft 
Auftrags verwendet werden." 

3. § 11 wird aufgehoben. 

♦ 

3a. In § 29 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange- 

^fügt: 

„Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr nach 
seiner Ernennung nicht Vorsitzender sein." 

3b. § 62 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Den Vorsitz in der kleinen Strafkammer (§ 76 
Abs. 2) und in der Kammer für Handelssachen 
(§ 105 Abs. 1) kann auch ein ständiges Mitglied 
des Landgerichts führen, das vom Präsidium für 
die Dauer eines Geschäftsjahres bestimmt wird." 

3c. § 68 wird aufgehoben. 

♦ 

4. unverändert 


4a. § 77 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) An die Stelle des Amtsrichters tritt für 
die Auslosung der Reihenfolge, in der die Haupt- 
schöffen an den einzelnen ordentlichen Sit- 
zungen der Strafkammern teilnehmen, der Land- 
geriditspräsident. Die Entscheidung darüber, 
ob ein Schöffe von der Schöffenliste zu strei- 
chen oder ob von seiner Heranziehung zur 
Dienstleistung abzusehen ist, sowie über die 
von einem Schöffen vorgebrachten Ablehnungs- 
gründe trifft eine Strafkammer. Im übrigen tritt 
an die Stelle des Amtsrichters der Vorsitzende 
der Strafkammer." 

4b. § 83 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres bestellt 
das Präsidium des Oberlandesgerichts für jede 
Tagung des Schwurgerichts aus der Zahl der 
Mitglieder des Oberlandesgerichts oder der in 
seinem Bezirk angestellten Richter einen Vor- 
sitzenden des Schwurgerichts. 

(2) In gleicher Weise bestellt das Präsidium 
des Landgerichts für jede Tagung des Schwur- 
gerichts aus der Zahl der Mitglieder des Land- 
gerichts und der in seinem Bezirk angestellten 
Amtsrichter einen Stellvertreter des Vorsitzen- 
den, die übrigen richterlichen Mitglieder und 
ihre Stellvertreter." 

5. §§ 88 und 118 werden aufgehoben. 

♦ 

5a. § 125 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Zum Mitglied des Bundesgerichtshofs 
kann nur berufen werden, wer das fünfund- 
dreißigste Lebensjahr vollendet hat." 
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6. In § 148 Abs. 1 wird das Wort „nichtrichtor- 

^ liehe" gestrichen. 

7. § 198 wird aufgehoben. 

§ 83 

Änderung der Vorschriften 
über die Befähigung zum Richteramt 

Es werden aufgehoben 

1. das Gesetz über die Befähigung zum Richter- 
amt vom 27. Februar 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 127), 

2. die Verordnung über die Zuerkennung der Fä- 
higkeit zum Richteramt an Volksdeutsche vom 

8. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2390), 


§ 84 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1267), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713) 
wird wie folgt geändert; 

1. § 18 Abs. 3 Satz 2, Abs. 5 und 6 wird aufge- 
hoben. 

2. § 18 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorsitzenden können Richter auf Zeit 
sein; sie werden mindestens für ein Jahr er- 
nannü" 

3. § 18 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Bei einem Arbeitsgericht soll ein abge- 
ordneter Richter nicht länger als drei Monate 
verwendet werden. Auch Richter auf Probe und 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
6. u n V e r ä n d e r i 


7. § 148 Abs. 2 und § 198 werden aufgehoben. 

♦ 

§ 83 

Änderung der Vorschriften 
über die Befähigung zum Richteramt 

Es werden aufgehoben 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. das Bayerische Gesetz über die Richteramtsbe- 
fähigung umgesiedelter und heimatvertriebener 
Juristen vom 16. Juni 1948 (Bay. BS Band III 
S. 64), 

4. das Bremische Gesetz über die Richteramtsbe- 
fähigung umgesiedelter und heimatvertriebener 
Juristen vom 2. Juni 1948 (Ges. Bl. S. 133), 

5. das Hessische Gesetz über die Richteramtsbe- 
fähigung umgesiedelter und heimatvertriebener 
Juristen vom 21. Juni 1948 (GVBl. S. 79, 92), 

6. das Gesetz Nr. 929 des früheren Landes Würt- 
temberg-Baden über die Richteramtsbefähigung 
umgesiedeiter und heimatvertriebener Juristen 
vom 2. Juni 1948 (Reg. Bl. S. 91, 148). 

§ 83 a 

Änderung der Verordnung 
zur einheitlichen Regelung der 
Gerichtsverfassung 

§ 7 Abs. 4 der Verordnung zur einheitlichen Re- 
gelung der Gerichtsverfassung vom 20. März 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 403) wird aufgehoben. 

§ 84 

Änderung des Arbeitsgeriditsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1267), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 3 bis 6 wird aufgehoben. 

♦ 

Nummer 2 entfällt 


3. § 18 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(7) Bei den Arbeitsgerichten können Richter 
auf Probe und Richter kraft Auftrags verwen- 
det werden." 
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Richter kraft Auftrags können als Abgeordnete 
Richter verwendet werden." 

A. § 19 erhält folgende Fassung: 

rr§ 19 

Werden auf Lebenszeit oder auf Zeit er- 
nannte Beamte zu Richtern auf Zeit (§18 Abs. 4) 
ernannt, so gelten § 14 Abs. 2 und § 15 des 
Deutschen Richtergesetzes entsprechend.“ 

5. § 36 erhält folgende Fassung: 

»§ 36 

Der Präsident und die weiteren Vorsitzenden 
werden auf Vorschlag der obersten Arbeits- 
behörde des Landes im Benehmen mit der Lan- 
desjustizverwaltung nach Anhörung der in § 14 
Abs. 1 genannten Gewerkschaften und Vereini- 
gungen von Arbeitgebern als Richter auf Le- 
benszeit entsprechend den landesrechtlichen 
Vorschriften bestellt. Sie müssen besondere 
Kenntnisse und Erfahrungen auf den Gebieten 
des Arbeitsrechts und des Arbeitslebens besit- 
zen.“ 

6. § 42 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die zu berufenden Personen müssen das 
fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben 
und besondere Kenntnisse und Erfahrungen auf 
den Gebieten des Arbeitsrechts und des Ar- 
beitslebens besitzen.“ 

§ 85 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung vom 

. . . (Bundesgesetzbl ) wird wie folgt ge- 

ändert: 

1. ^5 und § 15 Abs. 2 werden aufgehoben. 

2. In § 15 Abs. 3 werden die Worte „nachdem sie 
eine der im Absatz 2 genannten Fähigkeiten 
erlangt haben“ durch die Worte „nachdem sie 
die Befähigung zum Richteramt erlangt haben“ 
ersetzt. 

3. § 16 wird aufgehoben. 

siche Nr. 4 


4. § 18 erhält folgende Fassung: 

18 

Bei den Verwaltungsgerichten können Richter 
auf Probe oder Richter kraft Auftrags verwen- 
det werden. Sie müssen die Voraussetzungen 
des §15 Abs. 3 erfüllen.“ 
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4. § 19 wird aufgehoben. 

♦ 


5. § 36 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 36 

Der Präsident und die weiteren Vorsitzenden 
werden auf Vorschlag der obersten Arbeits- 
behörde des Landes im Benehmen mit der Lan- 
desjustizverwaltung nach Anhörung der in § 14 
Abs. 1 genannten Gewerkschaften und Vereini- 
gungen von Arbeitgebern als Richter auf Le- 
benszeit entsprechend den landesrechtlichen 
Vorschriften bestellt." 


6. § 42 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Die zu berufenden Personen müssen das 
fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben," 


§ 85 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 15 Abs. 2 wird aufgehoben, 

♦ 

Nummer 2 entfällt 


Nummer 3 entfällt 

3a. § 17 erhält folgende Fassung: 

♦ 

»§ 17 

Bei den Verwaltungsgerichten können Rich- 
ter auf Probe oder Richter kraft Auftrags ver- 
wendet werden." 

siehe Nr. 3 a 


57 



Drucksache 2785 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 
siehe Nr. 5 


5. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

Richter im Nebenamt, Richter auf Probe, 
Richter kraft Auftrags und abgeordnete Richter 
können nicht den Vorsitz führen. Von diesen 
Richtern darf nicht mehr als einer in einer 
Kammer (Senat) mitwirken,'' 

6. § 37 erhält folgende Fassung: 

„§ 37 

Dem Gericht dürfen Verwaltungsgeschäfte 
außerhalb der Gerichts Verwaltung nicht über- 
tragen werden." 


siehe Nr. 6 


7. § 177 wird aui gehoben. 

§ 86 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1239, 1326), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 861, 933) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

4. § 18 erhält folgende Fassung: 

♦ 

-,§ 18 

Richter im Nebenamt, Richter auf Probe, 
Richter kraft Auftrags und abgeordnete Richter 
können nicht den Vorsitz führen. Von diesen 
Richtern darf nicht mehr als einer in einer Kam- 
mer (Senat) mitwirken." 

Nummer 5 entfällt hier 

siehe Nr. 4 


siehe Nr. 6 a 


6 . § 37 erhält folgende Fassung: 

♦ 

n§ 37 

Der Oberbundesanwalt sowie der Vertreter 
des öffentlichen Interesses bei dem Oberver- 
waltungsgericht und bei dem Verwaltungsge- 
richt müssen die Befähigung zum Richteramt 
nach dem Deutschen Richtergesetz besitzen." 

6a. § 39 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 39 

Dem Gericht dürfen keine Verwaltungsge- 
schäfte außerhalb der Gerichtsverwaltung 
übertragen werden." 

6b. § 174 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Für den Vertreter des öffentlichen Inter- 
esses bei dem Oberverwaltungsgericht und bei 
dem Verwaltungsgericht steht der Befähigung 
zum Richteramt nach dem Deutschen Richter- 
gesetz die Befähigung zum höheren Verwal- 
tungsdienst gleich, wenn sie nach mindestens 
dreijährigem Studium der Rechtswissenschaft 
an einer Universität und dreijähriger Ausbil- 
dung im öffentlichen Dienst durch Ablegen der 
gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen erlangt 
worden ist." 

Nummer 7 entfällt 

§ 86 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. August 1958 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 613), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. Mai 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 305), wird wie 
folgt geändert: 
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1. In § 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Berufsrichter sollen besondere Kenntnisse 
auf dem Gebiet des Sozialrechts und des so- 
zialen Lebens besitzen.*' 

2. § 6 und § 9 Abs. 2 werden aufgehoben. 

♦ 

3. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei einem Sozialgericht können Richter 
auf Probe und Richter kraft Auftrags als abge- 
ordnete Richter verwendet werden." 

4. § 24 Abs. 1 Satz 2 und § 32 Abs. 2 werden auf- 

^ gehoben. 

5. § 210 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Den Vorsitz in den Kammern auf Zeit 
kann ein abgeordneter Richter auf Probe oder 
kraft Auftrags führen. Den Vorsitz in den Se- 
naten auf Zeit kann anstelle eines Senatspräsi- 
denten ein anderer Berufsrichter des Landes- 
sozialgerichts führen." 

§ 87 

Änderung des Gesetzes 

zur Neuordnung der Finanzgerichtsharkeit 

Das Gesetz zur Neuordnung der Finanzgerichts- 
barkeit vom (Bundesgesetzbl. I 

) wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 2 und §14 werden aufgehoben. 

2. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

Beim Finanzgericht können Richter auf Probe 
oder Richter kraft Auftrags verwendet werden. 
Sie sollen in der Regel die Voraussetzungen 
des §13 Abs. 3 erfüllen." 

3. § 32 erhält folgende Fassung: 

J 32 

Den Gerichten dürfen keine Verwaltungs- 
geschäfte außerhalb der Gerichtsverwaltung 
übertragen werden." 

4. In § 34 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „nicht- 
richterlicher" gestrichen. 

5. § 134 wird aufgehoben. 

§ 88 

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Finanzgerichtsbarkeit 

Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Finanzgerichtsbarkeit vom 22. Oktober 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1746) wird wie folgt geändert: 

1. §§ 2 und 3 werden aufgehoben. 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

4 

Beim Finanzgericht können Richter auf Probe 
oder Richter kraft Auftrags verwendet werden." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Nummer 1 entfällt 


2. unverändert 

3. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Bei den Sozialgerichten können Richter 
auf Probe und Richter kraft Auftrags verwendet 
werden." 

4. unverändert 

Nummer 5 entfällt 


§ 87 

entfällt 


§ 88 

unverändert 
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§ 89 

Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 

Das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) in der 
Fassung des Gesetzes vom 21. Juli 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 662] wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Sie müssen außerdem die Befähigung 
zum Richteramt nach dem Deutschen Richter- 
gesetz besitzen, sich durch besondere Kennt- 
nisse im öffentlichen Recht auszeichnen und im 
öffentlichen Leben erfahren sein." 

2. § 11 wird aufgehoben. 

§ 90 

Änderung des Gesetzes 
über den Bundesrechnungshof 

Das Gesetz über Errichtung und Aufgaben des 
Bundesrechnungshofes vom 27. November 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 765) wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf die Mitglieder des Bundesrechnungs- 
hofes sind die für die Richter an den oberen 
Bundesgerichten geltenden Vorschriften über 
Dienstaufsicht, Versetzung in ein anderes Amt, 
Versetzung in den Ruhestand, Entlassung, 
Amtsenthebung, Altersgrenze und Disziplinar- 
strafen entsprechend anzuwenden. § 2 bleibt 
unberührt." 

2. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

„§ 11 a 

(1) Für ein förmliches Disziplinarverfahren 
gegen ein Mitglied des Bundesrechnungshofes 
und für ein Prüfungsverfahren, das ein Mit- 
glied des Bundesrechnungshofes betrifft, ist das 
Dienstgericht des Bundes zuständig. 

(2) Die nichtständigen Beisitzer müssen Mit- 
glieder des Bundesrechnungshofes sein. Das 
Präsidium des Bundesgerichtshofes bestimmt 
sie für die Dauer von fünf Geschäftsjahren in 
der Reihenfolge einer Vorschlagsliste, die der 
große Senat des Bundesrechnungshofes auf- 
stellt. § 126 c Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
der Reichshaushaltsordnung ist nicht anzuwen- 
den. 

(3) Auf das Verfahren vor dem Dienstgericht 
sind die Vorschriften des Deutschen Richterge- 
setzes anzuwenden." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 89 

Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 

§ 3 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 297), erhält folgende Fas- 
sung: 

„(2) Sie müssen die Befähigung zum Richter- 
amt nach dem Deutschen Richtergesetz be- 
sitzen." 


§ 90 

unverändert 
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§ 91 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

§ 189 des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1337) erhält folgende Fassung: 


„§ 189 

Für die Mitglieder des Bundesrechnungshofes 
gilt dieses Gesetz, soweit im Gesetz über Errich- 
tung und Aufgaben des Bundesrechnungshofes 
vom 27. November 1950 (Bundesgesetzbl. S. 765) 
in der Fassung des § 90 des Deutschen Richter- 
gesetzes nichts Abweichendes bestimmt ist." 

§ 92 

Änderung des Beamtenreclitsrahmengesetzes 

§ 134 Abs. 1 des Rahmengesetzes zur Vereinheit- 
lichung des Beamtenrechts vom 1. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 667) in der Fassung des Gesetzes 
vom 11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1275) 
wird aufgehoben. 

§ 93 

Änderung der Vorschriften über die Altersgrenze 
von Richtern an den oberen Bundesgerichten und 
Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 

Das Dritte Gesetz über die Altersgrenze von Rich- 
tern an den oberen Bundesgerichten und Mitgliedern 
des Bundesrechnungshofes vom 28. November 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 884) wird aufgehoben. 

§ 94 

Änderung der Vorschriften 
über die Altersgrenze von Richtern 
an Wiedergutmachungsgerichten 

Die Fünfte Durchführungsverordnung des briti- 
schen Hohen Kommissars zum Gesetz Nr. 59 der 
Militärregierung (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission für Deutschland S. 295) wird aufgeho- 
ben. 

§ 95 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

Die Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 761), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667), wird wie folgt geändert: 

1. § 35 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Vorsitzende, seine Stellvertreter und 
die rechtskundigen Beisitzer müssen die Befähi- 
gung zum Richteramt haben." 

2. §§ 108 und 110 werden aufgehoben. 

♦ 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 91 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

§ 189 des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1337), zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 705), 
erhält folgende Fassung: 

§ 189 

unverändert 


§ 92 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

§ 134 Abs. 1 des Rahmengesetzes zur Vereinheit- 
lichung des Beamtenrechts vom 1. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 667), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 207), wird 
aufgehoben. 

§ 93 

unverändert 


§ 94 

unverändert 


§ 95 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

Die Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 761), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667), wird wie folgt geändert: 

1. § 35 Abs. 3 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„(3) Der Vorsitzende, seine Stellvertreter und 
die rechtskundigen Beisitzer müssen die Befä- 
higung zum Richter amt nach dem Deutschen 
Richtergesetz haben." 

2. unverändert 
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§ 96 

Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

§ 53 Abs. 2 Satz 1 der Wehrdisziplinarordnung 
vom 15. März 1957 (Biindesgesetzbl. I S. 189) erhält 
folgende Fassung: 


„Die richterlichen Mitglieder müssen das fünfund- 
dreißigste Lebensjahr vollendet und die Befähi- 
gung zum Richtcramt erworben haben." 


§ 97 

Änderung der Bimdesrechlsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung vom 

(Bundcsgesetzbl. I S ) wird wie folgt 

geändert; 

l.ln § 4 werden die Worte „nach den Vorschrif- 
ten des Gerichtsverfassungsgesetzes" durch die 
Worte „nach dem Deutschen Richtergesetz" er- 
setzt. 


2. ln § 246 werden die Worte zwischen den Klam- 
mern „§ 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes" 
durch die Worte „§ 5 des Deutschen Richterge- 
setzes" ersetzt. 

§ 98 

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Notarrechts 

Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Notarrcchts vom (Bundesgesetz- 
blatt IS ) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 96 

Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

Die Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 1957 
(Biindesgesetzbl. I S. 189) wird wie folgt geändert: 

1. § 53 erhält folgende Fassung; 

♦ 

.,§ 53 

(1) Mitglieder des Truppendienstgerichts 
sind der dienstaufsichtführende Richter, die 
weiteren richterlichen Mitglieder und die mili- 
tärischen Beisitzer als ehrenamtliche Richter. 

( 2 ) Die richterlichen Mitglieder müssen das 
fünfunddroißigste Lebensjahr vollendet und die 
Befähigung zum Richteramt nach dem Deut- 

• sehen Richtergesetz haben. Sie werden vom 
Biindespräsidenten auf Lebenszeit ernannt. 

(3) Als richterliches Mitglied kann auch ein 
Richter kraft Auftrags verwendet werden. Ein 
Richter kraft Auftrags kann bei der großen 
Besetzung (§ 56) nicht den Vorsitz führen." 

2. § 59 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Zur Vertretung der Einleitungsbehörde im dis- 
ziplinargerichtlichen Verfahren bestellt der 
Bundesminister für Verteidigung bei den Trup- 
pendienstgerichten Beamte, die die Befähigung 
zum Richteramt nach dem Deutschen Richter- 
gesetz haben, für die Dauer ihres Hauptamtes 
als Wehrdisziplinaranwälte." 

§ 97 

Änderung der Bimdesrechtsanwaltsordnung 

Die Rundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 
1659 (Biindesgesetzbl. I S. 565) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

..§ 4 

Befähigung zum Richteramt 

Zur Rechtsanwaltschaft kann nur zugelassen 
\/erden, wer die Befähigung zum Richteramt 
nach dem Deutschen Richtergesetz erlangt hat." 

2. 6 233 wird aufgehoben. 

❖ 


§ 98 

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Notarrechts 

Artikel 13 des Gesetzes über Maßnahmen auf 

dom Gebiete des Notarrechts vom 16. Februar 1961 
(Biindesgesetzbl. I S. 77) wird aufgehoben. 


62 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2785 


Entwurf 

l,ln Artikel 1 Nr. 1 § 3 werden die Worte „nach 
den Vorschriften des Gerichtsverfassunggeset- 
zes" durch die Worte „nach dem Deutschen 
Richtergesetz" ersetzt. 

2. In Artikel 13 werden die Worte „(§ 2 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes)" gestrichen. 


§ 99 

Änderung der Laufbahnvorschriften 

Die Verordnung über die Laufbahn für das Amt 
des Richters und des Staatsanwalts vom 16. Mai 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 917) ist als Bundesrecht 
nicht mehr anzuwenden. 

§ 100 

Verweisung auf aufgehobene Vorschriften 

Soweit in anderen Gesetzen und Verordnungen 
auf Vorschriften oder Bezeichnungen verwiesen 
wird, die durch dieses Gesetz aufgehoben werden, 
treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschrif- 
ten oder die Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Überleitung von Rechtsverhältnissen 
§ 101 

Überleitungsvorschriften 
für Richter auf Lebenszeit und auf Zeit 

(1) W^er vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in ein 
Öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis auf Lebens- 
zeit oder auf Zeit berufen ist und ein Richteramt 
als Hauptamt innehat, erhält die Rechtsstellung 
eines Richters auf Lebenszeit oder auf Zeit im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(2) Wer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in ein 
Richleramt berufen ist und die Befähigung zum 
Richteramt nicht besitzt, kann bei einem Gericht nur 
entsprechend den bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden Vorschriften verwendet werden. 

(3) Wer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes aus 
Anlaß der Übertragung eines Richteramts einen Eid 
geleistet hat, ist von der Pflicht zur Leistung des 
Richtorcides (§ 36) befreit. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 98 a 

Änderung der Bundesnotarordnung 

§ 5 der Bundesnotarordnung vom 24. Februar 1961 
{Bundesgesetzbl. I S. 97) erhält folgende Fassung: 

.§ 5 

Zum Notar darf nur ein deutscher Staatsange- 
höriger bestellt werden, der die Befähigung zum 
Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz er- 
langt hat." 

§ 99 

unverändert 


. § 100 
unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Überleitung von Rechtsverhältnissen 
§ 101 

Überleitungsvorschriften 
für Richter auf Lebenszeit und auf Zeit 

(1) unverändert 


(2) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Be- 
fähigung zum Richteramt nicht besitzt, kann bei 
einem Gericht nur entsprechend den bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Vorschriften wei- 
terverwendet werden. 

(3) Wer nach dem 8. Mai 1945 aus Anlaß der 
Übertragung eines Richteramts einen Eid geleistet 
hat, ist von der Pflicht zur Leistung des Richtereides 
(§ 36) befreit. 
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§ 102 

Überleitungsvorschriften 
für Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags 
und abgeordnete Richter 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis auf 
Probe die Aufgaben eines Richters wahrnimmt, er- 
hält die Rechtsstellung eines Richters auf Probe. Die 
Fristen in § 11 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 und 3 rechnen 
von der Einstellung ab. 

(2) Ist ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes mit der Wahrneh- 
mung eines Richteramts beauftragt, so darf er dieses 
Amt bis zuHL Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes führen. Danach kann er bei einem 
Gericht nur noch in einem Richterverhältnis nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes verwendet werden. 

(3) Die Fristen für die Abordnung eines Richters 
(§ 35) beginnen frühestens mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 

(4) Bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gilt die Beschränkung der 
Zahl der Richter auf Probe und der Richter kraft 
Auftrags nach § 25 Abs. 3 nicht. 

§ 103 

Dienstverhältnisse auf Widerruf 

(1) Bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes können richterliche Aufgaben 
in den Ländern auch in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis auf Widerruf wahrgenommen wer- 
den. 

(2) Im Land Bayern können Aufgaben der Grund- 
buchbereinigung bis zum Ablauf von fünf Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auch in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis auf Wider- 
ruf wahrgenommen werden. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 gilt § 25 
Abs. 3 nicht. 

§ 104 

Richterliche Vortätigkeit 

Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Befähi- 
gung zum Riditeramt besitzt, kann bis zum Ablauf 
von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Tätigkeiten nach § 9 Abs. 2 unbeschränkt angerech- 
net erhalten. 

§ 105 

Befähigung zum Richteramt 

Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Befähi- 
gung zum Richteramt nach den bisher geltenden 
Vorschriften besitzt, ist auch nadi Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes zum Richteramt befähigt. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 102 

Überl eitungsvorsdiriften 
für Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags 
und abgeordnete Richter 

(1) Wer bei Inkrafttreten /dieses Gesetzes in 
einem öffentlich-rechtliichen Dienstverhältnis auf 
Probe die Aufgaben eines Richters wahrnimmt, er- 
hält die Rechtsstellung eines Richters auf Probe. Die 
Fristen in § 11 Abs. 2 und § 19 b Abs. 1 und 2 rech- 
nen von der Einstellung ab. 

(2) unverändert 


Absatz 3 entfällt 

Absatz 4 entfällt 

§ 103 

Dienstverhältnisse auf Widerruf 

(1) unverändert 

Absatz 2 entfällt 


Absatz 3 entfällt 

§ 104 

unverändert 


§ 105 

unverändert 
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§ 106 

Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 

Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Ab- 
legen der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen 
die Befähigung zum allgemeinen höheren Verwal- 
tungsdienst erworben hat, kann auch nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zum Richter in der Verfas- 
sungsgerichtsbarkeit, Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
Sozialgerichtsbarkeit, Finanzgerichtsbarkeit und 
Disziplinargerichtsbarkeit ernannt werden. 


§ 107 

Vorsitzende der Arbeitsgerichte und 
Sozialgeridite 

(1) Zum Vorsitzenden eines Arbeitsgerichts oder 
eines Sozialgerichts kann bis zum Ablauf von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auch er- 
nannt werden, wer die Voraussetzungen des § 18 
Abs. 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes oder des § 9 
Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
erfüllt. 


(2) Das gleiche gilt für die Ernennung zum Vor- 
sitzenden auf Grund eines Landesgesetzes gemäß 
§ 207 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes. 

§ 108 

Anerkennung nichtdeutscher Prüfungen 

§ 92 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201) wird durch 
dieses Gesetz nicht berührt. 


§ 109 

Übergangsvorschriften 
für Ausbildungen und Prüfungen 

(1) Die Landesregierungen bestimmen durch 
Rechtsverordnung, wieweit Studium und Vorberei- 
tungsdienst, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach den bisher geltenden Vorschriften abgeleistet 
worden sind, anerkannt werden. Das gleiche gilt für 
die Anerkennung erster Prüfungen. 

(2) Die für den Vorbereitungsdienst der Kriegs- 
heimkehrer bestehenden Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 106 

Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 

Wer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
mindestens dreijährigem Studium der Rechtswissen- 
schaft an einer Universität und dreijähriger Aus- 
bildung im Öffentlichen Dienst durch Ablegen der 
gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen die Befähi- 
gung zuni höheren Verwaltungsdienst erworben hat, 
kann auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zum 
Richter in der Verfassungsgerichtsbarkeit, Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, Sozialgerichtsbarkeit und Dis- 
ziplinargerichtsbarkeit ernannt werden. § 18 b 

Abs. 1 Nr. 1 gilt entsprechend. 

§ 107 

Vorsitzende der Arbeitsgerichte und 
Sozialgerichte 

(1) Zum Vorsitzenden eines Arbeitsgerichts oder 
eines Sozialgerichts kann bis zum Ablauf von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auch er- 
nannt werden, wer die Voraussetzungen des § 18 
Abs. 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes oder des § 9 
Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
erfüllt; § 18 b Abs. 1 Nr. 1 gilt entsprechend. Der 
Vorsitzende eines Arbeitsgerichts kann bis zu die- 
sem Zeitpunkt auch zum Richter auf Zeit ernannt 
werden. Auf Richter auf Zeit sind § 18 Abs. 4 und 
§ 19 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung an- 
zuwenden. 

(2) unverändert 

§ 108 

Anerkennung nichtdeutscher Prüfungen 

§ 92 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1215), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 545), wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 109 

unverändert 
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§ 110 

Überleitungsvorschriit iür Richter 
als Mitglieder einer Kpmmunalvertrelung 

Richter, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
Vertretungskörperschaft einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes angehören, können dieses Amt 
noch bis zum Ablauf ihrer Wahlperiode wahrneh- 
men. 

§ 111 

Überleitungsvorschriften 

für Richter des ehemaligen Deutschen Obergerichts 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 

Die Richter des ehemaligen Deutschen Ober- 
gerichts für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet treten 
mit dem Ablauf des Monats in den Ruhestand, in 
dem sie das fünfundsechzigste Lebensjahr vollenden. 
Die Versorgung der Richter des ehemaligen Deut- 
schen Obergerichts und die Versorgung ihrer Hin- 
terbliebenen richten sich nach dem Bundesbeamten- 
gesetz, 


§ 112 

Überleitung von Gerichtsverfahren 

Ein Verfahren, das einen Richter im Bundesdienst 
betrifft und bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
einem Gericht anhängig ist, das nach diesem Gesetz 
nicht mehr zuständig ist, geht in der Lage, in der es 
sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes befindet, auf 
das nunmehr zuständige Gericht über. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 109a 

Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das allgemeine Dienstalter abweichend von 
§ 19 zu regeln, um Nachteile auszugleichen, die 

1. aus den Wiedergutmachungsgesetzen berech- 
tigte Richter durch Verfolgungsmaßnahmen, 

2. unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallende 
Richter durch das Ausscheiden aus dem Amt 
und 

3. Richter, deren Anstellung infolge des Krieges 
verzögert worden ist, durch die verspätete An- 
stellung 

erlitten haben. 

§ 110 

entfällt 


§ 111 

unverändert 


§ lila 

Eintritt in den Ruhestand in Sonderfällen 

(1) Ein Richter oder Staatsanwalt, der in der Zeit 
vom 1. September 1939 bis zum 9. Mai 1945 als 
Richter oder Staatsanwalt in der Strafrechtspflege 
mitgewirkt hat, kann auf seinen Antrag in den 
Ruhestand versetzt werden. 

(2) Der Antrag kann nur bis zum 30. Juni 1962 
gestellt werden. 

§ 112 

Überleitung von Gerichtsverfahren 

Ein Verfahren, das einen Richter oder Staatsan- 
walt im Bundesgebiet betrifft und bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bei einem Gericht anhängig ist, das 
nach diesem Gesetz nicht mehr zuständig ist, geht 
in der Lage, in der es sich bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes befindet, auf das nunmehr zuständige Ge- 
richt über. 
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DRITTJZR ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 113 

Mitglieder von Gemeindegerichten 
und Friedensgerichten 

Auf Gemeinderichter (§14 Nr. 2 des Geriditsver- 
fassungsgesetzes) und auf Gemeinde fricdensrichter 
sowie staatliche Friedensrichter (Artikel 8, III Nr. 93 
des Gesetzes zur Wiederherstellung der Rechtsein- 
heit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der 
bürgerlichen Rechtspflege und des Kosienrechts 
vom 12. September 1950 — Bundesgesetzbl. I S. 455, 
509) ist dieses Gesetz nicht anzuwenden. 

§ 114 

Technische Mitglieder des 

Patentamts 

Die Nichtigkeitssenate und Beschwerdesenate des 
Patentamts können in der Besetzung mit auf Lebens- 
zeit berufenen rechtskundigen und technischen Mit- 
gliedern des Patentamts (§ 17 Abs. 2 des Patent- 
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 18. Juli 
1953 — Bundesgesetzbl. I S. 615) tätig werden. 

§ 115 

Richter im Bundesdienst 
als Mitglieder einer Volksvertretung 

Für die Rechtsstellung der in die gesetzgebende 
Körperschaft eines Landes gewählten Richter im 
Bundesdienst gilt das Gesetz über die Rechtsstel- 
lung der in den Deutschen Bundestag gewählten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 777) entspre- 
chend. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 112a 

tibergangsvorschrilt für die 
Zuständigkeit der Disziplinargerichte 

(1) Bis zur Errichtung der Dienstgerichte in den 
Ländern entscheiden in den Fällen des § 77 die für 
Diszipimaiverfahren gegen Richter im Landesdienst 
zusländigen Gerichte. 

(2) Auf das Verfahren vor den Dienstgericliten 
der Länder in Versetzungs- und Prüfungssachen 
(§ 77 Nr. 2, 3 und 4) sind bis zum Erlaß landesrecht- 
licher Vorschriften die Verwaltungsgerichtsordnung 
und § 63 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3, § 65 Abs. 2 
und 3, §§ 66 und 67 anzuwenden. Ein Vertreter des 
öffentlichen Interesses wirkt an dem Verfahren 
nicht mit. 

DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 113 

Mitglieder von Gemeindegerichten 

Aaif Gemeindcrichter (§ 14 Nr. 2 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzGs) ist dieses Gesetz nicht anzuwen- 
den. 


§ 114 

Technische Mitglieder des 

Bundespatentgerichts 

Zum Richteramt bei dem Bimdespatentgeridit ist 
auch befähigt, wer die Voraussetzungen des § 36 
Abs. 2 des Patentgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes vom 23. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 274) 
erfüllt. § 18 b Abs. 1 Nr. 1 gilt entsprechend. 

§ 115 

unverändert 


§ 115a 

Staatsanwälte 

(1) Zum Staatsanwalt kann nur ernannt werden, 
wer die Befähigung zum Richteramt (§§ 5 bis 7) be- 
sitzt. 
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§ 116 

Besetzung der Berufsgerichte für Rechtsanwälte 

§ 107 Abs. 1 der Bundesrechtsanwaltsordnung 

vom (Bundesgesetzbl. IS ) 

wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 


§ 117 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 118 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April .... in Kraft. 


B o s c h 1 ü s s 0 d o s 1 2. A u s s c h u s s s 

(2) Dem richterlichen Dienst im Sinne von § 9 
Abs. 1 steht eine staatsanwaltschaftliche Tätigkeit 
gleich. 

(3) Auf die Staatsanwälte ist § 40 entsprechend 
anzuwenden. 

(4) In förmlichen Disziplinarverfahren gegen 
Staatsanwälte entscheiden die Dienstgerichte für 
Richter. Die nichtständigen Beisitzer müssen auf 
Lebenszeit berufene Staatsanwälte sein. Der Bun- 
desminister der Justiz bestellt die nichtständigen 
Beisitzer beim Dienstgericht des Bundes. Die Be- 
stellung der nichtständigen Beisitzer bei den Dienst- 
gerichten der Länder regelt die Landesgesetzge- 
bung. 

(5) Absätze 1 bis 4 und § 106 Satz 1 gelten ent- 
sprechend für den Oberb undesanwalt und die Bun- 
desanwälte beim Bundesverwaltungsgericht, den 
Bundesdisziplinaranwalt, den Bundeswehrdiszipli- 
naranwalt, die Staatsanwälte und die Landesan- 
wälte bei den Gerichten der Verwaltungsgerichts- 
barkeit der Länder; der Bundesminister der Justiz 
bestellt die nichtständigen Beisitzer beim Dienstge- 
richt des Bundes im Einvernehmen mit dem zustän- 
digen Bundesminister. 

§ 116 

Besetzung der Berufsgerichte für Rechtsanwälte 

§ 94 Abs. 1 und § 101 Abs. 3 der Bundesrechtsan- 
waltsordnung vom 1. August 1959 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 565) werden durch dieses Gesetz nicht be- 
rührt. 

§ 116a 

Sonderregelung für Berlin 

§ 49 Abs. 2, §§ 68, 69, 89, 94 und 96 finden im 
Land Berlin keine Anwendung. Das gleiche gilt für 
§ 50 Abs. 2, § 53 Abs. 1 und 2 und § 115 a Abs. 5, 
soweit sie sich auf Truppendienstgerichte, Richter 
der Truppendienstgerichte, Richter eines Wehr- 
dienstsenats oder den Bundeswehrdisziplinaranwalt 
beziehen. 

§ 117 

unverändert 


§ 118 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1962 in Kraft. Die 

§§ 109 a und 111 a treten jedoch bereits am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 
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